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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 2 . J a h r g a n g ,  J u l i  2 0 0 0 ,  H e f t  7

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Beschleunigung des zivilgerichtlichen Verfahrens

gänzendes Vorbringen zur Klärung des

Sachverhaltes vor allem auch aufgrund

der vorläufigen rechtlichen Einschätzung

des Richters erforderlich sein, hat der Rich-

ter auf ergänzendes Vorbringen hinzuwir-

ken.

Nach der vorbereitenden Verhandlung, in

der – falls erforderlich – auch nochmals ein

Schriftsatzwechsel aufgetragen werden

kann, soll in einer der Beweisaufnahme

dienenden Verhandlung, die auch an meh-

reren Tagen stattfinden könnte, wobei die

Termine schon in der vorbereitenden Ver-

handlung abzustimmen sind, das Verfah-

ren zur Urteilsfindung abgeschlossen wer-

den.

Vorbringen, das bis zum Ende der so ge-

nannten vorbereitenden Verhandlung nicht

erstattet wurde, es sei denn, ein Schrift-

satzwechsel wird nochmals zugelassen, ist

präkludiert. Es kann vom Gericht nur dann

zugelassen werden, wenn das ergän-

zende, neue Vorbringen – obwohl die Pro-

zessführungspflicht erfüllt wurde – aus dar-

zustellenden Gründen nicht früher erstattet

werden konnte.

Was die Kostenentscheidung betrifft, soll

es Vereinfachungen geben, die noch nicht

konkret zu Ende besprochen sind. In Frage

kommt eine Stellungnahme der Parteien zu

gelegten Kostennoten. Bei Nichterstattung

von Einwendungen könnte der Richter die

verzeichneten Kosten als zugestanden in

seiner Entscheidung verwerten. Es wurde

auch ein gesondertes Kostenfestsetzungs-

verfahren angesprochen, ähnlich wie dies

in Deutschland der Fall ist. Persönlich

scheint mir eine solche Zweigleisigkeit nur

Verzögerungen zu bringen und letztlich

wenig hilfreich zu sein.

Soweit – ohne Anspruch auf Vollständig-

keit und nur schlagwortartig dargestellt –

die wesentlichen Überlegungen, die jetzt

zunächst einmal in die Gesetzessprache

zu übersetzen und dann selbstredend wei-

terzuberaten sein werden.

Was aufwändige Verfahren mit einer grö-

ßeren Anzahl von Einzelansprüchen be-

trifft, habe ich an die Möglichkeit, ein Ver-

fahren zu einer „Punktensache“ zu erklä-

ren, erinnert. Diesbezüglich werden wei-

tere Überlegungen sicherlich noch ange-

stellt werden.

In den Standesvertretungen wurden die

dargestellten Initiativen erörtert. Neben Zu-

stimmung gab es selbstredend auch Kritik,

insbesondere was die Präklusion von Vor-

bringen betrifft und hier vor allem aus der

Befürchtung, dass die Prozesstaktik zu

kurz kommen könnte. Alles in allem war

man sich allerdings einig, dass eine Straf-

fung des Verfahrens unter Anwaltspflicht

nicht nur im Interesse der Prozessparteien,

sondern auch der Anwaltschaft liegt. Die

Mitwirkungspflicht des Rechtsanwaltes im

Verfahren wird deutlicher und das Institut

der Anwaltspflicht wohl dadurch aufge-

wertet und abgesichert.

Ich würde mich freuen, Anregungen zu

den aufgezeigten Überlegungen zu erhal-

ten. Schon die bisherigen Gespräche ha-

ben gezeigt, dass die Rechtsanwaltschaft

aufgrund ihrer Erfahrung in der Führung

gerichtlicher Verfahren in besonderer

Weise dazu berufen ist, an der Umsetzung

ihrer Erfahrungen mitzuwirken.

In meinem aktuellen Beitrag für Mai 2000

habe ich kurz über eine Initiative des Bun-

desministers für Justiz, Dr. Böhmdorfer, be-

treffend die Beschleunigung des zivilge-

richtlichen Verfahrens informiert.

Inzwischen haben eingehende Gespräche

nicht nur im Bundesministerium für Justiz,

sondern auch in Arbeitsgruppen, die von

den Herren Professoren Dr. Rechberger

und Dr. Böhm und mir geleitet wurden,

stattgefunden. Zurzeit befassen sich die

zuständigen Beamten des Justizministeri-

ums mit der legistischen Umsetzung.

Während die Überlegungen betreffend

die Einführung einer besonderen Schieds-

gerichtsbarkeit, etwa für Ansprüche aus

Verkehrsunfällen, noch weiteren Beratun-

gen vorbehalten blieben, gibt es in ande-

ren Bereichen schon konkrete Vorstellun-

gen.

Der Widerspruch gegen Versäumungsur-

teile soll zurückgedrängt und das unechte

Versäumungsurteil beseitigt werden. Die

Verfahren, welche unter Anwaltspflicht ste-

hen, sollen durch die Einführung einer so

genannten vorbereitenden Verhandlung

nach Schriftsatzwechsel gestrafft werden.

Zu der vorbereitenden Verhandlung müs-

sen die Parteien geladen werden. Der

Richter ist verpflichtet, über den vorgetra-

genen Sachverhalt zu berichten und seine

rechtliche Einschätzung darzustellen. In

Anwesenheit der Parteien, die auch be-

fragt werden können, ist auf Basis des

schon vorliegenden Sachverhaltes und der

vorläufigen rechtlichen Einschätzung des

Richters von diesem ein konkreter Ver-

gleichsversuch zu unternehmen. Sollte er-
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Wichtige

Änderungen im Elektronischen
Rechtsverkehr
Der Elektronische Rechtsverkehr hat in der Zwischenzeit beacht-
lichen Umfang angenommen. Mehr als 80% der Kollegen sind am
ERV beteiligt. Im ersten Quartal 2000 wurden bereits 73% der
Mahnklagen und 52% der Exekutionsanträge elektronisch einge-
bracht. Die DATAKOM AUSTRIA konnte vor kurzer Zeit die Über-
nahme des 4 000 000sten Schriftsatzes berichten.

Von Anfang war der Elektronische Rechtsverkehr aber nicht nur als
Einbahn in Richtung der Gerichte geplant, sondern als das trag-
fähige Kommunikationsmedium zwischen Anwälten und Gerichten
in allen Verfahrensarten. Vor wenigen Monaten wurde daher mit
dem so genannten Rückverkehr begonnen; dh es besteht die tech-
nische Möglichkeit, nach der Gerichte Zustellungen an den am
Elektronischen Rechtsverkehr beteiligten Anwalt vornehmen.

4% der Rechtsanwälte haben sich bisher dem Rückverkehr geöff-
net. Zugestellt wird im Moment alles, was postalisch mit Fenster-
kuvert zugestellt werden kann. Das sind insbesondere Ladungen,
Vollstreckernoten und Exekutionsbewilligungen mit vollem Kosten-
zuspruch (Vollstreckernoten werden allerdings derzeit nur via ERV
zugestellt, wenn kein Zahlschein beigelegt werden muss).

Das Justiz-Budgetbegleitgesetz trägt nun auf, den Rückverkehr bis
1. 6. 2000 zu öffnen. Dies ist für alle Beteiligten mit beträchtlichen
Schwierigkeiten verbunden, da noch nicht alle Anwaltspakete
rückverkehrsfähig sind. Wo Anwaltspakete rückverkehrsfähig sind,
haben jedenfalls nicht alle Kollegen schon das up-date installiert,
das die Rückverkehrsfähigkeit einführt.

Die DATAKOM AUSTRIA wird daher Zustellungen im Rückverkehr
bis auf weiteres nur vornehmen, sobald ein Kollege mitgeteilt hat,
dass der Rückverkehr mit ihm technisch möglich ist. Andererseits
sollen solche Mitteilungen aber auch tatsächlich nach Vorliegen
der technischen Möglichkeit abgegeben werden, sodass bis zum
31. 12. 2000 der Rückverkehr mit allen Teilnehmern am ERV mög-
lich ist.

Rechtsmittelfähige Erledigungen werden derzeit nicht zugestellt.
Mit einer Zustellung solcher Erledigungen ist erst im Laufe des Jah-
res 2001 zu rechnen.

Derzeit erfolgt die Zustellung im Rückverkehr einmal am Tag, und
zwar um 6.00 Uhr früh. Dies wird jedenfalls bis zum Ende des ers-
ten Quartals 2001 auch so bleiben.

Der Rückverkehr wird für den Anwender eine Reihe von Vortei-
len bieten. Ladungen werden unter Einhaltung einer fünftägigen
Ladungssperre ausgesandt. Bei Übermittlung im Rückverkehr steht
die fünftägige Vorbereitungsfrist dem Empfänger jedenfalls voll zur
Verfügung. Der Rückverkehr ermöglicht es, dem Anwender die
Geschäftszahl, unter der seine Eingabe geführt wird, bekanntzu-
geben und ihm Einsicht in das Geschäftsregister zu geben. Damit
können nachfolgende Eingaben jedenfalls schon unter Angabe der

richtigen Geschäftszahl übersandt und damit eine schnellere Zu-
ordnung zum Akt erreicht werden.
Grundsätzlich wird die elektronische Zustellung (nach Ende des
ersten Quartals 2001) zwischen 9.00 Uhr und 16.00 Uhr möglich
sein. Die Zustellung rechtsmittelfähiger Schriftsätze vor 16.00 Uhr
bedeutet grundsätzlich keine Verkürzung der Rechtsmittelfrist, da
diese ja erst am Tag nach der Zustellung beginnt. Dennoch wird es
Gespräche über die Verlängerung von kurzen Fristen (Fristen etwa
bis zu einer Woche) geben, um auch den Anschein der Gefahr
eines Rechtsnachteiles auszuschließen.
Der Rückverkehr selbst ist so organisiert, dass das System nach
Anschaltung Sendungen erst nach Empfang der Zustellungen
ermöglicht. Zustellungen werden sowohl im System als auch bei DA-
TAKOM AUSTRIA der Zeit nach registriert, sodass bei Rückfragen
jederzeit festgestellt werden kann, wann eine Zustellung in den elek-
tronischen Verfügungsbereich des Anwenders gelangt ist (zugestellt
ist) und wann das zugestellte Schriftstück abgerufen wurde.
Ist die Zustellung infolge eines technischen Gebrechens unmöglich,
ist dies der Ortsabwesenheit gleichzusetzen.
Ferner kann jederzeit auch die Zustellung in Papier verlangt wer-
den. In einer Übergangszeit von drei Monaten werden Zustellun-
gen elektronisch und in Papier parallel vorgenommen. Ferner führt
jedes Softwarepaket eine Kontrollliste aller Zustellungen, die fort-
laufend nummeriert werden, sodass jederzeit auch Kontrolle darü-
ber besteht, dass alle zugestellten Schriftsätze auch schon ins Sys-
tem des Anwenders übernommen worden sind.
Zuletzt ist auch mehrfache elektronische Zustellung über Wunsch
möglich. Zu diesem Zweck besteht ein Hilfsregister, das die Zustel-
lungen an einen Anwalt mit Datum und Ordnungskriterien zeigt.
Insgesamt sind diese Regelungen so sicher und ausgewogen, dass
ein Risiko auch bei Zustellung rechtsmittelfähiger Schriftsätze ausge-
schlossen scheint. Dafür spricht auch die Erfahrung mit dem bisheri-
gen Verlauf des elektronischen Rechtsverkehrs, wonach kein einge-
brachter Schriftsatz verloren gegangen ist. Dies im Zusammenhang
mit der Absicht, das Zustellgesetz jedenfalls hinsichtlich der kurzen
Fristen so zu ändern, dass Sonn- und Feiertage nicht in diese Fristen
miteinzurechnen sind, sondern diese hemmen, lassen erwarten,
dass auch der Rückverkehr angenommen und ein Erfolg wird.
Anregungen, die in diesem Zusammenhang an die Rechtsanwalts-
kammern herangetragen werden, werden gerne aufgenommen
und weiterverfolgt werden.

VP Dr. Gerhard Benn-Ibler

Budgetbegleitgesetz 2000
Neuer Hand-Tarif

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2000 (BGBl I 2000/26) sind unter
anderem folgende Gesetzesänderungen mit Wirkung vom 1. 6.
2000 in Kraft getreten:
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Gerichtsorganisationsgesetz

Die sich aus der Novellierung des GOG ergebenden Neuerungen
entnehmen Sie bitte der oben stehenden Information „Änderungen
im Elektronischen Rechtsverkehr“.

Zivilprozessordnung

Nach § 112 ZPO ist nunmehr (bei anwaltlicher Vertretung beider
Parteien) die direkte Zustellung an den gegnerischen Rechtsanwalt
durch Boten, Post, Telefax oder e-mail verpflichtend vorgesehen
(Ausnahme: Schriftsätze, die dem Empfänger zu eigenen Handen
zuzustellen sind oder durch deren Zustellung Notfristen in Gang
gesetzt werden).

Gem § 329 ZPO hat die erstmalige Zeugenladung ohne Zustell-
nachweis zu erfolgen.

Strafprozessordnung

Auch die StPO wurde den geänderten Bestimmungen des GOG
angepasst und ermöglicht nunmehr die Nutzung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs. Grundsätzlich ist vorgesehen, dass auch im
Strafverfahren ohne Zustellnachweis zugestellt werden kann (§ 79
Abs 3 StPO).

Nur bei Auslösung einer Rechtsmittelfrist bzw bei Vorladung der
Parteien zur Hauptverhandlung und bei Ladungen und Aufforde-

rungen, deren Befolgung durch Beugestrafe oder andere Zwangs-
mittel durchgesetzt werden kann, ist eine Zustellung zu eigenen
Handen (RSa) vorzunehmen. Falls an eine in der Verteidigerliste
eingetragene Person zugestellt wird, ist in den zuvor beschriebe-
nen Fällen eine Zustellung mit Zustellnachweis (RSb) ausreichend.
Eine Übermittlung durch Telefax oder im ERV ist der RSb-Zustellung
nunmehr gleichwertig (§ 79 Abs 1, 2 StPO).

Gerichtliche Erledigungen sind grundsätzlich dem Vertreter einer
Partei zuzustellen, dem Beschuldigten selbst ist aber jedenfalls die
Ladung zur Hauptverhandlung und ein Abwesenheitsurteil zuzu-
stellen (§ 79 Abs 4 StPO).

Strafvollzugsgesetz

Die neu eingefügten §§ 15a–15c StVG regeln den Einsatz der In-
formationstechnik in der Strafvollzugsverwaltung.

Gerichtsgebührengesetz

§ 6a GGG, der eine Verringerung der Gerichtsgebühr um S 50,–
bei Einbringung im ERV vorgesehen hat, wurde aufgehoben.

Die betragsmäßige Beschränkung des Strafzuschlages (50% des
ausstehenden Betrages) bei zu geringer Gebührenentrichtung bzw
bei fehlgeschlagener Einziehung bei einer Eingabe oder Selbstbe-
rechnung wurde von öS 3000,– auf öS 4000,– angehoben (§ 31
Abs 1 und 5 GGG).
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Streitigkeiten über die eheliche Abstammung, Scheidung, Aufhebung oder Nich-
tigerklärung einer Ehe, Bestehen oder Nichtbestehen einer Ehe und die aus dem
gegenseitigen Verhältnis der Ehegatten oder aus dem Verhältnis zwischen Eltern
und Kindern entspringenden Streitigkeiten (§ 49 Abs 2 Z 2 a – c JN)

TP 6 Konkurs-, Ausgleichs- und Reorganisationsverfahren

Die Mindestsätze wurden generell von öS 3310,– auf öS 4140,–
angehoben.

TP 12 Sonstige Geschäfte des Außerstreitverfahrens

Pauschalgebühr in bisher seit
1. 6. 2000

I. Instanz öS 2000,– öS 2400,–

II. Instanz öS 2640,– öS 3170,–

III. Instanz öS 3960,– öS 4750,–

Pauschalgebühr in bisher seit 1. 6. 2000

Konkursverfahren
(lit a Z 1, 2)

10% der Belohnung 15% der Belohnung

Ausgleichsverfah-
ren (lit b)

10% der Belohnung 15% der Belohnung

Reorganisationsver-
fahren (lit c)

5% der Belohnung
des Masseverwal-
ters

7,5% der Beloh-
nung des Massever-
walters

Eingabegebühr bisher seit
1. 6. 2000

Aufteilung ehelichen Gebrauchs-
vermögens und ehelicher
Ersparnisse (lit a Z 1) öS 2000,– öS 2400,–

Feststellung von Ansprüchen auf
Heiratsgut oder Ausstattung
(lit b Z 1) öS 550,– öS 2000,–

Grenzerneuerung oder -berichti-
gung (lit b Z 3) öS 550,– öS 2000,–

Regelung der Rechte der Teil-
haber einer gemeinschaftlichen
Sache (lit b Z 5) öS 550,– öS 2000,–

Abgeltung der Mitwirkung eines
Ehegatten im Erwerb des anderen
(lit b Z 6) öS 550,– öS 2000,–

Todeserklärung, Todesbeweis
(lit c Z 4) öS 330,– öS 550,–

Kraftloserklärung von Urkunden
(lit c Z 5) öS 330,– öS 550,–

Sollte die Ermittlung einer Enteignungsentschädigung bzw das Ver-
fahren vor dem HG Wien gem § 20 WertpapierbereinigungsG
(TP 12 lit d Z 3, 4) nicht bis zum Ende durchgeführt werden, so ist
nunmehr eine Gebühr von öS 550,– (statt öS 330,–) zu entrichten.

TP 13 Strafverfahren aufgrund von Privatanklagen

TP 14 Justizverwaltung

Eingabegebühr bisher seit
1. 6. 2000

Verfahren vor den BG nach dem
MRG (lit c Z 6) öS 330,– öS 550,–

Einspruch des Gläubigers gegen
Grundstückstausch (lit c Z 7) öS 330,– öS 550,–

Einräumung eines Notweges
(lit c Z 8) öS 330,– öS 550,–

Gesuche zwecks Erlages bei der
Verwahrungsabteilung (lit c Z 9) öS 330,– öS 550,–

Verfahren nach dem
Privatstiftungsgesetz (lit e) öS 2760,– öS 3310,–

Eingabegebühr bisher seit
1. 6. 2000

Anträge des Privatanklägers auf
Einleitung des Strafverfahrens
(lit a) öS 790,– öS 1030,–

Berufungen gegen BG- bzw
GH-Urteile (lit b Z 1) öS 920,– öS 1200,–

Nichtigkeitsbeschwerden
(lit b Z 2) öS 1060,– öS 1380,–

Pauschalgebühr für bisher seit
1. 6. 2000

Eintragung in die Sachverstän-
digen-/Dolmetscherliste (Z 4) öS 330,– öS 550,–

Eintragung in die Verteidigerliste
(Z 5) öS 530,– öS 880,–

Eintragung in die Revisorenliste
(Z 6) öS 530,– öS 880,–

Antrag auf Anerkennung als
Revisionsverband (Z 7) öS 10.000,– öS 12.000,–
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Mit Ablauf des Jahres 2000 werden die Einbringungsstellen bei
den Oberlandesgerichten Linz, Graz und Innsbruck aufgelassen.
Künftig wird die Einbringungsstelle beim OLG Wien die Agenden
bundesweit übernehmen. Daher wird auch die Zuständigkeit für
die Entscheidung über Anträge auf Nachlass bzw Stundung von
Gebühren bundesweit dem Präsidenten des OLG Wien übertra-
gen.

Dr. Alexander Christian, ÖRAK

ÖRAK-Homepage
Die ÖRAK-Homepage unter der Adresse http://www.oerak.or.at
stellt ab sofort den Internetbenutzern ein erweitertes Informations-
angebot zur Verfügung.

Die Möglichkeit, den geeigneten Rechtsanwalt im Online-Anwalts-
verzeichnis zu finden, wurde dergestalt erweitert, dass nunmehr im
Rahmen der Abfrage über die bevorzugten Tätigkeitsgebiete eine
„erweiterte Suche“ zur Verfügung steht. Diese bietet die Möglich-
keit, Tätigkeitsbereiche zu verknüpfen, um so Anwälte zu finden,
die zB sowohl in den Bereichen Ehe- und Familienrecht als auch
Mediation tätig sind.

Auch wird nunmehr, wenn eine Suchabfrage mehr als zehn Treffer
ergeben sollte (zB findet man bei der Abfrage Wien – 1. Bezirk mit
dem Tätigkeitsgebiet Wirtschaftsrecht zurzeit 246 Rechtsanwälte),
eine auf dem Zufallsprinzip beruhende Liste von zehn Anwälten,
die den angeforderten Suchkriterien entsprechen, ausgegeben.
Selbstverständlich besteht jedoch auch weiterhin die Möglichkeit,
eine vollständige Liste anzeigen zu lassen.

Die Rubrik „Aktuell“ dient der Einschaltung von wichtigen Informa-
tionen (so zB Änderungen durch das Budgetbegleitgesetz 2000).

Unter dem Menüpunkt Gesetzestexte sind nunmehr die Rechts-
anwaltsordnung (RAO), das Europäische Rechtsanwaltsgesetz
(EuRAG) und die Richtlinien zur Berufsausübung (RL-BA) in der je-
weils aktuellen Fassung abrufbar.

AC

Der neue Hand-Tarif für Rechtsanwälte 6/00, der in bewährter
Weise von RA Dr. Hubert Hasenauer zusammengestellt worden
ist und die oben angeführten Änderungen selbstverständlich
berücksichtigt, ist bereits erschienen und kann bei Schuster &
Schuster GmbH (Tel (01) 405 63 82, Fax (01) 408 72 32) zum
Preis von öS 230,– (zzgl USt) bezogen werden!
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Inland

5. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

7. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

11. Sept. Innsbruck
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

11. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Grundseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

12. Sept. Salzburg
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

12. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Die Situation des
OGH heute, besonders im Lichte des Beitrittes zur EU –
Dr. Erwin Felzmann, Präsident des OGH

13. Sept. Graz
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

13. Sept. Wien
MANZ-Seminar: RA Dr. Gottfried Korn, Ehrenbeleidi-
gung und Kreditschädigung

14. Sept. Linz
MANZ-Seminar: Amtsdir. Martin Metz, RA Mag.
Dr. Heinz Kassmannhuber, Exekutionsrecht für Kanz-
leikräfte

15. und
16. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: DI Robert Egger, Doris Zeiser, Franz
Schützenhofer, Spitzenleistungen durch Energie-
management – Was tun, wenn härteres, schnelleres
Arbeiten nicht mehr nützt?

18. Sept. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch III – RegR Franz Eiden-
berger

18. und
19. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Samy Molcho, Erfolg-
reich mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für
Verhandeln, Verkaufen und Führen

20. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Gisela Amort, Klientenbriefe ver-
dichten – Klientenorientiert schreiben – Briefe zum
Gerne-Lesen

3. Okt. Wien
MANZ-Seminar: RA Dr. Gottfried Korn, Bildnisschutz

3. Okt. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme des Justizressorts – RA Dr. Dieter Böhmdor-
fer, Bundesminister für Justiz

3. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Fristen – Dr. Wolf-Georg Schärf

6. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten – RA Dr. Andreas Grundei

9. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

17. Okt. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: DNA-Fingerprint-
ing, der nahezu 100% sichere Vaterschaftstest –
Dr. Claudia Gunzer

18. Okt. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Internet und Straf-
recht – ao.Univ.-Prof. Dr. Gabriele Schmölzer

20. Okt. Graz
ÖRAV-Seminar: Grundbuch III – RegR Franz Eiden-
berger

7. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Der
OGH heute im Licht des Beitrittes zur EU – Dr. Erwin
Felzmann, Präsident des OGH

8. Nov. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Der Einfluss des euro-
päischen Gemeinschaftsrechts auf das österreichische
Rechtsleben – o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vizeprä-
sident des VfGH

10. und
11. Nov.

Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Neuerungen auf
dem Gebiete des Familienrechtes – SC Dr. Gerhard
Hopf

22. Nov. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Garantieerklärungen
im Liegenschaftsverkehr – ao.Univ.-Prof. Dr. Bern-
hard Koch

27. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi
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Ausland

28. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme des Steuerrechts – MR Univ.-Doz. Dr. Peter
Quantschnigg, BMF

6. Dez. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Arbeitsrechtliche
Konsequenzen der Reformen in der Sozialversiche-
rung – o.Univ.-Prof. Dr. Franz Marhold

25. bis
29. Juli

London
ILA 2000: 69th Conference of the International Law
Association – International Law 2000

27. Aug.
bis 1. Sept.

Helsinki
AIJA 2000: 38th Annual Congress

14. und
15. Sept.

Brügge
The College of Europe: International Corruption 2000

14. bis
16. Sept.

Basel
DACH: 23. DACH-Tagung: „Rechtsprobleme beim E-
Commerce“

15. und
16. Sept.

Brüssel
International Bar Association (IBA): Merger Task
Force Commission

17. bis
22. Sept.

Amsterdam
International Bar Association (IBA): IBA 2000

13. und
14. Okt.

Saloniki
International Chamber of Commerce (ICC): Interna-
tional commercial arbitration

29. Okt.
bis 2. Nov.

Buenos Aires
Union Internationale des Avocats (UIA): 44th Con-
gress

18. bis
21. Nov.

Sidney
International Bar Association (IBA): Financial Law

22. und
23. Nov.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Praxis des
europarechtlichen Gerichtsverfahrens

28. Jän.
2001

Caen
12th International Competition of Counsel’s Speeches –
In defence of Human Rights
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§§ 1203, 1215, 1235 ABGB:
1. Der Vorrang der Forderungen der Gesellschaftsgläubiger einer
GesBR vor denen eines Mitgesellschafters ist für das Liquidations-
stadium aus einer Analogie zu § 1235 ABGB abzuleiten.
2. Eine Erstreckung des Eigenkapitalersatzrechts auf alle Rechts-
formen mit unbeschränkter persönlicher Haftung einer natürlichen
Person ist abzulehnen. OGH 26. 8. 1999, 8 Ob 54/99w, RdW
2000/14 = wbl 2000, 90 (LS) = ZIK 2000/36 (LS).

■
§ 26 GmbHG, § 10 FBG:
Der Erwerb und die – wenn auch unverzüglich darauf erfolgende –
Abtretung eines GmbH-Geschäftsanteils setzt voraus, dass der den
Geschäftsanteil Erwerbende bzw Abtretende selbst Gesellschafter
der GmbH geworden ist. Die Kette der Gesellschafter ist – nicht
zuletzt wegen § 68 iVm § 78 Abs 2 und 3 GmbHG – lückenlos im
Firmenbuch einzutragen. OLG Wien 27. 11. 1998, 28 R 102/
98w, NZ 1999, 352.

■
§ 1210 ABGB:
Eine quoad sortem in eine GesBR eingebrachte Sache fällt bei
Konkurs des einbringenden Gesellschafters in seine Konkursmasse.
Die übrigen Gesellschafter haben lediglich einen Anspruch auf
Verschaffung von Eigentum, jedoch keinen Aussonderungsan-
spruch. OGH 25. 8. 1999, 3 Ob 348/97s, RdW 2000/57.

■
§ 4 EGG, § 24 FBG, §§ 107, 108 HGB:
Jeder Gesellschafter einer EEG oder einer Personenhandelsgesell-
schaft hat an den gesetzlich vorgeschriebenen Anmeldungen zum
Firmenbuch mitzuwirken und kann – bei Klage auf Mitwirkung –
nur die Einwendungen erheben, die sich gegen das Bestehen der
öffentlich-rechtlichen Anmeldepflicht richten. Die Einwendung des
nicht erfüllten Vertrages – der Ausscheidende hat die für sein Aus-
scheiden vereinbarte Gegenleistung nicht erhalten – beseitigt seine
Mitwirkungspflicht nicht. OGH 14. 9. 1999, 4 Ob 197/99w, wbl
2000, 90 (LS) = RdW 2000/61 (LS).

■
Art 7 Nr 11 EVHGB:
1. Die Verpfändung des Anteiles an einer Personengesellschaft be-
darf entweder der Zulassung im Gesellschaftsvertrag oder der Zu-
stimmung aller Gesellschafter.
2. Die Ansprüche des Kommanditisten aus seinem Gesellschaftsan-
teil gegen die Kommanditgesellschaft sind vom Anteil selbst zu unter-
scheiden. OGH 5. 10. 1999, 2 Ob 250/99 z, RdW 2000/59.

■
§ 262 (§ 267) StPO: Identität von Anklage- und Urteilssachverhalt
Die Identität der Tat geht auch dann nicht verloren, wenn das

Urteil – abweichend von der Anklage – andere in den Rahmen
des Gesamtverhaltens des Angeklagten fallende Handlungen, aus
denen der strafgesetzwidrige Erfolg resultiert, in den Kreis seiner
Beurteilung einbezieht und den in der Anklage individualisierten
Sachverhalt einer anderen rechtlichen Würdigung unterzieht.
OGH 6. 4. 1999, 14 Os 47/99, EvBl 1999, 165.

■
§ 223 StGB: Unterfertigen eines Schriftstücks mit fremdem Namen
Das Unterfertigen eines Schriftstücks mit fremdem Namen bewirkt,
sofern keine Ermächtigung zu einem solchen Unterzeichnen vor-
liegt, eine falsche Urkunde. Auch das (mündlich) geäußerte Vor-
haben, eine bestimmte Erklärung schriftlich abgeben zu wollen,
macht entsprechende Schriftstücke, die von anderen Personen her-
gestellt und eigenmächtig mit fremdem Namen unterschrieben wer-
den, nicht zu echten Urkunden. OGH 6. 5. 1999, 15 Os 54/99,
EvBl 1999, 172.

■
§ 152a StVG: Rechtsmittelanmeldung
Das ungenützte Verstreichenlassen der dreitägigen Rechtsmittel-
anmeldefrist bewirkt (hinsichtlich der bei der Verkündigung anwe-
senden Parteien) die Rechtskraft des mündlich verkündeten Be-
schlusses über die bedingte Entlassung nach § 152a StVG. OGH
27. 4. 1999, 11 Os 13/99, EvBl 1999, 173.

■
Art 6 Abs 3 MRK: Abwesenheitsurteil (Art 41 MRK)
Das Recht jedes Angeklagten, wirksam von einem Verteidiger ver-
teidigt zu werden, ist einer der grundlegenden Wesenszüge eines
fairen Verfahrens. Ein Angeklagter verliert sein Recht nicht einfach
dadurch, dass er einer Gerichtsverhandlung fernbleibt. Auch wenn
der Gesetzgeber die Freiheit haben muss, ungerechtfertigten Ab-
wesenheiten entgegenzuwirken, darf er sie nicht durch die Schaf-
fung von Ausnahmen vom Recht auf rechtlichen Beistand sanktio-
nieren. U d EGMR 21. 1. 1999 im Fall Van Geyseghem gegen
Belgien, ÖJZ 1999, 27 MRK 737.

■
OGH zur Verwendung eines heimlich aufgenommenen Tonbandes
über ein Privattelefonat im Zivilprozess: Befindet sich der Gegner
in einer „Notwehrsituation“, weil das Tonband das einzig wirk-
same Beweismittel wäre, ist die Verwertung des Tonbandes „auch
ohne Einverständnis des Sprechenden“ (iSd § 120 StGB) zulässig
und in den Zivilprozess einbringbar. OGH 19. 10. 1999, 4 Ob
247/99y, EvBl 2000, 78, ÖJZ 2000, 347.

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Dr. Kurt Berger).
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RA Dr. Wolfgang Moringer, Linz

Teilnahmerecht und eigene Ermittlungen der Staatsanwälte
und deren Verwertung in der Hauptverhandlung*)

I. Zum Stand der Diskussion des Entwurfes des BMJ

Zuletzt hat sich Krückl 1) kritisch mit der Bestimmung § E 7 Abs 2
auseinander gesetzt und von einem „staatsanwaltlich-polizei-
liche(n) Block“2) gesprochen. Wie eine Reihe anderer Veröffent-
lichungen der letzten Zeit3) abstrahiert er legitimerweise vom tat-
sächlichen Stand der Auseinandersetzung um den vorliegenden
Diskussionsentwurf. Dieser hat sich noch nicht den Detailfragen
zugewendet, blieb vielmehr aufgrund unterschiedlicher Interessens-
lagen der Ebene der grundsätzlichen Struktur des neuen Vorverfah-
rens verhaftet.

Der Diskussionsentwurf ist publiziert und zwangsläufig geht die
Diskussion über denjenigen Bereich hinaus, auf den sich die
Arbeitsgruppe beim BMJ – nolens volens – bis jetzt beschränken
musste. Dieser Gang der Diskussion begründet einige Hoffnung,
dass man sich im weiteren Verlauf auf eine große Zahl von ver-
öffentlichten Beiträgen wird beziehen können, wenn im politischen
Kräftefeld dieser Republik doch noch die Entscheidung über das
vorgeschlagene Kooperationsmodell4) getroffen wird. Dies begrün-
det die Erwartung, dass diese weitere Phase des Diskussions-
prozesses wird rascher abgeschlossen werden können als ihre Vor-
gängerin.

Die Vertreter der Anwaltschaft in der Arbeitsgruppe haben – das
unterscheidet sie von der Intention Krückls – die Zielsetzungen des
Entwurfes ausdrücklich bejaht.5) Dabei wurden diese insbesondere
in der

• Verrechtlichung der sicherheitsbehördlichen Tätigkeit

• Schaffung eines einheitlichen Ermittlungsverfahrens unter Lei-
tungsbefugnis der Staatsanwaltschaft

• Gewährleistung wirksamer Verteidigungsrechte und Ausbau
eines einheitlichen Rechtsschutzsystems

• Erweiterung der Rechtsstellung der Geschädigten strafbarer
Handlungen

angesiedelt. Zu einer Reihe von Fragen haben sie in dieser ersten
Stellungnahme Probleme aufgezeigt, die den Kernbereich kritischer
Anmerkungen des bisherigen Diskussionsverlaufes berühren. Insbe-
sondere wurden unter Verweis auf die Bestimmungen § Z 10, 17
und 18 vorgesehene Eingriffsbefugnisse als zu weitgehend erach-
tet. Im Bereich der Gewährleistung wirksamer Verteidigungsrechte
und des Ausbaues eines einheitlichen Rechtsschutzsystems wurde
die Ausgestaltung der Verteidigungsrechte „halbherzig“ und daher
keineswegs befriedigend genannt. Als nicht akzeptabel wurde in
diesem Zusammenhang bezeichnet, dass ein bloßes Anwesenheits-
recht des Verteidigers bei der Vernehmung (auch des verhafteten)

Beschuldigten vorgesehen ist. Das trifft die von Murschetz und Ve-
nier vertieft und grundsätzlich dargestellten Problemfelder.

II. Vom ermittelnden Richter
zum materiellen Anklagegrundsatz

In der angesprochenen ersten Stellungnahme der anwaltlichen Mit-
glieder der Arbeitsgruppe wurde der entscheidende Vorzug des
Entwurfes in der Absicht gesehen, das Gericht in die Ermittlungs-
tätigkeit nicht unmittelbar einzubinden. Das dennoch (und diesbe-
züglich widersprüchlich) „Ermittlungsrichter“ genannte richterliche
Organ im Ermittlungsverfahren soll ausschließlich Rechtsschutzor-
gan sein, wofür es noch einiger Korrekturen am Entwurf bedarf.
Davon ausgehend wurde das Ermittlungsrecht des Staatsanwaltes,
insbesondere unter Berücksichtigung der Möglichkeit des § E 7 (2),
als unverzichtbar erkannt. Der folgende Versuch der Begründung
dieser Position versucht keine dogmatische Annäherung, sondern
schwerpunktmäßig eine solche, die ihre Gründe in den Erfahrun-
gen der strafrechtlichen Praxis hat.

Ich habe bei anderer Gelegenheit von der für die Omnipräsenz des
Frustrationserlebnisses im Strafverfahren ungenügenden durch-
schnittlichen anwaltlichen Leidensfähigkeit gesprochen.6) Dahinter
steht, dass der österreichische Strafprozess dadurch gekennzeich-
net ist, dass der Verhandlungsrichter lediglich ein anderer Aggre-
gatszustand des ermittelnden Richters (wenn auch seine Ermittlungs-
tätigkeit über weite Strecken mehr Schein als Sein ist) ist und sich a
priori mit dem identifiziert, was er in seiner anderen Erscheinungs-

*) Dieser Abhandlung liegt ein Beitrag des Salzburger Instituts für juristi-
sche Information und Fortbildung zugrunde.

1) Zum Diskussionsentwurf des Bundesministeriums für Justiz „Reform des
strafprozessualen Vorverfahrens“: Bedenken gegen das Gesamtkon-
zept aus anwaltlicher Sicht, AnwBl 2000, 67.

2) AaO, 69.
3) Murschetz, Zwangsweise Eingriffe in die körperliche Integrität nach

dem Diskussionsentwurf zur Reform des strafprozessualen Vorverfah-
rens – zurück zum Inquisitionsprozess? AnwBl 2000, 8ff; Venier, Der
Beschuldigte und sein Verteidiger im Vorverfahren – zum Diskussions-
entwurf des BMJ mit Blick auf die Rechtslage in Italien, AnwBl 1998,
730ff ua.

4) Entgegen den Erklärungen im Punkt Justiz „6. Vorverfahrensreform“ des
Regierungsprogrammes vom 4. 2. 2000.

5) Erste Stellungnahme der Rechtsanwälte Dr. Manfred Ainedter, Dr. Wolf-
gang Moringer, Dr. Richard Soyer zum Diskussionsentwurf des BMJ
„Reform des strafprozessualen Vorverfahrens“.

6) Impulsreferat: „Berufsbilder / Ausbildung – Rolle des Rechtsanwaltes“
anlässlich der Weißenbachtagung der Österreichischen Juristenkom-
mission 1999.
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form als Untersuchungsrichter zu Tage gebracht hat. Für diese Situa-
tion gilt, was Krückl – Zitta zitierend – nachvollziehbar darstellt:
„Wer selbst ermittelt, wird sich früher festlegen, sich mehr mit dem
identifizieren, was er herausgebracht zu haben glaubt.“7) Diese
Überlegung aber gegen das Vorhaben einer Beteiligung der Staats-
anwaltschaft an der Ermittlung ins Feld zu führen, heißt ihren sich
aus der Wirklichkeit zu gewinnenden Wesensgehalt zu verkehren.
Nach der geltenden StPO ermittelt der Richter und verurteilt er auch.
Das soll sich ändern, damit eben der von Zitta angesprochene Iden-
tifikationsprozess für die Urteilsgewinnung in den Hintergrund tritt.
Krückl befürchtet, dass im Falle der Implementierung einer § E 7
entsprechenden Regelung in das geltende Recht der Beschuldigte
mit einem Verfahren konfrontiert wird, dass ihn „von den ersten
Ermittlungen (an) dem staatsanwaltlich-polizeilichen Block aus-
setzt“.8) Das mag schon sein, fraglich ist bloß, ob ein Zusammen-
wirken von Staatsanwaltschaft und Polizei nicht auch für einen Ver-
dächtigen weniger bedrückend ist als die Konfrontation mit einem
nur polizeilichen Block. Wendet man die von Krückl angespro-
chene Differenzierung zwischen formellen und materiellen Grund-
sätzen9) auch auf das Anklageprinzip an, dann führt das dazu,
dass dem österreichischen Strafverfahren ein jahrzehntelang ver-
zögerter Weg eröffnet werden könnte, der vom formellen auch
zum materiellen Anklageprinzip führt. Ob dieser Weg beschritten
sein wird, wird dann sinnfällig, wenn es im österreichischen Straf-
prozess einen Unterschied bedeutet, ob ein Vertreter der Anklage
an der HV teilnimmt oder nicht.
In einem beim LG Linz anhängigen Strafverfahren wegen des Ver-
dachtes des Vergehens der fahrlässigen Krida nach § 159 StGB10)
fragte nach der dritten vertagten Hauptverhandlung der Beschul-
digte seinen Verteidiger, ob es diesem denn aufgefallen sei, dass
an jedem der bisherigen drei Verhandlungstage ein anderer Sit-
zungsvertreter der Staatsanwaltschaft „die Anklage vertrat“.
Der Verteidiger pflegt der Person des in der Hauptverhandlung
anwesenden Staatsanwaltes (auf eine ständige Erfahrung zurück-
zuführen) keine große Aufmerksamkeit zu widmen, sah aber in
den Protkollen nach, aus denen sich die Richtigkeit des Hinweises
des Mandanten ergab. Illustrativ sei angemerkt, dass in den
zwischenzeitlich abgeführten weiteren zwei Hauptverhandlungen
weitere zwei Anklagevertreter auf der Bildfläche erschienen; da
das Strafverfahren in erster Instanz noch nicht abgeschlossen ist,
besteht die Möglichkeit, dass ein sechster Vertreter der Anklage-
behörde tätig wird.
Was impliziert die oben angesprochene Tatsache der kontinuierli-
chen Irrelevanz der Identität des staatsanwaltlichen Sitzungsvertre-
ters (nomen est omen) in der Hauptverhandlung. Diese bedarf nicht
der Anwesenheit des Staatsanwaltes, um den Strafanspruch des
Staates zu verwirklichen. Seine entscheidende Funktion hat sich
mit der Einbringung eines Strafantrages oder einer Anklageschrift
(vorläufig) erledigt. Sie tritt erst wieder in Erscheinung, wenn es zu
entscheiden gilt, ob ein Rechtsmittel gegen ein Urteil angemeldet

und gegebenenfalls ausgeführt wird. Die dazwischen liegende
Lücke füllt einzig und allein und uneingeschränkt der Richter aus,
der – in anderer Personifikation – auch die wesentlichen Urteils-
grundlagen schuf. Im Zusammenhang dieses Systems verwundert
es auch nicht, dass lediglich ein Bruchteil der gegen Urteile der
Strafgerichte ausgeführten Rechtsmittel von der Anklagebehörde
stammen, der überwiegende Teil aber von den Verdächtigen.

III. Notwendige, auch strukturelle Änderungen
in der Staatsanwaltschaft

Wenn ein „Block“, der dem (speziell unschuldigen) Verdächtigen
entgegentritt, Besorgnis begründen sollte, dann möge man sich auf
den heute entscheidenden richterlichen besinnen und nicht Angst-
visionen das Wort reden, die an Möglichkeiten anknüpfen, die nur
besser, keinesfalls aber gefährlicher als die präsente Wirklichkeit
sein können. Wenn der heute im Vorfeld ermittelnder Tätigkeit
dominierende, sicherheitsbehördliche Apparat durch staatsanwalt-
lichen Einfluss und solche Leitungsbefugnis ergänzt wird, dann
kann das keine Verschlimmerung gegebener Zustände, sondern
lediglich eine – wenn Veränderung denn damit verbunden sein
sollte – Verbesserung sein.

Niemand wird aus § E 7 die Konsequenz ableiten, dass es in
jedem Fall alltäglicher (Klein-)Kriminalität unmittelbare staatsan-
waltschaftliche Ermittlungstätigkeit geben wird. Diese wird sich
den Intentionen entsprechend und zwangsläufig auf Fälle schwerer
Kriminalität, sensibler Strafsachen und rechtlicher Komplikationen
beschränken. In diesem Bereich kann die sicherheitsbehördliche
Ermittlungstätigkeit durch eine solche Bereicherung nur an Qualität
gewinnen. Das ist für Personen, die sich solcher Straftaten schuldig
machen, nicht attraktiv, soll es auch nicht sein, wird aber die foren-
sische und juristische Güte der Ermittlungsergebnisse heben.

7) Zitta, Unser Strafprozess, Beiträge 1981–1984, 57ff, zit nach: Krückl,
aaO, 67.

8) Krückl, aaO, 67.
9) Krückl, aaO, 66.

10) 24 Vr 1999/97.
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Wird eine Konzeption wie die vorliegende realisiert, dann ist
Vorsorge dafür zu treffen, dass Möglichkeiten nicht solche bleiben,
sondern Wirklichkeit werden. Diese Möglichkeit muss mit einer
Veränderung der Institution Staatsanwaltschaft einhergehen, die
ihr ihre Realisierung erlaubt. Die völlige Einbindung der Behörde
Staatsanwaltschaft in die Abläufe des Gerichtes (selbes Gebäude,
ständige und wiederholte Wechsel aus dem Stande der Richter in
den Stand der Staatsanwälte) muss überwunden werden. Das ist
alleine schon deswegen geboten, weil man kaum an Ermittlungs-
tätigkeiten teilnehmen oder sie potentiell leiten kann, die sich meh-
rere Kilometer vom eigenen Standort entfernt zutragen.

IV. Kern der vorgesehenen Regelung

§ E 7 (2) räumt der Staatsanwaltschaft das Recht ein, sich jederzeit
an den Ermittlungsamtshandlungen der Sicherheitsbehörden zu be-
teiligen. § 88 Abs 3 StPO bestimmt seit jeher, dass der Staats-
anwalt durch die Sicherheitsbehörden Personen vernehmen lassen
„und diesen Vernehmungen auch selbst beiwohnen“ kann, darü-
ber hinaus auch Untersuchungshandlungen wie Augenschein und
Hausdurchsuchung. Jabloner hat darauf hingewiesen, dass die
sich aus § 88 StPO ergebende Wahlmöglichkeit des Staatsanwal-
tes verfassungsrechtlich nicht unproblematisch sei, hat das Gleiche
aber auch für die Beziehung des Staatsanwaltes zu den Strafge-
richten in den Raum gestellt.11) In diesem Zusammenhang fällt auf,
dass § 88 Abs 3 StPO bestimmte Befugnisse der Staatsanwalt-
schaft begründet, niemals aber die, die in der Norm genannten
Akte selbst zu setzen. Dafür hat sich der Staatsanwalt stets der
Sicherheitsbehörden zu bedienen.12) § E 7 (2) geht über die Rege-
lung des § 88 Abs 3 StPO hinaus. Im letzeren Fall ist nur von „Bei-
wohnen“ die Rede, im ersteren wird nicht nur das Recht der Staats-
anwaltschaft begründet, sich an Ermittlungshandlungen zu „beteili-
gen“, sondern auch das, sie durchzuführen. Dieses Durchführen
wird grundsätzlich nur so gestaltet sein können, dass die Staatsan-
waltschaft die konkrete Ermittlungstätigkeit unmittelbar leitet, sie
aber unter Einsatz der sicherheitsbehördlichen Ressourcen abwi-
ckelt. Damit scheint gewährleistet, dass eine den vorausgesetzten
Qualifikationen der Beteiligten entsprechende Rollenverteilung und
Gewichtung durchgängig gesichert bleibt.

§§ Z 26f normieren Förmlichkeiten, die bei Vernehmung eines Ver-
dächtigen (Beschuldigten) einzuhalten sind. Dass Aussagen, die
unter Verletzung von Bestimmungen zu Stande kommen, deren Ein-
haltung durch das Wesen eines (auch) die Verteidigung sichern-
den, fairen Verfahrens zu Stande gekommen sind, zum Nachteil
eines Beschuldigten (es sei denn, er wäre einer Rechtsverletzung
bei der Vernehmung verdächtig) nicht als Beweis verwendet wer-
den dürfen, regelt § Z 28. Nach dem Diskussionsentwurf sollen
§§ Z 26f entsprechende und nicht gegen § Z 28 verstoßende Ver-
nehmungen in der Hauptverhandlung verwertet werden dürfen.
Hinsichtlich Zeugen soll sich materiell an den Bestimmungen der

§§ 150ff StPO nichts ändern. § 252 StPO wird durch den Entwurf
ebenso wenig einer Änderung zugeführt. Das gilt auch für Ergeb-
nisse, die unter Teilnahme des Staatsanwaltes erzielt werden, oder
die er selbst durchführt.

Im Bereich der Beschuldigtenvernehmung ergibt sich im Verhältnis
zu der gegebenen Situation dadurch eine Stärkung von Verteidi-
gungsrechten; die Verwertung von Zeugenaussagen bleibt im Rah-
men der derzeitigen Regelung. Zu dieser ist zu sagen, dass ihre
Substanz eher durch die Rechtsprechung13) als durch die normati-
ven Bedingungen ausgehöhlt wird. Die veränderte Stellung der
Staatsanwaltschaft führt in diesem Bereich zu keiner Beeinträchti-
gung von Verteidigungsrechten. Die Verwertung der unter Mit-
wirkung der Staatsanwaltschaft erlangten Beweise unter den
Voraussetzungen der §§ Z 26ff und § 252 StPO entsprechen auch
einem Prozessziel der „Wahrheitsermittlung in bestimmter mate-
riell-rechtsstaatlicher Form“.14)

V. Ausblick

Jede tiefgreifende Neuerung wird neben den mit ihr verbundenen
positiven Erwartungen auch Ergebnisse zeitigen, die nicht vorgese-
hen waren. So wird es auch mit der staatsanwaltschaftlichen Beteili-
gung an Ermittlungen im Vorverfahren sein. Es ist nicht möglich, alle
denkbaren Varianten zu antizipieren. Es werden sich Entwicklungs-
linien ergeben, die heute kaum denkbar scheinen. Der Diskussions-
prozess über die staatsanwaltschaftliche Beteiligung an sicherheits-
behördlichen Ermittlungstätigkeiten wird auch nach Gesetzwer-
dung auf der Grundlage zwischenzeitlicher Erfahrungen fortgesetzt
werden. Es wird sich ein Novellierungsbedarf ergeben, ohne dass
heute mit Bestimmtheit gesagt werden kann, in welche Richtung.

Eines scheint aber für den Fall der Realisierung der Konzeption
gesichert zu sein: die Herausnahme des Gerichtes aus dem Teil
des strafrechtlichen Verfahrens, der seine Kompetenz und Möglich-
keit regelmäßig überfordert und seine Konzentration auf seine
eigentliche, rechtsfindende Funktion beeinträchtigt.

Mit dieser Entwicklung wird hoffentlich auch einhergehen, dass
der Verteidiger in Zukunft der Frage mehr Gewicht beimisst als
heute, wer nämlich in einem bestimmten Strafprozess die Anklage
vertritt.

11) Jabloner, Die Verwaltungsbehörden im Dienst der Strafjustiz, ÖJZ
1978, 534.

12) Jabloner, aaO, 536.
13) Vgl OGH v 20. 4. 1999, 14 Os 3/99: Bestimmungen über Zeugnis-

befreiung sind auf sicherheitsbehördliche Zeugenvernehmungen nicht
anzuwenden; OGH v 12. 5. 1998, 14 Os 34/98 = ÖJZ-LSK 1998/
222 und v 29. 4. 1997, 11 Os 197/96 = RZ 1998, 15: Verlesung
von Zeugenprotokollen ohne die Voraussetzungen des § 252 Abs 1
StPO zulässig.

14) Moos in Strafprozess- und Strafvollzugsreform nach dem StRÄG 1987,
Schriftenreihe des BMJ, Bd 45, S 238.



AnwBl 2000/7 387

Abhandlungen

I. Einleitung

Jüngste Spitalsaffären lassen nicht nur über Qualitätssicherung,
sondern auch über geeignete Formen der Konfliktlösung nachden-
ken. Denn selbst die beste Vorsorge kann Schadensfälle im Zuge
der ärztlichen Behandlung nicht gänzlich ausschließen. Ein so sen-
sibles Verhältnis wie das zwischen Arzt und Patient ist in besonde-
rem Maße störanfällig: Sei es dass unvermeidbare Komplikationen
auftreten, sei es dass tatsächlich vorwerfbares Fehlverhalten ge-
setzt wird; in jedem Fall bedarf der Patient einer unbürokratischen
und kostengünstigen Anlaufstelle, die sein Anliegen prüft und einer
objektiven Klärung zuführt.

Beginnend mit dem Jahr 1986 wurden in den einzelnen Bundes-
ländern – mit Ausnahme von Salzburg1) – Schiedsstellen für Arzt-
haftpflichtfragen eingerichtet; in Vorarlberg befindet sich ein ent-
sprechendes Gremium im Enstehen.2) Diese, in Aufbau und Funk-
tionsweise ganz ähnlich ausgestalteten Institutionen sollen eine
außergerichtliche Einigung zwischen Arzt und Patient herbeifüh-
ren, wenn einer der beiden den Wunsch nach Klärung im Zusam-
menhang mit einem Behandlungsvorgang hat. Die Schiedsstellen
können also sowohl von Patienten als auch von Ärzten angerufen
werden. In der Praxis geht die Initiative jedoch fast ausschließlich
vom Patienten oder dessen Rechtsnachfolger aus. Ungeachtet der
in Österreich durchgängig verwendeten Bezeichnung „Schieds-
stelle“ handelt es sich bei den hier abgeführten Verfahren nicht um
Schiedsverfahren im Sinn der ZPO, sondern um bloße Schlich-
tungsverfahren.

Auch Oberösterreich kann auf eine solche Schiedsstelle bei der
Landesärztekammer zurückgreifen. Seit ihrer Errichtung im Jahr
1991 wurden bei ihr über 1000 Beschwerden registriert und zu
einem Großteil einer gütlichen Einigung zugeführt. Im Jahr 1999
kam es rund um die Spitalsaffären in Freistadt und Linz zu einem
sprunghaften Anstieg der Beschwerdezahlen um etwa 100%, was
einen Neuanfall von 235 Beschwerden bedeutete.3) Anlass genug,
diesen Mechanismus der Konfliktlösung einer näheren Betrachtung
zu unterziehen, zumal die Ereignisse in Oberösterreich die bun-
desweite Diskussion um geeignete Patientenanlaufstellen neu be-
lebt haben. So sind in Salzburg nunmehr Bestrebungen im Gange,
die dort bestehende Interventionsstelle für Beschwerden gegen nie-
dergelassene Ärzte zu einer umfassenden Schiedsstelle nach ober-
österreichischem Muster auszubauen. Nicht zuletzt deshalb orien-
tiert sich die vorliegende Darstellung beispielhaft an der Situation
in Oberösterreich, gilt aber soweit nicht ausdrücklich Abweichen-
des vermerkt ist, grundsätzlich auch für die übrigen Bundesländer.

II. Rechtsgrundlagen und Rechtsnatur

Gemäß § 66 Abs 1 ÄrzteG sind die Ärztekammern unter anderem
berufen, die gemeinsamen beruflichen, sozialen und wirtschaftli-
chen Belange der Ärzte, einschließlich Berufsgruppen von Ärzten
wahrzunehmen und zu fördern, sowie für die Wahrung des Berufs-
ansehens und der Berufspflichten der Ärzte zu sorgen.4) Im Rah-
men dieses allgemeinen, der gesellschaftlichen Selbstverwaltung
zuzuordnenden Gesetzesauftrages ist es den Ärztekammern mög-
lich, Schiedsstellen einzurichten. Sie werden dabei nicht in einem
mit Befehls- und Zwangsgewalt ausgestatteten Bereich tätig und
sind daher nicht ermächtigt, aus öffentlichem Interesse ein be-
stimmtes Verhalten ihrer Mitglieder oder der sonst betroffenen
Personen im Rahmen des Schiedsverfahrens zu erzwingen.5)

Die bei den jeweiligen Landesärztekammern errichteten Schieds-
stellen dienen als Serviceeinrichtung, der sich die Betroffenen frei-
willig bedienen. Nur mit Zustimmung aller Beteiligten kann ein
Schiedsverfahren durchgeführt werden. Die Entscheidungen der
Schiedsstelle stellen ihrer Rechtsnatur nach lediglich unverbindli-
che Streitbeilegungsvorschläge dar, sodass den Beteiligten der
Weg zu den ordentlichen Gerichten weiterhin offen steht. Damit ist
die Schiedsstelle kein Schiedsgericht im Sinne der §§ 577ff ZPO.6)

Als weitere Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit der Schiedsstelle
sind in OÖ die dafür erforderlichen kammerinternen Beschlüsse
sowie eine privatrechtliche Vereinbarung mit dem Verband der

1) In Salzburg existiert bisher nur eine Interventionsstelle für Beschwerden
gegen niedergelassene Ärzte. Dieser seit 1979 bestehende Ausschuss,
der sich aus einem Allgemeinmediziner, verschiedenen Fachärzten und
juristischen Mitarbeitern der Kammer zusammensetzt, beurteilt die
einlangenden Beschwerden nach Einholung einer Stellungnahme des
betroffenen Arztes und teilt sodann sein Ergebnis den Beteiligten schrift-
lich mit.

2) Die rechtliche Grundlage bildet das Vorarlberger Patienten- und Klien-
tenschutzgesetz (LGBl 26/1999).

3) Sämtliches Zahlenmaterial wurde dankenswerterweise von Frau
Dr. Maria Leitner, Ärztekammer für OÖ zur Verfügung gestellt; vgl
auch Leitner, Schiedsstelle in Arzthaftpflichtfragen, RdM 1998, 7ff.

4) Das ÄrzteG regelt in seinem zweiten Hauptstück (§§ 64 bis 134) die
Kammerordnung. Gemäß § 65 Abs 2 ÄrzteG sind die Ärztekammern
in den Bundesländern Körperschaften öffentlichen Rechts. Sie sind nach
den Grundsätzen der Selbstverwaltung eingerichtete Berufs- und Stan-
desvertretungen, denen sowohl hoheitliche als auch nicht hoheitliche
Funktionen zukommen.

5) OGH 27. 3. 1995, 1 Ob 44/94 in RdM 1995, 89.
6) Holzer in Holzer/Posch/Schick, Arzt- und Arzneimittelhaftung in Öster-

reich (1992) 70; Juen, Arzthaftungsrecht (1997) 177; Leitzenberger,
Schadenersatz wegen ärztlicher Behandlungsfehler (1995) 9.

o.Univ.-Prof. Dr. Marianne Roth, LL.M. (Harvard), Mag. Johann Sperl, Salzburg

Außergerichtliche Konfliktlösung in medizinischen Schadensfällen
Das Verfahren vor den Schiedsstellen für Arzthaftpflichtfragen sowie sonstige Serviceeinrichtungen für Patienten
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Versicherungsunternehmen Österreichs, Sektion für Unfall-, Haft-
pflicht- und Luftfahrtversicherung zu nennen. Aufgrund dieser
Vereinbarung legen die Haftpflichtversicherungen der Ärzte bzw.
Spitäler die Empfehlungen der Schiedsstelle ihren Entscheidungen
zu Grunde und übernehmen sogar die Kosten des Vorsitzenden
sowie allfällige Sachverständigengebühren. In manchen Bundes-
ländern findet man darüber hinaus einschlägige kammerinterne
Richtlinien (Tirol, Niederösterreich) oder Statuten bzw. eine eigene
Geschäftsordnung (Steiermark, Kärnten). Für Kärnten ist in die-
sem Zusammmenhang als Besonderheit zu vermerken, dass die
Schiedsstelle nicht der Landesärztekammer, sondern der Patienten-
anwaltschaft angeschlossen ist.7)

III. Zusammensetzung

Das Entscheidungsgremium der Schiedsstelle bildet eine Schieds-
kommission, die in ihrer Tätigkeit von einer Geschäftsstelle unter-
stützt wird. In Oberösterreich besteht die Kommission aus drei Mit-
gliedern: einem Arzt8) und zwei Juristen; den Vorsitz führt zurzeit
ein im Ruhestand befindlicher Richter,9) während das Zweite
rechtskundige Mitglied eine Mitarbeiterin des Kammeramtes ist.10)
In Tirol wird, sofern sich der Behandlungszwischenfall in einem
Spital ereignet hat, auch ein Vertreter des Spitalserhalters beigezo-
gen. In Kärnten sind neben dem Vorsitzenden ein Arzt und ein Ver-
treter der Arbeiterkammer vorgesehen. In der Steiermark setzt sich
die Kommission neben einem Richter als Vorsitzenden unterschied-
lich aus einem medizinischen Sachverständigen, einem Juristen,
einem Vertreter des Landes Steiermark oder einer im Krankenhaus-
betrieb erfahrenen Person zusammen, je nachdem, ob nieder-
gelassene Ärzte, Landeskrankenanstalten oder Privatkliniken be-
troffen sind. Im Burgenland existiert ein Zweiersenat bestehend aus
dem Kammerpräsidenten und dem Kammerjuristen, dem bei Be-
darf ein medizinischer Sachverständiger beigezgen wird. In Nie-
derösterreich hingegen bildet ein Vierersenat bestehend aus zwei
Ärzten und zwei Juristen das Entscheidungsgremium.

Die in allen Bundesländern anzutreffende interdisziplinäre Zusam-
mensetzung der Kommission bietet Gewähr für objektive Ent-
scheidungsvorschläge.11) Darüber hinaus sind alle Mitglieder
der Schiedsstelle gem § 89 ÄrzteG über die ihnen im Rahmen ih-
rer Tätigkeit gemachten Mitteilungen zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet.12)

IV. Das Verfahren vor der Schiedsstelle

1. Verfahrenseinleitung

Das Verfahren wird durch Einbringung eines formlosen schrift-
lichen Antrages bei der Ärztekammer bzw in Kärnten bei der
Patientenanwaltschaft eingebracht.13) Im Übrigen sollte der Antrag
eine kurze Begründung des behaupteten Anspruchs sowie des
Schadenshergangs enthalten. Es empfiehlt sich daher anzugeben,

wann und wo die ärtzliche Behandlung stattgefunden hat, welche
Folgen daraus resultieren und worin der vermeintliche Fehler nach
Auffassung des Beschwerdeführers liegt.

Im Büro der Schiedsstelle werden die eingereichten Beschwerden
vorselektiert und die „Verfahrensvoraussetzungen“ (Zuständigkeit,
keine Gerichtsanhängigkeit, keine Verjährung) geprüft.

2. Zuständigkeit

Die Schiedsstelle deckt grundsätzlich sowohl Beschwerden gegen
niedergelassene Ärzte als auch gegen Spitäler im jeweiligen Kam-
merbereich ab. In Oberösterreich gilt dies jedoch nur dann, wenn
die Beschwerde in Zusammenhang mit einem behaupteten Be-
handlungsfehler steht. Für sonstige, nicht einen Behandlungsfehler
betreffende Beschwerden ist hier die ebenfalls bei der Ärzte-
kammer eingerichtete Patientenservicestelle zuständig (siehe dazu
unten V.6.). Weiters von der Zuständigkeit der allgemeinen
Schiedsstelle ausgenommen sind in Oberösterreich Beschwerden
gegen Zahnärzte, für die eine eigene Schiedsstelle besteht (siehe
dazu unten V.5.).

3. Verfahrensvoraussetzungen

Neben der Zuständigkeit werden beim Einlangen von Beschwer-
den seitens der Schiedsstelle im Rahmen einer Vorprüfung auch die
eventuelle Anspruchsverjährung sowie das Erfordernis der man-
gelnden Gerichtsanhängigkeit14) geprüft. Die Inanspruchnahme
der Schiedsstelle ist nämlich – vor allem nach oberösterreichischer
Sicht – nur vor der Befassung eines Gerichtes möglich: Denn Auf-
gabe der Schiedsstelle ist es, eine außergerichtliche Entscheidung
zu erreichen.15)

In puncto Verjährung sei an dieser Stelle kurz die Frage einer et-
waigen Verjährungsunterbrechung bzw Verjährungshemmung bei
Anrufung der Schiedsstelle erörtert. Nach der Rechtsprechung tritt
dann eine Ablaufhemmung der Verjährung gem § 1496 ABGB
ein, wenn sich die Parteien auf Vergleichsverhandlungen einlassen
und im Falle deren Scheiterns der Geschädigte innerhalb ange-
messener Frist (3 Monate) Klage erhebt.16) Durch die bloße Bereit-

7) Zur Patientenanwaltschaft siehe unten V.1.
8) Herr Primarius iR Dr. Ulrich Holter.
9) Herr Mag. Rudolf Brunnhofer, Präsident iR des OLG für OÖ und Salz-

burg.
10) Frau Dr. Maria Leitner.
11) Vgl Leitzenberger, Schadenersatz wegen ärztlicher Behandlungsfehler

(1995) 11.
12) Vgl auch Holzer in Holzer/Posch/Schick, Arzt- und Arzneimittelhaftung

in Österreich (1992) 70.
13) Eine Alternative zu diesem Schriftlichkeitserfordernis befindet sich in

Oberösterreich bereits in Planung.
14) Es darf weder ein Zivil- noch ein Strafverfahren, in dem der Patient Pri-

vatbeteiligter ist, anhängig sein.
15) Vgl Ärztekammer für OÖ, Behandlungsfehler – was tun? (1999).
16) Dittrich/Tades, ABGB35, E 8, E 10, E 11a zu § 1496.
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schaft zum Vergleichsabschluss wird die Verjährungsfrist jedoch
nicht gehemmt.17) Dies bedeutet, dass zwar die bloße Anrufung
der Schiedsstelle noch keinen Einfluss auf den Fristenlauf hat, dass
aber sobald sich beide Parteien am Schiedsverfahren beteiligen,
der Fristenlauf gehemmt ist.18)

Davon abgesehen ist die Ärztekammer – wie der OGH in seiner
Entscheidung vom 27. 3. 1995 betonte19) – im Zuge ihrer Schlich-
tungstätigkeit verpflichtet, die an sie herantretenden Patienten vor
Nachteilen zu bewahren und sie auch auf den Eintritt der die
Durchsetzbarkeit eines Haftpflichtanspruches vernichtenden Ver-
jährung hinzuweisen.

Darüber hinaus begegnet man der Verjährungsproblematik in der
oberösterreichischen Praxis folgendermaßen: Die Schiedsstelle
holt vom Haftpflichtversicherer sowie vom Arzt bzw Krankenhaus-
träger die Erklärung ein, dass sie in einem allfälligen Prozess auf
die Verjährungseinrede verzichten. Dagegen wird es in Oberöster-
reich – anders als in Tirol20) – für nicht zulässig erachtet, dass der
Geschädigte zunächst eine Klage einbringt, anschließend mit dem
Gegner Ruhen des Verfahrens gem § 168 ZPO vereinbart, um
dann das Verfahren vor der Schiedsstelle weiterzuführen.

4. Einholung von Unterlagen und Stellungnahmen

Liegen die genannten Voraussetzungen für eine weitere Behand-
lung der Beschwerde vor, so ist vom Patienten eine Zustimmungs-
erklärung (Stichwort: ärztliche Schweigepflicht)21) zu unterfertigen,
mit der er die Schiedsstelle zur Einholung und Einsichtnahme in
alle erforderlichen Krankenunterlagen durch alle am Schiedsver-
fahren Beteiligten berechtigt. Diese Unterlagen – einschließlich
jener etwaiger Vor- und Nachbehandlungen – werden seitens der
Geschäftsstelle eingeholt und im Anschluss daran der betroffene
Arzt bzw. Rechtsträger der Krankenanstalt um Stellungnahme zum
Beschwerdevorbringen ersucht. Erst wenn sämtliche Unterlagen
und Stellungnahmen vollständig sind, wird mittels schriftlicher Ein-
ladung eine Sitzung bei der Ärztekammer (in Kärnten bei der Pa-
tientenanwaltschaft) einberufen. Voraussetzung, dass es zu einer
solchen Sitzung kommen kann, ist natürlich die Zustimmung aller
beteiligten Personen zu diesem außergerichtlichen Schlichtungsver-
such.

5. Erste Sitzung

Eine bestimmte Frist, innerhalb derer eine erste Sitzung einzuberu-
fen ist, gibt es in der Regel nicht. Nur die Richtlinien der nieder-
österreichischen Schiedsstelle sehen eine Vierwochenfrist vor, die
aber in der Praxis nicht immer eingehalten werden kann. Seitens
der Schiedsstellen werden die Termine aus praktischen Überlegun-
gen oft so anberaumt, dass an bestimmten Verhandlungstagen nur
Behandlungszwischenfälle an Landeskrankenanstalten, an ande-
ren solche in Ordensspitälern und wieder an anderen Tagen
Beschwerden gegen niedergelassene Ärzte behandelt werden.

Selbstverständlich wird in diesem Zusammenhang auch die Dring-
lichkeit der Fälle berücksichtigt.
Die Kommission lädt zur ersten Sitzung alle Beteiligten, das sind
der betroffene Arzt, bei Beschwerden gegen Spitäler ein Vertreter
des Rechtsträgers – vor allem bei Ordensspitälern ist dies regel-
mäßig ein Rechtsanwalt – sowie der betroffene Abteilungsleiter
(Primarius), weiters ein Vertreter der Haftpflichtversicherung und
natürlich der Patient, der eine Vertrauensperson beiziehen kann.
Als solche Vertrauenspersonen kommen Ehegatten, Eltern, Kinder,
sonstige Verwandte, Freunde und Bekannte, aber auch Rechts-
anwälte und Patientenvertreter in Betracht. Erwähnenswert ist in
diesem Zusammenhang die Tatsache, dass Rechtsanwälte die
Schiedsstellen durchaus positiv annehmen und in zunehmendem
Maße bereit sind, den außergerichtlichen Weg der Streitbeilegung
zu beschreiten.
Im Unterschied zu einem Gerichtsverfahren findet keine förmliche
Verhandlung, sondern eine Besprechung in gelockerter Atmo-
sphäre statt. Dennoch wird darauf geachtet, dass jeder Beteiligte
hinreichend Gelegenheit erhält, seinen Standpunkt umfassend dar-
zustellen und zu den kontroversiellen Punkten Stellung zu bezie-
hen. In einem solchen „Round Table-Gespräch“ kommen der Kom-
mission, und zwar vor allem dem Vorsitzenden sowohl mediative
als auch manuduktive Aufgaben zu. Es sei nur daran erinnert, dass
nach oberstgerichtlicher Rechtsprechung die Kommission den Pa-
tienten auf die drohende Verjährung seiner Ansprüche hinzuwei-
sen hat.
Schließlich entscheidet die Kommission, in der Regel nach kurzer
Beratung, ob und in welcher Höhe dem Patienten eine Entschädi-
gung gebührt. Diese Entscheidung hat nur Empfehlungscharakter
und stellt einen unverbindlichen Streitbereinigungsvorschlag dar,
der im Sitzungsprotokoll vermerkt wird. Ist der Patient mit der vor-
geschlagenen Lösung einverstanden, so kommt es zwischen den
Parteien zu einem außergerichtlichen mündlichen Vergleich, auf
dessen Basis der Patient der Versicherung gegenüber eine Abfin-
dungserklärung unterschreibt.

6. Sachverständigengutachten

Lässt sich der Sachverhalt oder die Verschuldensfrage in der ersten
Sitzung nicht hinreichend klären, so ist regelmäßig das Gutachten
eines medizinischen Sachverständigen einzuholen, das der Kom-
mission die für ihre Entscheidungsfindung nötige Sachaufklärung
liefern soll. Eine solche Gutachterbestellung erfolgt in etwa 20 bis
25% der anhängigen Fälle. Um Nahe- oder Konkurrenzverhält-
nisse zwischen dem betroffenen Arzt und dem medizinischen

17) Dittrich/Tades, ABGB35, E 4 zu § 1496.
18) Vgl Holzer in Holzer/Posch/Schick, Arzt- und Arzneimittelhaftung in

Österreich (1992), 66.
19) OGH 27. 3. 1995, 1 Ob 44/94 in RdM 1995, 88.
20) Vgl Juen, Arzthaftungsrecht (1997) 176.
21) Vgl § 54 ÄrzteG, § 20 OÖ KAG.
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Sachverständigen auszuschließen, werden oftmals Gutachter aus
anderen Bundesländern oder aus dem Ausland herangezogen.
Ihre Nominierung erfolgt im Einvernehmen der betroffenen Par-
teien einschließlich der Haftpflichtversicherungen, die in der Regel
auch die diesbezüglich anfallenden Kosten übernehmen.

7. Zweite Sitzung

Obwohl die Mehrzahl der Fälle in einer Sitzung gelöst wird,
kommt es mitunter vor, dass eine zweite Sitzung anberaumt wer-
den muss: So wenn ein Gutachten eingeholt wird und dieses einer
weiteren Erörterung bedarf oder wenn in der ersten Sitzung Tat-
sachen hervorkommen, die eine nähere Recherche erfordern. Für
die Anzahl der Sitzungstermine spielt auch die Tatsache eine Rolle,
ob der Patient vor der Schiedsstelle rechtsfreundlich vertreten ist
oder nicht. Bei unvertretenen Patienten erweist sich häufig ein
zweiter Termin als notwendig.

8. Verfahrenskosten

Als konkretes Beispiel mögen die Verfahrenskosten bei der ober-
österreichischen Schiedsstelle dienen. Sie setzen sich wie folgt
zusammen:

9. Ende des Verfahrens

Sobald die Kommission zu einem Ergebnis gelangt, beendet sie
das Verfahren: Sofern sie die Beschwerde nicht gänzlich ab-
lehnt,22) bietet sie dem Beschwerdeführer regelmäßig eine Entschä-
digung an. Der Patient kann sodann frei entscheiden, ob er mit
dem Vorschlag der Schiedsstelle einverstanden ist. Andernfalls
bleibt ihm die Möglichkeit, seine Ansprüche klagsweise geltend zu
machen.

a) Geldleistungen

Meist besteht das Angebot der Schiedsstelle in einer Geldleistung.
Es handelt sich hierbei um Schadenersatzzahlungen, also überwie-
gend um Schmerzengeld, Verdienstentgang, Verunstaltungsent-
schädigung sowie so genannte Prozesskostenablösen, welche die
Versicherungen oftmals aus ökonomischen Gründen bezahlen, um
die Einholung eines kostspieligen Gutachtens zu vermeiden oder
überhaupt das Risiko eines Gerichtsverfahrens hintanzuhalten.

Mitunter kommt es auch vor, dass in der Sitzung zwar eine Eini-
gung dem Grunde nach erzielt wird, die Details jedoch – insbeson-
dere die Entschädigungshöhe – in der Folge direkt zwischen dem

Kosten pro Fall Träger

Vorsitzender bis zu S 2.000,– Versicherung

SV-Gutachten bis zu S 10.000,– Versicherung

Ärztlicher Beisitzer bis zu S 1.800,– Ärztekammer

Sonstige Kosten
(Kammerjuristin,
Getränkekosten, etc)

Ärztekammer

Anspruchswerber und der Versicherung abgeklärt werden (so ge-
nannte versicherungsinterne Lösung). Diese Vorgangsweise wird
vor allem in den Fällen gewählt, in denen der Patient anwaltlich
vertreten ist.

b) Sonstige Lösungen

In seltenen Fällen bietet sich anstelle einer Geldzahlung eine sons-
tige für den Patienten günstige Lösung an, wie eine weitere Be-
handlung oder ein Kuraufenhalt.

10. Statistik

Zur Illustration seien im Folgenden einige Zahlen der Schiedsstelle
bei der Ärztekammer für OÖ angeführt.

V. Weitere Serviceeinrichtungen für Patienten

Neben den Schlichtungsstellen bestehen in allen Bundesländern
eine Reihe von weiteren Anlaufstellen für Patienten, die sich in Zu-
sammenhang mit einer medizinischen Behandlung in ihren Rechten
verletzt fühlen. Alle diese Einrichtungen dienen einer ersten Bera-
tung und Information der Patienten und sollen so eine Eskalation

22) Dies kann natürlich auch schon im Zug der Prüfung der Verfahrens-
voraussetzungen geschehen, siehe oben IV.

Beschwerdefälle Anzahl

Bis dato offene Fälle (ganz neue Fälle, Gutachten
noch ausständig, Einigung dem Grunde nach –
Anspruchshöhe jedoch noch strittig etc)

ca 250

Erledigte Fälle ca 750

Beschwerden insgesamt (seit 1991) ca 1000

Art der Erledigung Prozent

Ablehnung 30%

Geldleistung (in der ersten Sitzung veranlasst) 40%

Geldleistung (aufgrund eines Gutachtens) 5–10%

Versicherungsinterne Lösung 10%

Sonstige Lösung 10%

Klage bezogen auf die Ablehnungen 5–15%

Klage bezogen auf die Gesamtzahl der
Beschwerden

2–4%

Entschädigungen Schillingbetrag

Gesamtsumme (seit 1991) ca S 18.000.000,–

Bisher bezahlter Höchstbetrag ca S 800.000,–

Geringster Betrag ca S 3.000,–

Beschwerden Anzahl pro Jahr

1991–1995 50–80

1995–1998 100–150

1999 235
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des Arzt-Patienten-Konfliktes vermeiden helfen. Infolge der jüngsten
Spitalsaffären in Oberösterreich haben nicht nur die vorhandenen
Serviceeinrichtungen besondere Bedeutung erlangt, sondern sind
zusätzlich neue Beratungs- und Informationsstellen ins Leben geru-
fen worden, um in Hinkunft eine frühzeitige Abklärung behaupteter
Schadensereignisse sicherzustellen. Angesichts der großen Vielfalt
an Patienteneinrichtungen, erscheint es zweckmäßig, sich im Fol-
genden auf die einschlägigen Servicestellen in Oberösterreich zu
konzentrieren und diese in ihrer Gesamtheit überblicksartig vor-
zustellen.23)

1. Patientenanwaltschaft (Patientenvertretung)

In allen Bundesländern sind, basierend auf den einzelnen Landes-
krankenanstaltengesetzen bzw eigenen Landesgesetzen über Pa-
tientenanwaltschaften, besondere Stellen zur Vorabklärung von
Beschwerden in medizinischen Schadensfällen sowie zur Aufklä-
rung von sonstigen Missständen in Zusammenhang mit Spitalsauf-
enthalten eingerichtet.24) Anders als in den übrigen Bundeslän-
dern, wo diese Stellen als „Patientenanwaltschaften“ bezeichnet
werden, nennt sich die entsprechende Einrichtung in Oberöster-
reich „Patientenvertretung“. Ursache für die Verschiedenheit der
Bezeichnung ist der Umstand, dass sich die oberösterreichische
Rechtsanwaltskammer gegen den Terminus „Patientenanwalt-
schaft“ verwehrte. Dessen ungeachtet findet sich auch in Oberös-
terreich, und zwar im Wagner-Jauregg-Krankenhaus Linz, eine
besondere „Patientenanwaltschaft“, die allerdings ausschließlich
mit den dort anfallenden Sachwalter- und Unterbringungsagenden
befasst ist.

Für Oberösterreich ist die Institution der Patientenvertretung in den
§§ 12 und 13 OÖ KAG geregelt. Gemäß § 12 Abs 1 OÖ KAG ist
zur Aufklärung von Missständen, zur Behandlung von Beschwer-
den und zur Erteilung von Auskünften, die jeweils mit dem Aufent-
halt eines Patienten in einer oberösterreichischen Krankenanstalt
zusammenhängen, am Sitz der Landesregierung eine Patientenver-
tretung einzurichten, deren Geschäftsstelle das Amt der Landesre-
gierung ist.25)

Gemäß § 13 Abs 1 OÖ KAG besteht die Patientenvertretung aus
drei Mitgliedern, die von der Landesregierung für die Dauer von 6
Jahren bestellt werden. Sie setzt sich zusammen aus einem Patien-
tenvertreter als Vorsitzendem,26) einem Arzt und einer rechtskundi-
gen Person. Die Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder der Patientenver-
tretung sind gemäß der Verfassungsbestimmung des § 13 Abs 3
OÖ KAG in Ausübung ihrer Tätigkeit weisungsfrei und gem § 20
leg cit zur Verschwiegenheit verpflichtet.

Das Verfahren läuft in der Weise ab, dass die schriftlich ein-
gelangte oder beim Patientenvertreter mündlich vorgetragene
Beschwerde aufgenommen wird und in einem Aktenvermerk die
„Eckdaten“ – wo ist wann was passiert – vermerkt werden. Sodann
wird – natürlich wiederum nur mit Zustimmung des Patienten – die

Krankengeschichte eingeholt27) und der Krankenhausträger aufge-
fordert, zur Beschwerde Stellung zu nehmen. Nun kommt es zu
einer internen Sitzung zwischen dem juristischen und dem ärzt-
lichen Mitarbeiter der Patientenvertretung, im Zuge derer in einer
Art juristischen Vorprüfung die weitere Vorgangsweise bestimmt
wird und es im Wesentlichen folgende Möglichkeiten gibt:

• Die Beschwerde ist ganz klar abzuweisen, weil beispielsweise
der Anspruch bereits verjährt ist oder mit Sicherheit kein Be-
handlungsfehler vorliegt. Der Patient wird hievon schriftlich ver-
ständigt.

• In unklaren, jedoch höchstwahrscheinlich ebenfalls negativ zu
beurteilenden Beschwerdefällen wird der Patient geladen und
von ärztlicher wie juristischer Seite mündlich darüber aufgeklärt,
dass aller Wahrscheinlichkeit nach kein Beschwerdepunkt vor-
liegt, dem Beschwerdeführer jedoch die Beschreitung des ordent-
lichen Rechtsweges unbenommen bleibt.

• In klaren positiven Beschwerdefällen mit nicht allzu hohen
Ersatzansprüchen tritt der Patientenvertreter in Aktion und ver-
handelt direkt meist im Beisein des Patienten mit dem Haftpflicht-
versicherer über die Höhe des zu leistenden Betrages im gegen-
ständlichen Beschwerdefall. Ist der Patient mit dieser Lösung
nicht einverstanden, wird er auf den ordentlichen Rechtsweg
verwiesen.

• In schwierigen, unklaren Fällen mit hohen Schadenersatzforde-
rungen wird der Akt an die Schiedsstelle bei der Ärztekammer
abgetreten. Dies ist in etwa 30% der Beschwerden der Fall.
Im Verfahren vor der Schiedsstelle wird in der Regel auch der
Patientenvertreter als Vertrauensperson beigezogen (zum weite-
ren Verfahrensablauf siehe oben IV).

Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass
die außergerichtliche Schlichtungstätigkeit des Patientenvertreters
eine begrüßenswerte „Fleißaufgabe“ zum Vorteil des betroffenen
Patienten darstellt. Ginge der Patientenvertreter nämlich strikt nach
§ 12 Abs 4 OÖ KAG vor, so hätte er im Wesentlichen nur die
geltend gemachten Beschwerdegründe zu würdigen und den
Patienten gegebenenfalls auf den ordentlichen Rechtsweg zu ver-
weisen.

23) Das Informationsmaterial wurde dankenswerterweise von den Mitarbei-
tern der jeweiligen Stellen zur Verfügung gestellt.

24) Beschwerden gegen niedergelassene Ärzte und Zahnärzte kommen
direkt vor die jeweiligen Schiedsstellen.

25) Obwohl die Formulierung des § 12 OÖ KAG 1997 eher auf organisa-
torische Mängel und weniger auf Behandlungszwischenfälle ausgerich-
tet ist, haben rund 95% der Beschwerden einen Behandlungsfehler zum
Gegenstand.

26) Herr Dr. Jakob Gratzer, Vizepräsident iR des OLG für OÖ und Salz-
burg.

27) Vgl § 12 Abs 6 OÖ KAG 1997, nachdem den Mitgliedern der Patien-
tenvertretung die notwendigen Informationen vom Rechtsträger und
vom Personal der betroffenen Krankenanstalt zu geben sind.
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Folgende Zahlen mögen die effektive Arbeit der Patientenvertre-
tung verdeutlichen:

Auch hier sei angemerkt, dass die Affäre Freistadt die Beschwerde-
zahl für das Jahr 1999 dramatisch angehoben hat. Wurden im
Jahr 1997 zwei und im Jahr 1998 fünf Beschwerden im Zusam-
menhang mit dem Krankenhaus Freistadt bei der Patientenvertre-
tung verzeichnet, so waren es im Jahr 1999 an die 150 Beschwer-
den.

2. Informations- und Beschwerdestellen

Gemäß § 11 OÖ KAG ist in jeder Krankenanstalt eine Informa-
tions- und Beschwerdestelle einzurichten, bei der sich die Anstalts-
patienten oder diesen nahe stehende Personen über Missstände
bzw Mängel, die mit dem Aufenthalt des Patienten in der Kranken-
anstalt zusammenhängen, mündlich oder schriftlich beschweren
oder Auskünfte begehren können. Es handelt sich hiebei um jegli-
che Art von Beschwerden, wobei anzumerken ist, dass seitens
dieser Stelle nur diverse, das organisatorische Umfeld betreffende
Beschwerden behandelt werden und jene, die in Zusammenhang
mit einem Behandlungsfehler stehen, der Patientenvertretung zur
weiteren Behandlung übermittelt werden.

3. Patientenberatungsstelle bei der
Gebietskrankenkasse für OÖ

Diese Stelle – aufgrund der jüngsten Ereignisse im Spitalsbereich
im September 1999 ins Leben gerufen – bietet eine kostenlose und
qualifizierte Erstberatung, die fachkundige Aufnahme und Doku-
mentation der Fälle und steuert die weitere Vorgangsweise (allen-
falls in Zusammenarbeit mit der Arbeiterkammer für OÖ), um dem
Patienten zu seinem Anspruch zu verhelfen.

Der Patient bekommt im Zuge der Erstberatung bei der Ge-
bietskrankenkasse einen Patientenfragebogen (wo wurde wann
welche Behandlung am Patienten vorgenommen; worin besteht der
Behandlungsfehler) und ein Infopaket über Patientenrechte. Diese
Angaben werden dann von juristischer Seite einer Art Vorprüfung
(Verjährung, Vollständigkeit der Angaben etc) unterzogen, nach
deren positivem Ergebnis mit Zustimmung des Patienten die Kran-
kengeschichte und die Stellungnahme des betroffenen Arztes bzw
Krankenhausträgers eingeholt werden. Sodann wird von Juristen
und dem chefärztlichen Dienst die Erfolgsaussicht der Beschwerde
geprüft. Bei positiver Chancenbeurteilung wird die Konsumenten-

Arbeitsanfall 1997 1998

Beschwerden insgesamt 149 200

Erledigte Fälle (Vergleich oder Abweisung) 86 85

An die Ärztekammer abgetretene Fälle 41 70

Offene Fälle 6 24

Sonstige Fälle (zB anderes Bundesland zuständig,
Beschwerde zurückgezogen, Patient nicht erschienen)

16 21

schutzabteilung der Arbeiterkammer verständigt, die den Fall über-
nimmt, die Beschwerde bei der Schiedsstelle der Ärztekammer
anhängig macht und in diesem Verfahren als Vertreter des Patien-
ten agiert.

4. Konsumentenschutzabteilung bei der
Arbeiterkammer für OÖ

Der Patient kann sich auch direkt an die Konsumentenschutzabtei-
lung bei der Arbeiterkammer wenden. Dort wird allerdings nur die
juristische Seite der Beschwerde geprüft und diese bei positiver
Erfolgsaussicht an die Schiedsstelle bei der Ärztekammer weiter-
geleitet. Die Arbeiterkammer übernimmt dort wiederum die Vertre-
tung des Patienten.

Während die Anlaufstelle bei der Arbeiterkammer für Beschwer-
den gegen Zahnärzte schon seit längerem existiert, ist sie für
Beschwerden gegen niedergelassene Ärzte und Spitalsärzte erst
im Aufbau begriffen.

5. Zahnärztliche Schlichtungsstelle

Für Beschwerden gegen Zahnärzte ist in Oberösterreich eine
eigene Schlichtungsstelle bei der Ärztekammer eingerichtet, die
mit einem pensionierten Facharzt für Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde als Vorsitzendem sowie je einem Vertreter von Ärztekammer
und Arbeiterkammer besetzt ist. Bei Bedarf wird auch ein Sach-
verständiger beigezogen. Die Sitzungen sind grundsätzlich nicht
öffentlich, dh Beschwerdeführer, Zahnarzt und die Haftpflichtver-
sicherung nehmen daran nicht teil. Vielmehr werden schriftliche
Stellungnahmen eingeholt und die betroffenen Parteien schließlich
auch von der Entscheidung schriftlich verständigt.

6. Patientenservicestelle

Während die Schiedsstelle ausschließlich Arzthaftungsfälle behan-
delt und der Patientenvertreter nur für Beschwerden und Behand-
lungsprobleme im Spitalsbereich zuständig ist, hat es sich die seit
1998 ebenfalls bei der Ärztekammer für OÖ eingerichtete Patien-
tenservicestelle zur Aufgabe gemacht, die noch bestehenden
Lücken im Informationsangebot der Patienten zu schließen. Es
stehen dort eine Ärztin und eine Juristin für alle telefonischen,
mündlichen oder persönlichen Anfragen bereit.

Zurzeit verzeichnet das Patienten-Service pro Monat rund 200
telefonische Anfragen. Diese betreffen vorwiegend Unklarheiten
im Zusammenhang mit der Beanspruchung von Wahlärzten, Aus-
künfte über Kassenleistungen, Unsicherheiten bei außergewöhn-
lichen Behandlungsmethoden und immer öfter auch Fragen im
Zusammenhang mit allgemeinen Patientenrechten.

Unter diesen monatlich rund 200 Anrufern und den sonstigen
Patienten, die mit der Servicestelle in Kontakt treten, sind im Durch-
schnitt drei Fälle, die eine Beschwerde gegenüber einem Arzt
(allerdings nicht in Zusammenhang mit einem Behandlungsfehler)
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betreffen. In diesen Fällen muss eine schriftliche Beschwerde einge-
bracht werden, nach derem Vorliegen der jeweilige Arzt kontak-
tiert und um eine Stellungnahme ersucht wird, die sodann dem
Patienten übermittelt wird. In vielen Fällen handelt es sich hierbei
jedoch nur um Missverständnisse, die sich über das Patienten-
Service bereinigen lassen.

VI. Fazit

Das dargestellte Schlichtungsverfahren der Schiedsstellen für Arzt-
haftpflichtfragen bietet einen effizienten und kostenfreien Konflikt-
lösungsmechanismus, der bestens geeignet ist, medizinische Scha-
densfälle einer gütlichen Einigung zuzuführen. Selbst wenn in kom-
plexen Einzelfällen eine vergleichsweise Regelung nicht erzielt
werden kann, ist sichergestellt, dass dem Patienten durch den
Schlichtungsversuch kein Rechtsverlust droht: Sei es dass Arzt,
Krankenhausträger und Haftpflichtversicherer sich schon vor der
Schiedskommission bereit erklären, in einem allenfalls folgenden
Gerichtsverfahren auf die Geltendmachung der Verjährung zu
verzichten, sei es dass die Parteien in einem zunächst anhängig
gemachten Gerichtsverfahren eine Ruhensvereinbarung treffen, um
sodann ohne Verjährungsrisiko das Verfahren vor der Schieds-
stelle aufzunehmen.
Ergänzt durch eine Reihe weiterer Patientenanlaufstellen erweist
sich dieses außergerichtliche Modell der Streitschlichtung als unbü-
rokratisches, patientenfreundliches System zur Aufklärung von
Konflikten zwischen Arzt und Patient, das trotz steigender Be-
schwerdezahlen rasche Entscheidungen herbeizuführen vermag.

Nachbemerkung

Zum Thema kann die Wiener Redaktion beitragen:
Die auch als „Schlichtungskommission“ bezeichnete Schiedsstelle
der Ärztekammer Wien besteht schon seit 1985; das Gremium ist
ein 5er-Senat, derzeit bestehend aus Dr. Walter Melnizky, Präsi-
dent des OGH i. R. als Vorsitzendem, drei hochrangigen Ärzten
(insbesondere Universitätsprofessoren) und einem rechtskundigen
Mitglied des Kammeramtes. Obwohl die Ärzte gegenüber den Ju-
risten das zahlenmäßige Übergewicht haben, ist die absolute Ob-
jektivität aller Kommissionsmitglieder gewährleistet und anerkannt;
außer dem Arzt und dem Patienten (und deren allfälligen Rechts-
vertretern) werden auch Vertreter der Haftpflichtversicherungen zu-
gelassen und angehört. In einem Fall mit sehr schwerwiegenden
Folgen beschloß die Kommission zwei bekannte Fachärzte (Univ.-
Prof. und Dozent) als SV beizuziehen. Aufgrund der beiden Gut-
achten kam die Kommission zum Ergebnis, dass der betreffende
Arzt nicht lege artis gehandelt habe und empfahl Vergleichsver-
handlungen über die Höhe der Schadenersatzansprüche.
Für die Parteien war das Verfahren umsonst (keinerlei Verfahrens-
kosten oder SV-Gebühren), aber keineswegs vergeblich: Die Haft-
pflichtversicherungen des betreffenden Arztes und des Rechtsträ-

gers der betroffenen Krankenanstalt anerkannten die Haftung des
Arztes dem Grunde nach, was Vergleichsverhandlungen über die
Anspruchshöhe herbeiführte; auch die Kosten der Vertretung des
Patienten bei der Kammer-Schiedsstelle wurden von den Versiche-
rungen unpräjudiziell übernommen. Selbst wenn das nicht gesche-
hen wäre und ein Vergleich nicht zustande kommen sollte, können
solche Kosten eingeklagt werden: Es handelt sich nicht um vorpro-
zessuale Kosten, deren Ersatz ausschließlich aus dem Prozessrecht
selbst abzuleiten ist, und für welche – wegen der Akzessorietät
zum Hauptanspruch – die Prozessführung grundsätzlich unzulässig
ist. Aber Kosten für vorprozessuale Maßnahmen, die nur der eige-
nen Information, der Streitbeilegung, der Rechtsdurchsetzung ohne
Inanspruchnahme gerichtlicher Hilfe oder der Klärung der eigenen
Rechtslage dienen, sind nicht nach Zivilprozess-Grundsätzen, son-
dern nach allgemeinen privatrechtlichen Kriterien zu beurteilen.
Deren Ersatz ist dann im Klageweg – als Nebenforderung im Sinn
des § 54 Abs 2 JN – geltend zu machen; dazu findet sich Näheres
in OLG Wien, 1 R 119/97w, Der Wiener Richter Nr 787.

Für den Redaktionsbeirat: Walter Strigl
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Terminübersicht – Seminare
September

Oktober

1. bis 2. 9. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 200901/8 WIEN

5. 9. und
19. 9.

Seminarreihe Steuerrecht
9. Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 200905/8 WIEN

6. 9. bis
15. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 200906/8 WIEN

8. bis 9. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 200908/3 ST. GEORGEN

8. bis 9. 9. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 200908/8 WIEN

14. bis 16. 9. DOING BUSINESS IN EUROPE!
Zentrale Themen des Europäischen
Wirtschaftsrechts für die anwaltliche Praxis
Seminar-Nr: 200914/5

SCHLOSS SEGGAU BEI LEIBNITZ

15. bis 16. 9. Ausgewählte Kapitel
aus dem Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 200915/6 INNSBRUCK

15. bis 16. 9. Gesellschaftsrecht II (Der Gesellschafts-
vertrag – Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr: 200915/8 WIEN

15. bis 16. 9. Verwaltungsverfahren und VfGH-
und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 200915/3 ST. GEORGEN

22. bis 23. 9. Das Firmenbuch
Seminar-Nr: 200922/7 BREGENZ

22. bis 23. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 200922/8 WIEN

28. bis 30. 9. Europarecht
Seminar-Nr: 200928/8 WIEN

29. bis 30. 9. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 200929/8 WIEN

29. bis 30. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 200929/6 INNSBRUCK

29. bis 30. 9. Verlassenschaftsverfahren
Seminar-Nr: 200929/3 ST. GEORGEN

29. bis 30. 9. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 200929/5 GRAZ

3. 10. Seminarreihe Steuerrecht
10. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 201003/8 WIEN

November

6. bis 7. 10. Prozesstaktik und
Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 201006/2 HERNSTEIN

13. bis 14. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 201013/3 ST. GEORGEN

13. bis 14. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 201013/8 WIEN

13. bis 14. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 201013A/8 WIEN

13. bis 14. 10. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 201013/5 GRAZ

17. 10. Seminarreihe Steuerrecht
11. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 201017/8 WIEN

20. bis 21. 10. Rasche Maßnahmen und
einstweiliger Rechtsschutz
Seminar-Nr: 201020/6 INNSBRUCK

20. bis 21. 10. Honorarrecht
Seminar-Nr: 201020/8 WIEN

20. bis 21. 10. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 201020/3 ST. GEORGEN

31. 10. Seminarreihe Steuerrecht
12. Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 201031/8 WIEN

3. bis 4. 11. Exekutionsrecht intensiv
Seminar-Nr: 201103/6 INNSBRUCK

3. bis 4. 11. Der Liegenschaftsvertrag am
Beispiel Wohnungseigentum
Seminar-Nr: 201103/8 WIEN

10. bis 11. 11. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 201110/8 WIEN

10. bis 11. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 201110/3 ST. GEORGEN

14. 11. Seminarreihe Steuerrecht
13. Vermögensveranlagung und Steuern
Seminar-Nr: 201114/8 WIEN

17. 11. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 201117/7 DORNBIRN

17. bis 18. 11. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 201117/5 GRAZ

17. bis 18. 11. Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 201117/3 ST. GEORGEN

17. bis 18. 11. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 201117/8 WIEN

17. bis 18. 11. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 201117A/8 WIEN
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Exekutionsrecht

awak.basic

Ziel dieses Seminares ist es, RAA mit dem Instrumentarium der Exe-
kutionsordnung zur Durchsetzung titulierter Ansprüche vertraut zu
machen. Weiters steht der Rolle des Rechtsanwaltes als Vertretung
der betreibenden Partei, der verpflichteten Partei, Dritter etc im
Vordergrund. Ausgewählte Themen der EO werden gründlich be-
arbeitet.

Die Teilnehmerzahl ist auf 40 Personen beschränkt.

Termin: Freitag, 8. 9. 2000, bis Samstag, 9. 9. 2000 = 3 Halb-
tage

23. bis 25. 11. Zivilverfahren
Seminar-Nr: 201123/8

WIEN/WIEN UMGEBUNG

24. bis 25. 11. Mietrecht
Seminar-Nr: 201124/8 WIEN

24. bis 25. 11. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 201124/3 ST. GEORGEN

28. 11. Seminarreihe Steuerrecht
14. Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 201128/8 WIEN

Planung: Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Referenten: Dr. Lilian Hofmeister, Richterin des HG Wien
Reg.-Rat i. R. Alfred Trautmann, Rechtspfleger des Exekutionsrech-
tes in Wien
Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 200908/8

Verwaltungsverfahren und VfGH-
und VwGH-Beschwerde

awak.basic

Dies ist ein Basisseminar zur Vermittlung eines Überblicks über die
Strukturen und Grundsätze des Verwaltungsverfahrens.

Darauf aufbauend werden Inhalt und Form von Anträgen und
Beschwerden an den VfGH und VwGH behandelt.

Termin: Freitag, 15. 9. 2000, bis Samstag, 16. 9. 2000 = 3 Halb-
tage

Planung: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz

Referenten: Univ.-Prof. Dr. Bruno Binder, RA in Linz
Dr. Kurt Lichtl, RA in Linz

Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 200915/3
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Europarecht
awak.basic

Dies ist ein Grundlagenseminar, das keine spezifischen Vorkennt-
nisse voraussetzt. Es ist speziell an der Tätigkeit des österrei-
chischen Rechtsanwalts in der Praxis orientiert. Durch die Vermitt-
lung von ausbaufähigen Grundlagen wird der Zugang zur komple-
xen Materie „Europarecht“ eröffnet.

Termin: Donnerstag, 28. 9. 2000, bis Samstag, 30. 9. 2000 =
5 Halbtage
Planung: Mag. Dr. Rainer Roniger, LL.M., RA in Wien
Referenten: Mag. Dr. Rainer Roniger, LL.M., RA in Wien
Mag. Dr. Bernhard Schima, LL.M., EuGH, Kabinett von Richter
Dr. Jann/Luxemburg
Dr. Alexander Winterstein, LL.M., Europ. Kommission, Generaldi-
rektion IV – Wettbewerb Brüssel
MMag. Dr. Hanno Wollmann, LL.M., RA in Wien
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 200928/8

Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht

awak.special

Immaterialgüterrechte gewähren eine starke zivil- und strafrechtlich
abgesicherte Monopolstellung zur Nutzung einer erfinderischen
Idee, eines Kennzeichens, eines Designs oder einer schöpferischen
Leistung im urheberrechtlichen Sinn. Das österreichische Immateri-
algüterrecht ist eingebunden in ein internationales, durch bilaterale
und internationale Abkommen geprägtes Schutzrechtssystem.

Termin: Freitag, 29. 9. 2000, bis Samstag, 30. 9. 2000 = 3 Halb-
tage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, RA in Mödling
Referenten: Dr. Markus Stangl, Österreichisches Patentamt
Dipl.-Ing. Dr. Helmut Wildhack, Patentanwalt in Wien
Dr. Michael Binder, RA in Wien
Dr. Guido Kucsko, RA in Wien
Dr. Michel Walter, RA in Wien
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 200929/8

Abgabenrecht
awak.basic

Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Abgabenrech-
tes ein. Insbesondere werden jene Steuerbereiche beleuchtet, die
für den Anwalt von Bedeutung sind, sei es als Parteienvertreter, sei
es als Vertragsverfasser oder auch als Steuerzahler.

Termin: Freitag, 29. 9. 2000, bis Samstag, 30. 9. 2000 = 3 Halbtage
Planung: Dr. Franz Pegger, RA in Innsbruck
Referenten: Dr. Franz Pegger, RA in Innsbruck
Markus Schedlberger, Finanzamt für Gebühren und Verkehrssteu-
ern in Innsbruck
Seminarort: Innsbruck
Seminar-Nr: 200929/6

Prozesstaktik und Verhandlungsstrategien

awak.special

Dieses Seminar vermittelt den Teilnehmern eine Optimierung ihres
Gesprächsverhaltens, besseres Einstellen auf die Verhandlungspart-
ner, Erprobung der fünf wichtigsten Verhandlungsstile, Einübung
des Harvard-Verhandlungsmodells an alltäglichen Beispielen, För-
derung der Diskussions- und Kompromissbereitschaft nicht nur in der
Verfolgung der Mandantenansprüche, sondern auch der eigenen
Honorarforderungen, Abschluss von Vergleichen ohne Niederla-
gen für beide Seiten. Das Seminar richtet sich an alle Rechtsanwalt-
sanwärter, aber auch an Rechtsanwälte mit abgeschlossener Ausbil-
dung, die entweder unter dem unbefriedigenden Ablauf gerichtli-
cher und außergerichtlicher Verhandlungssituationen leiden, oder
trotz Erfolgen eine Verbesserung ihrer Verhandlungsergebnisse an-
streben.

Die Teilnehmerzahl ist auf 15 Personen beschränkt.

Termin: Freitag, 6. 10. 2000, bis Samstag, 7. 10. 2000 = 4 Halb-
tage

Planung: DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling

Referenten: Johanna Busmann, Trainerin für Rhetorik und Kommu-
nikation in Hamburg
DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling

Seminarort: Hernstein

Seminar-Nr: 201006/2

Zivilverfahren I

awak.basic

Dieses Seminar vermittelt insbesondere dem (Neu-)Einsteiger pra-
xisorientiertes Know-how zum Zivilprozess. Praxisbezogene Bei-
spiele aus Situationen vor, während und nach dem Prozess ermög-
lichen die Transparenz des Verfahrens in erster Instanz. Das Semi-
nar bietet einen Überblick über die wesentlichen Stationen des Ver-
fahrens von der Erstinformation durch den Klienten bis zum Urteil.
Es ist ein Seminar für jene, die ein solides Fundament für die All-
tagssituation im Gerichtsprozess benötigen.

Termin: Freitag, 13. 10. 2000, bis Samstag, 14. 10. 2000 =
3 Halbtage

Planung: Mag. Helmut Schmid, RA in Graz

Referenten: Mag. Alfred Tanczos, Richter des LG für ZRS Graz
Dr. Rupert Waldner, Richter des LG für ZRS Graz
Mag. Helmut Schmid, RA in Graz

Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 201013/5

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
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Niederösterreich

Änderung des Artikel VI GeO NÖRAK

Der Artikel VI. der GeO NÖRAK wird neu gefasst und lautet:

VI. Verfahrenshilfe
§ 27

Bestellung

(1) Die Bestellung von Rechtsanwälten zu Vertretern im Rahmen
der Verfahrenshilfe in Zivil- und Strafsachen, in Verfahren vor dem
Unabhängigen Verwaltungssenat sowie in Verfahren vor dem
VwGH und VfGH und die Bestellung zum Amtsverteidiger erfolgt
durch die nach der Geschäftsverteilung des Ausschusses zustän-
dige Abteilung des Ausschusses und in den Fällen des § 26 Abs 4
RAO, wenn eine sofortige Beschlussfassung erforderlich ist, von
dem von der Abteilung dazu bestimmten Mitglied.

(2) Für die Bestellung von Rechtsanwälten zu Verfahrenshelfern
werden für jeden Gerichtshofsprengel folgende Listen geführt, in
denen die Rechtsanwälte gemäß ihrem Familiennamen in alphabe-
tischer Reihenfolge aufgenommen werden.

a) Für gerichtliche Strafverfahren, welche Haftsachen sind, aus-
genommen die Bestellungen gemäß § 42 Abs 2 StPO, wird
die Liste aus allen Rechtsanwälten, die in dem betreffenden
Gerichtshofsprengel ihren Kanzleisitz haben, gebildet.

b) In allen anderen gerichtlichen Strafverfahren, in Zivilverfahren
(Zivilprozesse, Ausserstreitsachen, Exekutionsverfahren), in Ver-
fahren vor dem Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof sowie
für Verfahren vor dem Unabhängigen Verwaltungssenat, wird
die Liste aus allen Rechtsanwälten, die in dem betreffenden Ge-
richtshofsprengel ihren Kanzleisitz haben, in der Form gebildet,
daß ihre alphabetische Reihenfolge sich nach der Zugehörig-
keit zu dem Bezirksgericht richtet, in deren Sprengel die Rechts-
anwälte ihren Kanzleisitz haben.

c) Für Bestellungen zum Pflichtverteidiger wird die Liste aus den
freiwilligen Meldungen gebildet.

(3) In Haftsachen, ausgenommen die Bestellung zum Pflichtvertei-
diger, erfolgt die Bestellung in der vorgegebenen Reihenfolge ge-
mäß der im Abs 2 lit a angeführten Liste. Rechtsanwälte, die ihren
Kanzleisitz in den Sprengeln der Bezirksgerichte Bruck/Leitha,
Hainburg/Donau, Laa/Thaya, Retz, Schwechat, Zistersdorf und
Mistelbach (alle LG Korneuburg), der Bezirksgerichte Gmünd und
Waidhofen/Thaya (LG Krems), Amstetten, Haag, Waidhofen/
Ybbs und Scheibbs (alle LG St. Pölten) haben, wird in diesen Haft-
sachen jede Bestellung doppelt angerechnet.

(4) Bei Bestellungen im Verfahren vor dem Verfassungs- oder Ver-
waltungsgerichtshof oder dem Unabhängigen Verwaltungssenat
wird der zu bestellende Rechtsanwalt in alphabetischer Reihen-
folge aus dem Kreis der Rechtsanwälte entnommen, die ihren

Kanzleisitz in dem Sprengel des Bezirksgerichtes haben, in wel-
chem die Partei ihren Wohnort oder Aufenthaltsort hat

(5) In den im Abs 2 lit b angeführten Verfahren ist aus der dafür
geführten Liste unter Beachtung der alphabetischen Reihenfolge
und einer möglichst gleichmäßigen Bestellung aller Rechtsanwälte
eines Gerichtshofsprengels nach folgenden Grundsätzen vorzuge-
hen. Der zu bestellende Rechtsanwalt ist aus dem Kreis der Rechts-
anwälte zu entnehmen, die ihren Kanzleisitz in dem Sprengel des
Gerichtshofes 1. Instanz haben, in welchem der Ort der vorzu-
nehmenden Tätigkeit gelegen ist. Die örtlichen Verhältnisse sind
jedoch insofern zu berücksichtigen, als unter Wahrung der gleich-
mäßigen Heranziehung aller Rechtsanwälte ein Rechtsanwalt vor-
gezogen wird, der seinen Kanzleisitz in dem Bezirksgerichtsspren-
gel hat, in welchem die Tätigkeit vorzunehmen ist oder in einem
diesem benachbarten Bezirksgerichtssprengel.

(6) In den im Abs 2 lit c angeführten Verfahren ist aus der dafür
geführten Liste unter Beachtung der alphabetischen Reihenfolge
die Bestellung vorzunehmen.

(7) Im Falle der Verhinderung hat der bestellte Rechtsanwalt für
seine Stellvertretung rechtzeitig Vorsorge zu treffen.

(8) Die zur Verfahrenshife bestellten Rechtsanwälte haben bis zum
31.3. eines jeden Kalenderjahres für das vorangegangene Kalen-
derjahr dem Ausschuss vollständige Kostennoten über die von
ihnen erbrachten Leistungen in der Verfahrenhilfe in dem betreffen-
den Kalenderjahr vorzulegen, unabhängig davon, ob das Verfah-
ren bereits abgeschlossen ist. Der Ausschuss kann bestimmen, dass
eine Verfahrenshilfe nur dann angerechnet wird, wenn darüber
auch ordnungsgemäß abgerechnet wurde.

§ 28

Umbestellungen

(1) Eine Umbestellung eines bestellten Verfahrenshelfers ist zuläs-
sig, wenn ein übereinstimmender Umbestellungsantrag der Verfah-
renshilfepartei, des bestellten Verfahrenshelfers und eines an des-
sen Stelle zu bestellenden Verfahrenshelfers vorliegt.

(2) Ersuchen auf Bestellung eines bestimmten Rechtsanwaltes zum
Verfahrenshelfer außerhalb der gem § 27 festgelegten Reihen-
folge, kann unter Wahrung der gleichmäßigen Heranziehung
der Kammermitglieder zu Verfahrenshelfern entsprochen werden,
wenn diesbezüglich gleichlautende Erklärungen der Verfahrens-
hilfepartei und des gewünschten Rechtsanwaltes vorliegen (§ 67
ZPO, § 42 StPO).

§ 29

Befreiung von der Verfahrenshilfe

(1) Der Präsident und die Vizepräsidenten der Rechtsanwaltskam-
mer, der Präsident des Disziplinarrates und seine Stellvertreter, der
Kammeranwalt, und seine Stellvertreter und die Anwaltsrichter bei
der OBDK sind von der Bestellung gem § 27 GeO NÖRAK befreit.
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(2) Als Bestellungsfall im Rahmen der Verfahrenshilfe zählt jede
Teilnahme an einer Ausschuss-Sitzung oder einer Sitzung des
ÖRAK für Ausschussmitglieder und jede Teilnahme an einer Ver-
handlung des Disziplinarrates für Disziplinarräte.
(3) Kammermitglieder sind nach dem Jahr, in dem sie das 65. Le-
bensjahr vollenden, von der Bestellung und der Verfahrenshilfe
befreit.
(4) Kammermitglieder, die durch Krankheit, Gebrechlichkeit oder
aus anderen erheblichen Gründen an der Berufsausübung ernstlich
behindert sind, sind für die Dauer dieser Behinderung oder für den
Einzelfall von der Bestellung in Verfahrenshilfesachen befreit.

Änderung der Satzung der Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich Teil A

§ 4 Abs 4 wird neu gefasst und lautet wie folgt:
(4) In der Umlagenordnung sind für alle Kammermitglieder unter
Berücksichtigung der von den Rechtsanwälten je eines Landes-
gerichtssprengels erbrachten Verfahrenshilfeleistungen die Beiträge
gleich hoch zu bemessen. Es kann eine unterschiedliche Höhe fest-
gelegt werden für Kammermitglieder,
a) die bereits die Voraussetzung zur Inanspruchnahme der Alters-

rente erfüllen, diese jedoch nicht in Anspruch nehmen oder
b) die der Versorgungseinrichtung nur aufgrund der Bestimmung

über die freiwillige Weiterversicherung gem § 13 der Satzung
der VE angehören,

c) nach dem Alter ihrer erstmaligen Eintragung,
d) unter Berücksichtigung der je Landesgerichtssprengel von den

Rechtsanwälten mit Sitz eines jeden Landesgerichtssprengel
erbrachten Verfahrenshilfeleistungen oder

e) sofern sie gem § 45 Abs 2 RAO iVm § 29 Abs 4 GeO NÖRAK
von der Verfahrenshilfe befreit sind.

Dem § 11 folgt ein § 11b, welcher zu lauten hat wie folgt:
§ 11b Leistungen gemäß § 3 Abs 5 Bundespflegegeldgesetz

Aus der Versorgungseinrichtung sind die an den Bund zu leisten-
den Beiträge gemäß § 3 Abs 5 Bundespflegegeldgesetz in der
jeweils geltenden Fassung, derzeit BGBl-Nummer 110/1993, zu-
letzt geändert durch BGBl I Nr. 111/1998, entsprechend der Auf-
teilung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages auf die
einzelnen Rechtsanwaltskammern zu bezahlen.

Ergänzung der Satzung der Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich Teil C

Der Satzung der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskam-
mer Niederösterreich Teil C (Gruppenversicherung) wird im § 5
ein Absatz 4 angefügt, welcher lautet wie folgt:
(4) Eine Prämien- und Leistungsanpassung ist unter den in § 178f
VersVG angeführten Voraussetzungen möglich, wobei gemäß
§ 178m Abs 5 VersVG für eine Prämienerhöhung eine Änderung
der im § 178f Abs 2 Z 2 und 3 VersVG genannten Umstände nur

bei den zur Gruppe aller Rechtsanwälte Österreichs gehörenden
Versicherer vereinbart wird, dies gilt auch bei einer Änderung des
Durchschnittsalters dieser Gruppe oder des Anteiles von Frauen/
Männern an dieser Gruppe.

Umlagenordnung für das Jahr 2001
Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung gemäß
der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch die Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder und die Mittel der Leistun-
gen der Versorgungseinrichtung gemäß der Satzung der Versor-
gungseinrichtung Teil B durch Beiträge der Kammermitglieder auf-
gebracht. Die Mittel der Versorgungseinrichtung Teil C (Kranken-
versicherung) werden von der UNIQA Personenversicherung AG –
im Folgenden kurz UNIQA genannt – gemäß dem von der Rechts-
anwaltskammer Niederösterreich mit der UNIQA abgeschlosse-
nen Gruppenkrankenversicherungsvertrag durch die von ihr fest-
gesetzten und vorgeschriebenen Prämien direkt eingehoben. Jeder
eingetragene Rechtsanwalt hat für die Versorgungseinrichtung Teil
A, B und C ab 1. 1. 2001 folgende Beiträge zu zahlen:

Versorgungseinrichtung Teil A

1. Einschließlich dem nach den Verfahrenshilfeleistungen der Kam-
mermitglieder mit Sitz in ein und demselben Landesgerichtsspren-
gel auf den Landesgerichtssprengel entfallenden Teil der Pauschal-
vergütung zu gleichen Teilen, umgelegt auf die Kammermitglieder
dieses Landesgerichtssprengels und der zu erbringenden Beiträge,
wird ab 1. 1. 2001 eine Umlage von jährlich ATS 122.600,–, das
sind EUR 8909,69, je Kammermitglied festgesetzt.
1.1. Für Rechtsanwälte, die erstmals nach Vollendung ihres 50. Le-
bensjahres eingetragen worden sind, beträgt die Umlage gemäß
Pkt 1. ATS 164.500,–, das sind EUR 11.954,68 jährlich.
1.2. Rechtsanwälte, die im Zeitpunkt der Eintragung das 34. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, sind ein Jahr lang nach der
Eintragung von den Beiträgen gemäß Pkt 2.ff befreit, sofern sie bis-
her noch nicht als Rechtsanwalt, bei welcher Kammer auch immer,
eingetragen waren.
1.3. Kammermitglieder, die das 65. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben und die gemäß § 46 Abs 2 RAO iVm § 29
Abs 4 GeO NÖRAK von der Verfahrenshilfe befreit sind, zah-
len ab 1. 1. 2001 einen Beitrag von ATS 78.000,–, das sind
EUR 5668,48, und sofern sie dem Personenkreis des Pkt 1.1.
angehören ATS 119.900,–, das sind EUR 8713,47.

1.4. Kammermitglieder, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,
sind von der Umlage befreit.
1.5. Weiterverpflichtete gemäß § 13 der Satzung der Versor-
gungseinrichtung Teil A zahlen ab 1. 1. 2001 jährlich
ATS 122.600,–, das sind EUR 8909,69, als Umlage gemäß Pkt 1
und wenn sie dem Personenkreis des Pkt 1.1. angehören
ATS 164.500,–, das sind EUR 11.954,68.
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2. Unter Anrechnung der je Landesgerichtssprengel erbrachten
Leistungen aus der Verfahrenshilfe und der in analoger Anwen-
dung des § 48 Abs 1 RAO auf diesen entfallenden Pauschalvergü-
tung werden die Beiträge der Kammermitglieder mit Kanzleisitz in
den einzelnen Landesgerichtssprengeln pro Kammermitglied wie
folgt bestimmt:

2.1 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Sprengel Wiener
Neustadt bezahlen an Beiträgen gem Pkt 1. ATS 59.000,–, das
sind EUR 4287,70, und wenn sie dem Personenkreis des Pkt 1.1.
angehören ATS 100.900,–, das sind EUR 7332,69;

2.2 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Sprengel Korneuburg
bezahlen ATS 31.000,–, das sind EUR 2252,86, und wenn sie
dem Personenkreis des Pkt 1.1. angehören ATS 72.900,–, das sind
EUR 5297,85;

2.3 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Sprengel St. Pölten
bezahlen ATS 65.000,–, das sind EUR 4723,73, und wenn sie dem
Personenkreis des Pkt 1.1. angehören ATS 106.900,–, das sind
EUR 7768,73;

2.4 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Sprengel Krems be-
zahlen ATS 56.000,–, das sind EUR 4069,68, und wenn sie dem
Personenkreis des Pkt 1.1. angehören ATS 97,900,–, das sind
EUR 7114,67.

3. Die Umlage zum Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Versor-
gungseinrichtung) beträgt ATS 900,–, das sind EUR 65,41, pro
Sterbefall für jedes Kammermitglied. Wenn gemäß § 11 Abs 3 der
Versorgungseinrichtung ein Sterbegeld nur in der Höhe der
Begräbniskosten zur Auszahlung gelangt, so errechnet sich die
Umlage zum Sterbegeld zuzüglich allfälliger Steuern in dem Anteil
an den Begräbniskosten, der sich aus der Anzahl aller Kammermit-
glieder im Zeitpunkt des Sterbefalles ergibt.

4. Rückstände aus Verpflichtungen gem Satzung und Umlagenord-
nung werden unter Bedachtnahme auf das Existenzminimum mit
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung aufgerechnet.

5. Bei Übersiedlung eines Kammermitgliedes während eines Jah-
res in einen anderen Landesgerichtssprengel, wird sein Beitrag im
darauf folgenden Quartal entsprechend seinem Sitz im neuen Lan-
desgerichtssprengel diesem angepasst.

Versorgungseinrichtung Teil B

1. Der Beitrag beträgt ATS 44.000,–, das sind EUR 3197,60.

2. Der ermäßigte Beitrag gem § 2 (3) der Satzung (Teil B) beträgt
ATS 17.600,–, das sind EUR 1279,04.

3. Kammermitglieder, die nur während eines Teiles des Beitrags-
jahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich ein-
getragen sind sowie Kammermitglieder, die während des Kalen-
derjahres die Pensionsgrenze erreichen, haben nur den zum Zeit-
raum ihrer Eintragung bzw auf den Zeitraum vor Erreichen des
Pensionsanspruches entfallenden Teil des Beitrages zur Versor-
gungseinrichtung zu bezahlen.

Allgemeine Bestimmungen für Teil A und B

Sind Beiträge mehr als 1 Monat nach Fälligkeit rückständig, so ist
nach Ausstellung eines Rückstandsausweises ein Säumniszuschlag
von 7% des überfälligen Beitrages kontokorrentmäßig zu entrichten.

Versorgungseinrichtung Teil C

Die Prämien werden gem Art 8 des Gruppenkrankenversicherungs-
vertrages der Uniqa Personenversicherung AG mit der Rechtsan-
waltskammer Niederösterreich vom 17. 9. 1999 und der Satzung
der Versorgungseinrichtung Teil C § 5 Abs 4 festgesetzt und von
Uniqa eingehoben. Danach ist eine Prämienanpassung unter den
in § 178f VersVG angeführten Voraussetzungen möglich, wobei
gemäß § 178m Abs 5 VersVG für eine Prämienerhöhung eine Än-
derung der im § 178f Abs 2 Z 2 und 3 VersVG genannten Um-
stände nur bei den zur Gruppe aller Rechtsanwälte Österreichs ge-
hörenden Versicherer vereinbart wird. Dies gilt auch bei einer Än-
derung des Durchschnittsalters dieser Gruppe oder des Anteiles
von Frauen/Männern an dieser Gruppe.
Diese Umlagenordnung bleibt bis zur Kundmachung einer neuen
Umlagenordnung in Kraft.

Begründung

Ausgehend von der Aufteilung der Pauschalvergütung für das Jahr
1999 in Höhe von ATS 13,262.983,92 ergab sich bei 285
Anwälten zum 31. 12. 1998 eine durchschnittliche Verfahrenshil-
feleistung von ATS 46.536,– und für das Jahr 2000 bei einer
Pauschalvergütung von S 12,887.736,58 bei 289 Anwälten zum
31. 12. 1999 eine durchschnittliche Verfahrenshilfeleistung von
ATS 44.594,–.
Geht man vom Jahr 2000 aus werden an Beiträge ATS 78.000,–
und an Verfahrenshilfe rd ATS 44.600,– je Anwalt erbracht. Die
Umlage beträgt demnach insgesamt ATS 122.600,– je Anwalt.
Davon wurde bei den Berechnungen ausgegangen. Nimmt man
das Ergebnis des Jahres 1999 müsste um rd ATS 2000,– erhöht
werden.
Entsprechend den Tabellenwerten „Aufteilung Pauschalvergütung
2000“, die eine Verbesserung gegenüber den Werten 1999 für
Krems und St. Pölten ergeben, errechnen sich die Beiträge in der
Form, dass von der Umlage 2000 das gerundete Ergebnis der
nach dem neuen Verteilungsschlüssel aufzuteilenden Pauschalver-
gütung abgezogen wurde und die Differenz die auf 1000 aufge-
rundeten Beiträge ergeben.
Die Umlagenordnung wird mit 2001 wirksam.

Leistungsordnung Teil A und B für das Jahr 2001

Versorgungseinrichtung Teil A

Die Leistungen aus der Versorgungseinrichtung für die gemäß
§§ 47–54 RAO Anspruchsberechtigten werden gemäß § 14
Abs 1 der Satzung der Versorgungseinrichtung wie folgt fest-
gesetzt:
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1. Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente besteht aus der Grund-
rente und aus Zuschlägen. Die Grundrente beträgt ab 1. 1. 2001
ATS 21.500,–, das sind EUR 1562,47. Nach 15-jähriger Berufs-
tätigkeit als eingetragener Rechtsanwalt erhöht sich bis zur Voll-
endung des 65. Lebensjahres diese Rente um einen Zuschlag von
0,75% für jedes weitere, als Rechtsanwalt vollendete Berufsjahr.
Für jedes nach Eintritt des Pensionsalters von 65 Jahren als Rechts-
anwalt vollendete Berufsjahr wird bis zur Vollendung des 75. Le-
bensjahres der Zuschlag auf 1% pro Jahr erhöht.
2. Die Grundrente einschließlich der Zuschläge sind Bemessungs-
grundlage für die Versorgungsleistungen an Angehörige gemäß
§ 8 bis § 9 der Satzung der Versorgungseinrichtung der Rechts-
anwaltskammer Niederösterreich.
Wenn der Anspruch der Witwen/Witwerrente sich darauf grün-
det, weil aus der Ehe Kinder entstammen (§ 8 Abs 2 lit b und Abs 3
lit c) wird eine Rente in der Höhe, die dem Mindestanspruch nach
§ 52 Abs 1 RAO entspricht, ausbezahlt.
3. Im Juni ist eine 13. und im Dezember eine 14. Rente auszube-
zahlen.
4. Gemäß § 3 Abs 3 der Satzung ist der Ausschuß berechtigt, für
außerordentliche Unterstützungen jährlich Beträge bis zu insge-
samt ATS 100.000,–, das sind EUR 7267,28, zu vergeben.
5. Der Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Versorgungseinrich-
tung) wird in der Höhe des Produktes aus der Anzahl der Kammer-
mitglieder zum Todestag und der von diesen zu leistenden Sterbe-
geldumlagen binnen 2 Monaten nach dem Ableben abzüglich
eines allfälligen Beitragsrückstandes ausbezahlt.

Versorgungseinrichtung Teil B

Die Leistung für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der jeweils
gültigen von der Vollversammlung beschlossenen Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung, Teil B, errechnet sich wie folgt:
1. Die Altersrente und die Berufsunfähigkeitsrente ergibt sich aus
den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der Inan-
spruchnahme gutgeschriebenen Beiträge und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen nach Maßgabe des zum Zeitpunkt der Inan-
spruchnahme gültigen Verrentungsfaktor.
2. Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr
ATS  EURO

30 120.000,– 8.721,–
31 116.000,– 8.430,–
32 112.000,– 8.139,–
33 108.000,– 7.849,–
34 104.000,– 7.558,–
35 100.000,– 7.267,–
36 96.000,– 6.977,–
37 92.000,– 6.686,–
38 88.000,– 6.395,–

Eintrittsalter / Lebensjahr Mindestrente / Jahr

ATS  EURO

39 84.000,– 6.105,–

40 80.000,– 5,814,–

41 76.000,– 5.523,–

42 72.000,– 5.232,–

43 68.000,– 4.942,–

44 64.000,– 4.651,–

45 60.000,– 4.360,–

46 56.000,– 4.070,–

47 52.000,– 3.779,–

48 48.000,– 3.488,–

49 44.000,– 3.198,–

50 40.000,– 2.907,–

51 36.000,– 2.616,–

52 32.000,– 2.326,–

53 28.000,– 2.035,–

54 24.000,– 1.744,–

55 20.000,– 1.453,–

56 16.000,– 1.163,–

57 12.000,–  872,–

58  8.000,–  581,–

59  4.000,–  291,–

3. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammer-
mitgliedes verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüber-
schüsse, mindestens jedoch das zehnfache der jährlichen Mindest-
witwen/witwerrente.

4. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt 50% der
auf dem Konto des Kammermitgliedes verbuchten Beiträge und
Veranlagungsüberschüsse.

Allgemeine Bestimmung für Teil A und B

Die Leistungsordnung bleibt bis zur Kundmachung einer neuen
Leistungsordnung in Kraft.

Beitragsordnung 2001

Kammerbeitrag:

1. Der Grundbeitrag für die in die Liste der Rechtsanwaltskam-
mer Niederösterreich eingetragenen Rechtsanwälte beträgt ab
1. 1. 2001 jährlich ATS 22.000,– das sind

EUR 1.598,80.

2. Der Zuschlag gemäß § 32 ( 2 ) GeoRAK beträgt für jeden bei
einem Kammermitglied beschäftigten ersten Rechtsanwaltsan-
wärter ATS 5.000,– das sind

EUR 363,36
und für jeden weiteren Rechtsanwaltsanwärter

ATS 15.000,– das sind
EUR 1.090,10
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3. Der einmalige Zuschlag beträgt für Ausstellung der Beglaubi-
gungsurkunde ATS 750,– das sind

EUR 54.50
für Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte

ATS 2.500,– das sind
EUR 181,68

für die Eintragung in die Liste einer Rechtsanwaltsgesellschaft
pro Anwalt (Ges.b.R., EEG) ATS 2.000,– das sind

EUR 145,35
für die Eintragung des Beitrittes in die Liste einer Rechtsanwalts-
gesellschaft pro Beitritt ATS 2.000,– das sind

EUR 145,35

Die Beitragsordnung bleibt bis zur Kundmachung einer neuen Bei-
tragsordnung in Kraft.

Tirol

Beitragsordnung 2000
1. Kammerbeitrag ATS 11.000,–

2. Kammerbeitrag bei Ersteintragung, sofern der
Anwalt nicht bereits bisher einmal wo immer
als Rechtsanwalt eingetragen und/oder tätig
war, bis zu dem auf die Ersteintragung folgen-
den 3. Jahresende ATS 5.500,–

3. Die Ermäßigung gem 2. erlischt ab 1. 1. jenes
Jahres, in welchem der Rechtsanwalt einen
oder mehrere Rechtsanwaltsanwärter beschäf-
tigt und lebt nicht wieder auf.

4. Zuschlag für den 1. Rechtsanwaltsanwärter ATS 3.000,–
Zuschlag für den 2. Rechtsanwaltsanwärter ATS 9.000,–
Zuschlag für den 3. Rechtsanwaltsanwärter ATS 18.000,–
Zuschlag für den 4. Rechtsanwaltsanwärter ATS 36.000,–

5. Eintragungsgebühr für den Rechtsanwalt ATS 3.000,–
Eintragungsgebühr für den RAA ATS 1.000,–
Eintragungsgebühr für die Eingetragene Rechts-
anwaltsgesellschaft ATS 3.000,–
(zusätzlich zur Eintragungsgebühr der RAe)

6. Legitimationen für Rechtsanwälte, RAA und
Kanzleiangestellte je ATS 400,–
jeweils zuzüglich der staatlichen Gebühr
(Stempelmarken)

Der Kammerbeitrag und die Zuschläge sind zahlbar: Die 1. Hälfte
bis 1. Mai 2000, die 2. Hälfte bis 1. September 2000.

Der Kammerbeitrag und die Zuschläge sind, wenn die Eintragung
bzw die Beschäftigung nicht mehr als 9 Monate gedauert hat, nur
mit drei Viertelanteilen, wenn sie nicht mehr als 6 Monate gedau-
ert hat, nur mit der Hälfte und wenn sie nicht mehr als 3 Monate
gedauert hat, nur mit einem Viertel zu entrichten.

Der Ausschuß wird ermächtigt, die Beiträge bzw die Zuschläge
aus berücksichtigungswürdigen Gründen zu stunden, zu ermäßi-
gen oder abzuschreiben.

Umlagenordnung 2001
der Versorgungseinrichtung

der Tiroler Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) ATS 40.000,– jährlich für jene Kammermitglieder, die zu Be-
ginn des Beitragsjahres (1. 1. 2001) das 65. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben.

(2) ATS 10.000,– jährlich für jene Kammermitglieder, die zu Be-
ginn des Beitragsjahres (1. 1. 2001) das 65. Lebensjahr über-
schritten, das 75. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

(3) Jene Kammermitglieder, die zu Beginn des Beitragsjahres
(1. 1. 2001) das 75. Lebensjahr vollendet haben, sind von der Bei-
tragsleistung befreit.
Die Beiträge sind, soweit nicht bereits entrichtet, in Vierteljahres-
raten (10. 1., 10. 4., 10. 7. und 10. 10.) zu entrichten. Bei freiwil-
ligem Verzicht eines Rechtsanwaltes hat dieser den Beitrag aliquot,
gerechnet nach angefangenen Kalendermonaten, bis zu seinem
Ausscheiden zu leisten.

(4) Der Beitragszuschlag, der bei freiwilliger Weiterversicherung
gem § 13 der Satzung der Versorgungseinrichtung der Tiroler
Rechtsanwaltskammer anstelle der entfallenden Mitwirkung in der
Verfahrenshilfe tritt, beträgt jährlich ATS 40.000,–, zahlbar in
Vierteljahresraten (10. 1., 10. 4., 10. 7. und 10. 10.).

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag 2001 jedes Rechtsanwaltes zur Ver-
sorgungseinrichtung (Zusatzpension, Teil B der Satzung)
beträgt ATS 40.000,– (Schilling vierzigtausend).

b) Der ermäßigte Beitrag gem § 12 Abs 4 der Satzung, Teil B,
beträgt ATS 16.000,– (Schilling sechzehntausend).

(2) Beiträge zur Zusatzpension sind in vier gleichen Teilbeträgen
am 1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember eines Jahres
zu bezahlen. Die bis zur Beschlußfassung dieser Umlagenordnung
fällig gewordenen Beiträge sind binnen 30 Tagen nach Beschluß-
fassung zu entrichten.

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die nur während eines Teiles des betreffenden
Beitragsjahres in die Liste der Rechtsanwälte der Tiroler Rechts-
anwaltskammer eingetragen sind, haben nur den diesem Zeitraum
ihrer Eintragung entsprechenden Anteil des Beitrages bzw des Bei-
tragszuschlages zu bezahlen, wobei angefangene Monate voll zu
rechnen sind.

(2) Im Falle des Rückstandes hat die Rechtsanwaltskammer den
Zahlungspflichtigen unter Setzung einer mindestens 14tägigen
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Nachfrist zur Zahlung der rückständigen Beiträge schriftlich aufzu-
fordern.

(3) Kommt der Zahlungspflichtige seiner Zahlungsverpflichtung
innerhalb der gesetzten Nachfrist nicht nach, kann die Rechts-
anwaltskammer über die eingemahnten und seit der Mahnung
allenfalls weiter aufgelaufenen Rückstände einen Rückstandsaus-
weis erlassen und aufgrund dessen Exekution führen.

(4) Die Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, hinsichtlich rückstän-
diger Beitragsleistungen

a) einen Säumniszuschlag von 10% und

b) Verzugszinsen von 6%

dem Zahlungspflichtigen anzurechnen und in die Rückstandsaus-
weise aufzunehmen.

(5) a) Der Anspruch der Rechtsanwaltskammer auf rückständige
Beiträge (auch Kammerbeiträge) kann mit dem Anspruch
auf Versorgungsleistungen aufgerechnet werden.

b) Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur
Versorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann über begründetes Ansuchen durch den Ausschuß
gewährt werden. Für die Zusatzpension gelten ausschließ-
lich die in § 12 der Satzung, Teil B, vorgesehenen Herab-
setzungs- und Befreiungsmöglichkeiten.

(6) Die Umlagenordnung bleibt so lange in Kraft, bis sie durch
eine neue Umlagenordnung ersetzt wird.

Leistungsordnung 2001
der Versorgungseinrichtung

der Tiroler Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

Die Leistungsordnung aus der Versorgungseinrichtung für die gem
§§ 47 bis 54 RAO Anspruchsberechtigten werden gem § 14 Abs 1
der Satzung der Versorgungseinrichtung wie folgt festgesetzt:

(1) Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente beträgt jährlich
ATS 420.000,–. Deren Auszahlung erfolgt ab 1. 1. 2001 bis auf
weiteres in 14 gleichen monatlichen Beiträgen.

(2) Der Todfallsbeitrag beträgt 1/3  dieser Jahresrente.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des Kammer-
mitgliedes zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen
Beiträgen und erzielten Veranlagungsüberschüssen.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der Inan-
spruchnahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen (§ 4 der Satzung, Teil B).
Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr ATS
30 120.000,–
31 116.000,–
32 112.000,–
33 108.000,–
34 104.000,–
35 100.000,–
36 96.000,–
37 92.000,–
38 88.000,–
39 84.000,–
40 80.000,–
41 76.000,–
42 72.000,–
43 68.000,–
44 64.000,–
45 60.000,–
46 56.000,–
47 52.000,–
48 48.000,–
49 44.000,–
50 40.000,–
51 36.000,–
52 32.000,–
53 28.000,–
54 24.000,–
55 20.000,–
56 16.000,–
57 12.000,–
58 8.000,–
59 4.000,–

(3) Die Witwen/Witwer/rente beträgt 60% der Rente des Kam-
mermitgliedes, die dieses zum Zeitpunkt seines Ablebens bezogen
hat oder als Aktive/r im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte
(§§ 3, 4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwen/witwer/rente nach einem aktiven Kammermit-
glied beträgt 60% der Mindestberufsunfähigkeitsrente gem Abs 2
der Leistungsordnung Zusatzpension (Teil B der Satzung).
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(4) Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines Aktiven der
fiktiven Berufsunfähigkeitsrente.

(5) Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammer-
mitgliedes verbuchten Beträge und erzielten Veranlagungsüber-
schüsse, mindestens das 10fache der jährlichen Mindestwitwen/
witwer/rente (§ 6 der Satzung, Teil B).

(6) Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höch-
stens 50% der auf dem Konto des Kammermitgliedes verbuchten
Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (§ 7 der Satzung, Teil B).

(7) Die gemäß Teil B auszuzahlenden Renten werden um die jähr-
lichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:
je Rentenbezieher ATS 300,– pa und 0,75% der Rente (zuzüglich
Umsatzsteuer).

(8) Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zah-
lungsterminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausbezahlt.

Gemeinsame Bestimmungen

Die Leistungsordnung (Grundrente und Zusatzpension, Teil A und
B der Satzung) bleibt so lange in Kraft, bis sie durch eine neue Lei-
stungsordnung ersetzt wird.

Vorarlberg

Kammerbeitrag für das Jahr 2001
der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

1. Der Kammerbeitrag beträgt S 16.000,– für den Anwalt und ist
für die bis 30. Juni eingetragenen Anwälte bis 1. Juli, bei spä-
terer Eintragung binnen 8 Tagen nach erfolgter Eintragung zu
entrichten.

2. Bei eingetragenen Rechtsanwaltsgesellschaften ist der Kam-
merbeitrag für jeden Anwalt gesondert zu entrichten.

3. Der Kammerbeitrag für Rechtsanwaltsanwärter ist vierteljähr-
lich zu entrichten, und zwar:

a) Für den ersten Anwärter S 2000,– je Vierteljahr.

b) Für den zweiten Anwärter S 3000,– je Vierteljahr.

c) Für den dritten und jeden weiteren Anwärter S 4000,– je
Vierteljahr.

Die Vorschreibung der Kammerbeiträge für Rechtsanwaltsan-
wärter erfolgt zum Ende jedes Kalenderquartales, fällig 30 Ta-
ge nach Einforderung durch die Kammer.

4. Die erhöhte Zahlung für den zweiten und dritten Anwärter ist
dann zu entrichten, wenn im betreffenden Vierteljahr zwei
oder drei Anwärter zu irgendeinem Zeitpunkt gleichzeitig
beschäftigt waren. Bei Austritt eines Anwärters und gleichzei-
tigem oder späterem Wiedereintritt eines Anwärters im selben
Quartal ist nicht neuerlich der Kammerbeitrag zu entrichten.

5. Für jede Neueintragung eines Rechtsanwaltes oder Rechts-
anwaltsanwärters ist eine Eintragungsgebühr von S 1500,– zu
entrichten.

Umlagenordnung für das Jahr 2001 der Versorgungs-
einrichtung der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag jedes Rechtsanwaltes zur Versorgungs-
einrichtung (Grundleistung, Teil A der Satzung) für das
Kalenderjahr 2001 beträgt ATS 23.000,00 (Schilling drei-
undzwanzigtausend).

b) Für ein Kammermitglied, das am 1. 1. des betreffenden
Jahres das 65. Lebensjahr vollendet hatte, ermäßigt sich
der Jahresbeitrag auf ATS 250,00 (Schilling zweihundert-
fünfzig).

c) Ein Rechtsanwalt, der sich gemäß § 13 der Satzung frei-
willig weiterversichert, hat über den Jahresbeitrag hinaus
einen Beitragszuschlag zur Abgeltung der von den Kam-
mermitgliedern erbrachten, durch die Pauschalvergütung
abgedeckten Leistungen der Verfahrenshilfe von jährlich
ATS 50.000,00 (Schilling fünfzigtausend) zu leisten.

(2) Beiträge und Beitragszuschläge sind je zur Hälfte am 1. April
und am 1. Juli eines Jahres zu bezahlen. Die bis zur Beschluß-
fassung dieser Umlagenordnung fällig gewordenen Beiträge
sind binnen 30 Tagen nach Beschlußfassung zu entrichten.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) a) Der Jahresbeitrag 2001 jedes Rechtsanwaltes zur Ver-
sorgungseinrichtung (Zusatzpension, Teil B der Satzung)
beträgt ATS 64.800,00 (Schilling vierundsechzigtausend-
achthundert).

b) Der ermäßigte Beitrag gem § 12 Abs 4 der Satzung, Teil B,
beträgt ATS 25.920,00 (Schilling fünfundzwanzigtausend-
neunhundertzwanzig).

(2) Beiträge zur Zusatzpension sind in vier gleichen Teilbeträgen
am 1. März, 1. Juni, 1. September und am 1. Dezember eines
Jahres zu bezahlen. Die bis zur Beschlußfassung dieser Umla-
genordnung fällig gewordenen Beiträge sind binnen 30 Tagen
nach Beschlußfassung zu entrichten.

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die nur während eines Teiles des betreffenden
Beitragsjahres in die Liste der Vorarlberger Rechtsanwalts-
kammer eingetragen sind, haben nur den diesem Zeitraum
ihrer Eintragung entsprechenden Anteil des Beitrages bzw des
Beitragszuschlages zu zahlen, wobei angefangene Monate für
voll zu rechnen sind.

(2) Im Falle des Rückstandes hat die Rechtsanwaltskammer den
Zahlungspflichtigen unter Setzung einer mindestens 14tägigen



AnwBl 2000/7 405

Amtliche Mitteilungen

Nachfrist zur Zahlung der rückständigen Beiträge schriftlich
aufzufordern.

(3) Kommt der Zahlungspflichtige seiner Zahlungsverpflichtung
innerhalb der gesetzten Nachfrist nicht nach, kann die Rechts-
anwaltskammer über die eingemahnten und seit der Mahnung
allenfalls weiter aufgelaufenen Rückstände einen Rückstands-
ausweis erlassen und aufgrund dessen Exekution führen.

(4) Die Rechtsanwaltskammer ist berechtigt, hinsichtlich rückstän-
diger Beitragsleistungen

a) einen Säumniszuschlag von 10% und

b) Verzugszinsen von 6% dem Zahlungspflichtigen anzurech-
nen und in die Rückstandsausweise aufzunehmen.

(5) a) Der Anspruch der Rechtsanwaltskammer auf rückständige
Beiträge (auch Kammerbeiträge) kann mit dem Anspruch
auf Versorgungsleistungen aufgerechnet werden.

b) Eine Ermäßigung oder Abschreibung des Beitrages zur Ver-
sorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stundung
kann über begründetes Ansuchen durch den Ausschuß ge-
währt werden.
Für die Zusatzpension gelten ausschließlich die in § 12 der
Satzung, Teil B, vorgesehenen Herabsetzungs- und Befrei-
ungsmöglichkeiten.

(6) Die Umlagenordnung bleibt so lange in Kraft, bis sie durch
eine neue Umlagenordnung ersetzt wird.

Leistungsordung für das Jahr 2001 der Versorgungs-
einrichtung der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Grundleistung (Teil A der Satzung)

(1) Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente setzt sich aus der
Grundrente, einem Zuschlag für die während der Zugehörig-
keit als Kammermitglied zur Rechtsanwaltskammer erbrachten
Leistungen an die Versorgungseinrichtung vor Erreichung der
Altersgrenze und einem Zuschlag für die nach Erreichung des
Rentenalters weiterhin als Kammermitglied zur Rechtsanwalts-
kammer erbrachten Leistungen an die Versorgungseinrichtung
zusammen.

(2) Die Grundrente beträgt monatlich brutto ATS 21.200,00 (Schil-
ling einundzwanzigtausendzweihundert).

(3) Die Zuschläge für die während der Zugehörigkeit als Kammer-
mitglied zur Rechtsanwaltskammer erbrachten Leistungen betra-
gen für jedes vollendete Jahr

a) nach Ablauf der Wartezeit für die Altersrente gem § 50
Abs 2 Z 2 RAO vor Erreichung der Altersgrenze 1,3% der
Grundrente, und

b) nach Erreichung des Rentenalters 0,5% der Grundrente.

(4) Die Versorgungsrenten werden 14mal jährlich ausbezahlt, und
zwar in 12 Monatszahlungen und je einer weiteren Zahlung
im Juli und Dezember. Bei Ableben eines Leistungsempfängers
sind jene Sonderzahlungen, die am Tag des Ablebens noch

nicht fällig waren, an die Erben anteilig nach Monaten (ein-
schließlich Sterbemonat) zur Auszahlung zu bringen.

(5) Der Todfallsbeitrag beträgt für das Jahr 2001 ATS 150.000,00
(Schilling einhunderfünfzigtausend).

(6) Für Personen, welche auf Grund vor dem 1. 1. 1996 in Kraft
stehender Satzungsbestimmungen Versorgungsleistungenbezo-
gen, haben wegen des Schlechterstellungsverbotes die Alters-
und Berufungsfähigkeitsrenten mindestens brutto ATS 27.560,00
(Schilling siebenundzwanzigtausendfünfhundertsechzig) und
die Witwen- und Vollwaisenrenten 60% bzw die Halbwaisen-
rente 40% hievon zu betragen.

Zusatzpension (Teil B der Satzung)

(1) Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des Kammer-
mitgliedes zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebe-
nen Beiträgen und erzielten Veranlagungsüberschüssen.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der
Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten
Veranlagungsüberschüssen (§ 4 der Satzung, Teil B).

Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr ATS

30 180.000,–
31 174.000,–
32 168.000,–
33 162.000,–
34 156.000,–
35 150.000,–
36 144.000,–
37 138.000,–
38 132.000,–
39 126.000,–
40 120.000,–
41 114.000,–
42 108.000,–
43 102.000,–
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Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr ATS
44 96.000,–
45 90.000,–
46 84.000,–
47 78.000,–
48 72.000,–
49 66.000,–
50 60.000,–
51 54.000,–
52 48.000,–
53 42.000,–
54 36.000,–
55 30.000,–
56 24.000,–
57 18.000,–
58 12.000,–
59 6.000,–

(3) Die Witwenrente beträgt 60% der Rente des Kammermitglie-
des, die dieses zum Zeitpunkt seines Ablebens bezogen hat
oder als Aktiver im Falle der Berufungsunfähigkeit bezogen
hätte (§§ 3, 4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwenrente nach einem aktiven Kammermitglied
beträgt 60% der Mindestberufsunfähigkeitsrente gem Abs 2
der Leistungsordnung Zusatzpension (Teil B der Satzung).

(4) Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines Aktiven
der fiktiven Berufsunfähigkeitsrente.

(5) Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammer-
mitgliedes verbuchten Beträge und erzielten Veranlagungs-
überschüsse, mindestens das 10fache der jährlichen Mindest-
witwenrente (§ 6 der Satzung, Teil B).

(6) Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höch-
stens 50% der auf dem Konto des Kammermitgliedes verbuch-
ten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (§ 7 der Satzung,
Teil B).

(7) Die gem Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten wie folgt gekürzt:

Je Rentenbezieher ATS 300,00 pA und 0,75% der Rente
(zuzüglich Umsatzsteuer).

(8) Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zah-
lungsterminen der Renten gem Teil A der Satzung ausbezahlt.

Gemeinsame Bestimmungen

Die Leistungsordnung (Grundrente und Zusatzpension, Teil A und
B der Satzung) bleibt so lange in Kraft, bis sie durch eine neue Lei-
stungsordnung ersetzt wird.
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Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. HRASTNIK Elisabeth, Oberwart,
Hauptplatz 11, Atrium Top 16a,
Tel. 03352/325 08,
Telefax 03352/325 08-16,
per 4. 5. 2000

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Änderung der Telefonnummer

Dr. MÜLLER-STROBL Franz,
Dr. KUGLER Robert, Klagenfurt,
Tel. 0463/548 37 gelöscht!

Änderung der Telefaxnummer

Mag. Dr. MITZNER Klaus J.,
Dr. KRAUTZER Michael, Villach,
Telefax 04242/212 23-33

e-mail-Adressen

Mag. Dr. MITZNER Klaus J.,
Dr. KRAUTZER Michael, Villach,
e-mail:mitzner.krautzer@carinthia.com

Dr. BRUNNER Walter, Klagenfurt,
e-mail: ra.dr.brunner@brunner-co.com

Dr. STROMBERGER Dieter, Villach,
e-mail: ra-dr.dieter.stromberger@aon.at

Dr. MÜLLER-STROBL Franz,
Dr. KUGLER Robert, Klagenfurt,
e-mail: ra.drms-drk@happynet.at

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. Dr. UHER Georg,
2170 Poysdorf, Josefsplatz 20,
Tel. 02552/20 03-0,
Telefax 02552/20 03-1,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 16. 5. 2000

Kanzleisitzverlegung

Rechtsanwaltspartner PENNERSTORFER,
HAFTNER, SCHOBEL, FISCHER,

St. Pölten, Wiener Straße 12,
Tel. 02742/35 42 34,
Telefax 02742/35 14 48,
per 29. 4. 2000

Gründung einer GesbR

HAFNER & PFEIFER, 2514 Traiskirchen,
Hauptplatz 17/D2/2,
Tel. 02252/550 57,
Telefax 02252/550 57-8,
e-mail: ha.pf@utanet.at,
per 6. 4. 2000

Änderung der Telefaxnummer

Dr. FRIEDLE Lydia, Mannersdorf,
Telefax 02168/676 67-4

e-mail-Adresse

Dr. FRIEDLE Lydia, Mannersdorf,
e-mail: friedle@aon.at

Verzicht

Mag. HASENDORFER Christian,
Ebreichsdorf, per 30. 4. 2000,
mStv Dr. Viktor Strebinger,
Ebreichsdorf

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. FRONER Sabine,
4910 Ried/Innkreis, Rainerstraße 6,
Tel. 07752/824 09,
Telefax 07752/801 25,
e-mail:
puttinger.vogl@rechtsanwaelte.co.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 5. 2000

Mag. SCHMIEDER Mario,
4710 Grieskirchen, Roßmarkt 21,
Tel. 07248/665 55,
Telefax 07248/637 80-85,
e-mail: Holter-Wildfellner@vip.rdb.at,
per 1. 5. 2000

Kanzleisitzverlegung

Dr. ZEINHOFER Reinhold,
Mag. SCHERHAUFER Thomas,

4020 Linz, Hofgasse 9,
Tel. 0732/77 88 98,
Telefax 0732/77 88 98-99,
per 1. 5. 2000

Gründung einer OEG

ZEINHOFER SCHERHAUFER Anwalts-
kanzlei OEG, 4020 Linz, Hofgasse 9,
Tel. 0732/77 88 98,
Telefax 0732/77 88 98-99,
e-mail: zs@anwaltskanzlei.co.at,
per 27. 4. 2000

Gründung einer GesmbH

HASCH & Partner Anwaltsgesell-
schaft mbH, 4020 Linz, Land-
straße 47,
Tel. 0732/77 66 44 Serie,
Telefax 0732/79 59 00,
e-mail: LINZ@HASCH.CO.AT,
per 15. 4. 2000

Löschung einer KEG

HASCH SPOHN RICHTER & Partner
Anwaltskanzlei KEG, Linz,
wurde per 15. 4. 2000 gelöscht!

e-mail-Adressen

Dr. POSCH Peter, Wels,
e-mail: peter.posch@kapo.at

Dr. POSCH Ingrid, Wels,
e-mail: ingrid.posch@kapo.at

Dr. LINDLBAUER Josef, Enns,
e-mail: RALindJo@aon.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. REISER Wolfgang
per 13. 4. 2000
bei Dr. Christoph Szep, Linz

RAA Mag. WAGNER Elisabeth
per 14. 4. 2000
bei Dr. Manfred Pochendorfer,
Ried/Innkreis

RAA Mag. GADERMEIR Brigitte
per 1. 5. 2000
bei Dr. Alexander Puttinger,
Ried/Innkreis

Änderungen der Liste
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RAA Mag. YEN-LIN Agnes Chiu
per 2. 5. 2000
bei Mag. Johannes Blätterbinder, Linz

RAA Mag. BAUER Alexandra
per 2. 5. 2000
bei Mag. Gerda Ferch-Fischer, Linz

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. REHRL Alexander,
5600 St. Johann, Hauptstraße 12,
Tel. 06412/42 27,
Telefax 06412/78 66,
per 16. 5. 2000

Gründung einer Kanzleiniederlassung

Dr. WALTL Anton, Dr. KREMPL Peter,
Mag. SEIDL Manfred, 5500 Bischofs-
hofen, Bodenlehenstraße 2–4,
Tel. 06462/326 60,
Telefax 06462/326 60-6,
e-mail: mag.m.seidl@netway.at,
per 1. 5. 2000

Änderung der Telefaxnummer

Dr. GALLER Robert, Salzburg,
Telefax 0662/84 00 13-33

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

LIRK LIRK & CSÀKY, Salzburg,
Tel. 0662/82 92 08,
Telefax 0662/82 92 08-110

Dr. PRANKL jun., Salzburg,
Tel. 0662/84 37 55,
Telefax 0662/84 37 55-22

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. PURR Werner,
8010 Graz, Neutorgasse 49/I,
Tel. 0316/82 13 30,
Telefax 0316/81 01-95,
e-mail: dr.purr@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 5. 2000

Kanzleisitzverlegung

Dr. SOLIC Walter, 8430 Kaindorf
bei Leibnitz, Augasse 52,
Tel. 03452/734 07,
Telefax 03452/735 07,
per 1. 5. 2000

e-mail-Adressen

Dr. DESTALLER Helmut, Graz,
e-mail: kanzlei@law4you.at

Dr. MADER Gerald, Graz,
e-mail: Mader@law4you.at

Dr. NIEDERBICHLER Walter, Graz,
e-mail: Niederbichler@law4you.at

Verzicht

Dr. GROSS Ferdinand, Kapfenberg,
per 30. 4. 2000,
mStv Mag. Wolfgang Auner, Leoben

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

e-mail-Adresse

WAIZER & WAIZER, Innsbruck,
e-mail: raewaizer@aon.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. HACKER Alfred
per 17. 4. 2000
bei Dr. Christian Fuchs, Innsbruck

RAA Mag. PROCHAZKA Bernhard
per 3. 5. 2000
bei Dr. Bernt Strickner, Innsbruck

RAA Dr. WALZEL V. WIESENTREU
Thomas Erwin
per 10. 5. 2000
bei Dr. Bernd A. Oberhofer, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Verzicht

Dr. BERNHARD Franz, Bregenz,
per 30. 4. 2000,
mStv Dr. Melchior Bechter, Bregenz

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. CIZEK Alexander,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78-0,
Telefax 01/533 52 52,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 20. 4. 2000

Mag. KOPINITS Johann,
1010 Wien, Graben 27–28/2/19,
Tel. 01/533 70 06, 533 70 07,
Telefax 01/535 06 40,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 4. 2000

Mag. STURM Elisabeth,
1010 Wien, Ebendorferstraße 3,
Tel. 01/404 43-0,
Telefax 01/405 92 00,
e-mail: elisabeth.sturm@cmslegal.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 4. 2000

Dr. WOLF Christoph,
1010 Wien, Ebendorferstraße 3,
Tel. 01/404 43-0,
Telefax 01/405 92 00,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 20. 4. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Dr. SCHEIBER Ines, 1010 Wien,
Graben 29A (Eingang: Trattnerhof 2),
Tel. 01/535 57 44,
Telefax 01/535 06 49,
e-mail: i.scheiber@nextra.at,
per 21. 4. 2000

Dr. SCHULTER Wolfgang,
1030 Wien, Marxergasse 21,
Tel. 01/512 41 18,
Telefax 01/513 85 72,
per 1. 3. 2000

Dr. VASICEK Günter,
1190 Wien, Gatterburggasse 18/2,
Tel. 01/367 51 26, 367 51 27,
Telefax 01/367 51 26-50,
e-mail: RA.VASICEK@WVNET.AT,
per 11. 5. 2000



AnwBl 2000/7 409

Amtliche Mitteilungen

Änderung der Telefaxnummer

Dr. STEGER Norbert, Wien,
Telefax 01/485 99 20

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummern

Dr. ZÖHRER Stefan, Wien,
Tel. 01/512 27 28
Telefax 01/512 27 28-29

Dr. AMBROS Hans, Wien,
Tel. 01/282 12 68 entfällt!,
Telefax 01/280 88 00-20

e-mail-Adressen

Dr. ZÖHRER Stefan, Wien,
e-mail: dr.zoehrer@aon.at

Dr. AMBROS Hans, Wien,
e-mail: ra.dr.ambros@utanet.at

Dr. STEGER Norbert, Wien,
e-mail: dr.steger.ra@netway.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA MMag. ARLAMOVSKY Karl
bei DDr. Hans Rene Laurer

RAA Mag. BEER Gregor
bei Dr. Christian Winternitz

RAA Mag. BLEICH Iris
bei Dr. Walter Fleissner

RAA Mag. CERNELIC Jan Philipp
bei Dr. Ferdinand Graf

RAA Mag. EINÖDER Dagmar
bei Dr. Klaus Grösswang

RAA Mag. FROSCH Gerdt
bei Dr. Wolfgang Zatlasch

RAA Dr. KAUTZ Reinhard
bei Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler

RAA Mag. KORAB Stefan
bei Dr. Oskar Winkler

RAA Dr. KORINEK Stephan
bei MMag. Dr. Bernt Elsner

RAA Mag. KOWARSCH Alexander
bei Mag. Herwig Kraemmer

RAA KUNZE Anette
bei Dr. Peter Gatternig

RAA Dr. LÄNGLE Philipp
bei Dr. Nikolaus Weselik

RAA Mag. LANTOS Claudia
bei Dr. Corvin Hummer

RAA Mag. MÜNTZER Gabriela
bei Dr. Georg Zanger

RAA NEHRING Juliane
bei Dr. Raimund Cancola

RAA Dr. NEPF Eva-Maria
bei Mag. Dr. Thomas Wenger

RAA Mag. OLISCHAR Johannes
bei Dr. Josef Olischar

RAA Mag. PASSEYRER Thomas
bei Dr. Nikolaus Weselik

RAA Mag. PATTERER Robert
bei Dr. Johannes Hock jun.

RAA Mag. PRACKWIESER Matthias
bei Mag. Alexander Singer

RAA Mag. PRUGGER Reinhard
bei Mag. Markus Stender

RAA Mag. PUCK Christian
bei Dr. Georg Prantl

RAA Mag. STADLER Erich
bei Dr. Georg Christian Auteried

RAA Mag. STANGL Gudrun
bei Dr. Gerhard R. Hermann

RAA Mag. Dr. TINHOFER Andreas
bei Dr. Gottfried Korn

RAA Mag. VARGA Ulrike
bei Dr. Veronika Cortolezis

RAA Mag. WINKLER Felix
bei Dr. Gerda Kostelka-Reimer

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Dr. BOHÉ Harald
bei Dr. Michael Prager

RiAA Mag. JÄGER Katja
bei Dr. Wolfgang Völkl

RiAA Dr. MICHEL Alexandra
bei Dr. Werner J. Loibl

RiAA Mag. STREBINGER Iris
bei Dr. Hans-Georg Mondel
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

00/95 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Genera-
tionen
GZ 21.119/5-1/2000
Bundesgesetz, mit dem das ASVG, das GSVG, das
Bauern-SVG und das Beamten-Kranken- und Unfallver-
sicherungsgesetz, das Arbeitslosenversicherungsgesetz
1977, das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das
Arbeitsmarktförderungsgesetz und das Arbeitsvertrags-
rechts-Anpassungsgesetz geändert werden (Sozialrechts-
Änderungsgesetz 2000 – SRÄG 2000)
Referent: Dr. Georg Grießer, RAK Wien; Dr. Reinhard
Tögl, Steiermärkische RAK
Stellungnahme abgegeben am: 23. 5. 2000

00/96 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
Zl 13.861/1-III/A/2/2000
Verordnung des Bundesministeriums für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur, mit der die Verordnung über die Lehr-

pläne für die Handelsakademie und die Handelsschule
geändert wird; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/97 Bundesministerium für öffentliche Leistung und Sport
GZ 920.800/41-II/A/6/00
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz
1979, das Gehaltsgesetz 1956, das Pensionsgesetz
1965, das Nebengebührenzulagengesetz, das Bundes-
gesetz über dienstrechtliche Sonderregelungen für aus-
gegliederten Einrichtungen zur Dienstleistung zugewie-
sene Beamte sowie das Poststrukturgesetz geändert wer-
den
Referent: Dr. Georg Grießer, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 24. 5. 2000

00/99 Bundesministerium für Finanzen
GZ 04 2742/2-IV/4/00
Übereinkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
zwischen Österreich und Kirgisistan; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

00/100 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur
GZ 52.306/41-I/D/2(VII/D/2)/2000
Entwurf einer Verordnung über den akademischen Grad
„Master of Advanced Studies (Public Health – Öffentli-
ches Gesundheitswesen)“
Referent: Dr. Elisabeth Scheuba, RAK Wien

00/102 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft
GZ 32 3504/74-III/2/99
Verordnung über die Qualitätsanforderung an Kompost
aus Abfällen (Kompostverordnung); vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

00/105 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generatio-
nen
GZ 31.901/21-IX/B/12/00
Entwurf einer Verordnung, mit der die Kosmetikver-
ordnung geändert wird; vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren

00/107 Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generatio-
nen
GZ 31.901/23-IX/B/12/00
Entwurf einer Verordnung, mit der die Farbstoffver-
ordnung geändert wird; vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren

00/108 Bundesministerium für Finanzen
GZ 9 000 100/18-V/12/99
Bundesgesetz, mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz
geändert wird (VAG-Novelle 2000)
Referent: Dr. Thomas Mader, RAK Wien
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Niederösterreich
Ordentliche Vollversammlung der
Rechtsanwaltskammer NÖ vom 11. 5. 2000

Die ordentliche Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer NÖ
fand am 11. 5. 2000 im Stadtsaal der Stadtgemeinde Korneuburg
statt. Bei der Vollversammlung waren 92 von 290 eingetragenen
Rechtsanwälten anwesend.
Der Präsident gedenkt der seit der letzten Vollversammlung verstor-
benen Mitglieder.
Die Neufassung des Artikel VI mit den §§ 27–29a der Geschäfts-
ordnung des Auschusses der Rechtsanwaltskammer NÖ wurde mit
1 Gegenstimme und 1 Enthaltung angenommen.
Die Ergänzung der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil C, die
Änderung der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A, die Leis-
tungsordnung Teil A und Teil B, die Umlagenordnung Teil A–C
und die Beitragsordnung wurden einstimmig angenommen.
Entsprechend dem Wahlvorschlag wurden wieder gewählt zum
Vizepräsidenten des Ausschusses Dr. Max Urbanek, St. Pölten, zu
Ausschussmitgliedern Dr. Reinhold Kloiber, Mödling, Dr. Gerhard
Rößler, Zwettl, Dr. Helmut Steiner, Baden und Dr. Walter Kossarz,
Krems, zu Rechnungsprüfern Dr. Anton Hintermeier, St. Pölten und
Dr. Michael Schwarz, St. Pölten.
Neu in den Ausschuss der Rechtsanwaltskammer NÖ wurde
gewählt für die restliche Funktionsdauer des Dr. Hans Jörg Haftner
Herr Dr. Franz Hofbauer, Ybbs
Der Rechnungsabschluss 1999 und das Budget 2001 wurden ein-
stimmig genehmigt.
Im Anschluss an die Vollversammlung lud Die Erste Bank die anwe-
senden Kollegen zu einem Buffet ein.

Steiermark
Bericht über die ordentliche Plenarversamm-
lung der Steiermärkischen Rechtsanwalts-
kammer vom 9. 5. 2000
Überreichung des Ehrenringes der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer an die Herren Rechtsanwälte
Dr. Anton HEINRICH, Judenburg, und
Dr. Gerald WEIDACHER, Gleisdorf

In der Plenarversammlung wurden die Rechtsanwälte Dr. Anton
Heinrich und Dr. Gerald Weidacher vom Präsidenten der Steier-
märkischen Rechtsanwaltskammer sowie vom Präsidenten des Dis-
ziplinarrates mit dem Goldenen Ehrenring der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer für ihre jahrzehntelange vorbildliche Berufs-
ausübung und ihr höchstes soziales Engagement für die Allgemein-
heit ausgezeichnet.
Herr Dr. Anton Heinrich war unter anderem während seiner Berufs-
laufbahn ehrenamtlich in verschiedenen Kontroll- und Aufsichts-

funktionen im Zusammenhang mit der Errichtung der Rennstrecke
am Österreichring tätig.
Herr Dr. Gerald Weidacher war neben seiner anwaltlichen Tätig-
keit viele Jahre als Gemeinderat der Stadt Gleisdorf, als Obmann
des Rechtsausschusses sowie in leitender Kontroll- und Aufsichts-
funktion in der Volksbanken-Sektion der Oststeiermark tätig.
Beide Genannten haben die Entwicklung der Ober- bzw Oststeier-
mark über viele Jahre positiv mitgestaltet, wofür ihnen Präsident
Dr. Held im Namen der steirischen Rechtsanwälte sehr herzlich
dankte.
Nachstehende Anträge des Ausschusses der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer wurden beschlossen:
Änderung der Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in der Fassung des Be-
schlusses der ordentlichen Plenarversammlung vom 24. 11. 1998,
wieder beschlossen in der Plenarversammlung vom 8. 11. 1999:
Teil A, Z 3.) und Teil B, Z 3.) lauten in Hinkunft wie folgt:
„Die Vorschreibungen erfolgen quartalsmäßig und sind fällig
jeweils am:
1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember eines jeden Jahres.“

Die Beitragsordnungen bleiben im Übrigen unverändert.
Der Antrag wurde einstimmig angenommen.
Änderung der Leistungsordnung der Versorgungseinrichtung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer, Teil A, in der Fassung des
Beschlusses der o Plenarversammlung vom 22. 6. 1999 sowie
vom 8. 11. 1999 wie folgt:
„Der Todfallsbeitrag gemäß § 11 Teil A der Satzung der Versor-
gungseinrichtung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer be-
trägt in Hinkunft S 100.000,–.
Anstelle eines Teiles dieses Todfallsbeitrages im Ausmaße von ins-
gesamt maximal 50% kann im Falle des Verzichtes auf die weitere
Ausübung der Rechtsanwaltschaft zufolge Berufsunfähigkeit oder
Erreichung der Altersgrenze durch den Rechtsanwalt die Leistung
einer Abfertigung im Sinne des § 11 Abs. 7 der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung Teil A gewährt werden.“
Der Antrag wurde einstimmig angenommen.
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Wahlen

eines Kammeranwalt-Stellvertreters infolge Ablaufs der Funktions-
periode des Kollegen Dr. Gerl, von Disziplinarratsmitgliedern in-
folge Ablaufs der Funktionsperioden der Kollegen Dr. Helmut Kle-
ment, Dr. Georg-Christian Gass, Dr. Herbert Hüttner, Dr. Her-
bert Jürgens, Dr. Peter Kammerlander, Dr. Nikolaus Kodolitsch,
Dr. Karl Pacher, Dr. Gisela Possnig-Fuchs und Dr. Christian Scho-
berl.

Die zu a) und b) genannten Kolleginnen und Kollegen wurden
jeweils einstimmig mit einer Stimmenthaltung in ihre Funktionen
gewählt.

Anstelle des Kollegen Dr. Reinhard Tögl wurde mit großer Stim-
menmehrheit Kollege Mag. Helmut Schmid in den Ausschuss ge-
wählt.

Die Gewählten haben erklärt, ihre Wahl anzunehmen.

Dr. Held trägt den Geschäftsbericht des Ausschusses vor und
berichtet über die Arbeit im ÖRAK.

Über Antrag der Rechnungsprüfer Dr. Harald Christandl und
Dr. Heinrich Kammerlander wird die Genehmigung der Kammer-
rechnung 1999 und die Gebarung der Versorgungseinrichtung
einstimmig beschlossen und dem Kammerkassier die Entlastung
erteilt.

Präsident Dr. Held dankt den Kolleginnen und Kollegen für ihre
Anwesenheit und allen Funktionären für ihre Mitarbeit seit der letz-
ten Plenarversammlung.

Tirol
Bericht über die ordentliche Vollversamm-
lung am 30. 3. 2000

An der ordentlichen Vollversammlung der Tiroler Rechtsanwalts-
kammer am 30. 3. 2000 nahmen 114 Mitglieder teil.

Präs. Dr. Georg Santer begrüßte um 14.15 Uhr die anwesenden
Kammermitglieder. Nach Verlesung der Tagesordnung verwies er
auf seinen ausführlichen schriftlichen Bericht zu den wichtigsten
standespolitischen Ereignissen der letzten drei Jahre und berichtete
ergänzend,

• dass der Tendenz, die Tätigkeitsberichte der Anwälte durch
Fremdberatungen verschiedenster Institutionen einzuschränken,
verstärkt Einhalt geboten werden müsse. Die Kammer habe be-
reits mehrere UWG-Verfahren erfolgreich eingebracht; derzeit
werde eine UWG-Klage durch den österr Rechtsanwaltsverein
gegen die Arbeiterkammer geprüft.

• Erfolgreiche Zusammenarbeit mit der Tiroler Wirtschaftskam-
mer: Beiziehung der Rechtsanwälte zur Beratung im Gründerser-
vice der Wirtschaftskammer; Analyse der Zusammenarbeit zwi-
schen Rechtsanwälten und Wirtschaftstreibenden durch einen

Fragebogen der Rechtsanwaltskammer in der Wirtschaftszei-
tung.

• Öffentlichkeitsarbeit: Recht im Alltag, Serie in der TT und in den
Bezirksblättern, homepage-report weist im Februar 2500 Zu-
griffe aus, Ausbau von Internet und lotus notes, Neuauflage des
RA-Verzeichnisses, erfolgreiche Tätigkeit der Pressereferentin
Mag. Christa Salchner.

• Interne Schwerpunkte: Einfühung der Zusatzpension, der gesetzl
Krankenversicherung, des ab 1. 7. 2000 verpflichtenden Treu-
handbuches und die Einbeziehung der Pensionsbezieher der
Kammer in das Bundespflegegeldgesetz.

• Veranlagung von ATS 60 Mio der Rücklagen der Versorgungs-
einrichtung.

Rechnungsprüfer Dr. Johann P. Cammerlander erstattete anschlie-
ßend seinen Bericht, ersuchte um Entlastung des Ausschusses und
teilte auch mit, dass er nach vielen Jahren als Rechnungsprüfer nun
sein Amt zurücklegen wollte. Der Präsident dankte Dr. Cammer-
lander für seine langjährige Tätigkeit.

Präs. des Disziplinarrates, Dr. Georg Huber, verlas seinen statisti-
schen Bericht über eingelangte und erledigte Disziplinarsachen im
Jahre 1999.

In seinem Referat ging er in seiner bekannt humorvollen Art vor
allem auf die neue Werberichtlinie und auf die Streitschlichtungs-
kompetenz des Rechtsanwaltes ein.

Schwerpunkt der diesjährigen Vollversammlung bildeten die Wah-
len mit folgendem Ergebnis:

Präsident: Dr. Georg Santer

Vizepräsident: Dr. Harald Burmann

13 Ausschussmitglieder:

Dr. Karl G. Aschaber, Dr. Ivo Greiter, Dr. Klaus Gürtler, Dr. An-
drea Haniger, Dr. Markus Heis, Dr. Jörg Hobmeier, Dr. Gert Kast-
ner, Dr. Hansjörg Mader, Dr. Manfred Opperer, Dr. Roland Paum-
garten, Dr. Stephan Rainer, Dr. Michael Sallinger und Dr. Harald
Vill.

Präsident des Disziplinarrates: Dr. Georg Huber, Kufstein

20 Disziplinarratsmitglieder:

Dr. Paul Bauer, Dr. Josef Danler, Dr. Axel Fuith, Dr. Christian
Girardi, Dr. Friedrich Hohenauer, Mag. Albin Huber, Dr. Heinz
Knoflach, Dr. Beate Köll-Kirchmeyr, Dr. Andreas König, Dr. Arne
Markl, Dr. Christine Mascher, Dr. Peter Murschetz, Dr. Hermann
Plochberger, Dr. Eva Maria Posch, Dr. Martin Schatz, Dr. Robert
Schuler, Dr. Hubertus Schumacher, Dr. Gerhard Seirer, Dr. Harald
Streif und Dr. Walter Waizer.

Kammeranwalt: Dr. Bernd Schmidinger

Kammeranwaltstellvertreter: Dr. Wolfgang Offer und Dr. Adolf
Ortner

Anwaltsrichter: Dr. Peter Kaltschmid und Dr. Christoph Rittler

Rechnungsprüfer: Dr. Eckart Söllner und Dr. Hansjörg Zink
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Nach Vorlage des Kostenvoranschlages für 2000 wurden fol-
gende Beschlüsse gefasst:
A) Beitragsordnung 2000
B) Umlagenordnung und Leistungsordnung 2001
(siehe Amtliche Mitteilungen)
Um 18.00 Uhr wurde die Vollversammlung geschlossen.

Vorarlberg
Bericht über die ordentliche Plenarversamm-
lung der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer
vom 17. 5. 2000

An der ordentlichen Plenarversammlung der Vorarlberger Rechts-
anwaltskammer vom 17. 5. 2000 nahmen 81 Rechtsanwälte teil.

Die Tätigkeitsberichte des Herrn Präsidenten Dr. Sepp Manhart,
des Herrn Präsidenten des Disziplinarrates Dr. Andreas Ober-
bichler und des Dr. Manfred Puchner über den Arbeitskreis der
Aus- und Fortbildung wurden zustimmend zur Kenntnis genommen.

Nach den Ausführungen des Herrn Vizepräs. Dr. Burkhard Hirn
und den Rechnungsprüfern wurde die Jahresrechnung 1999 sowie
die Voranschläge 2000 und 2001 für Kammer und Versorgungs-
einrichtung genehmigt.

Kammerbeitrag, Umlagenordnung und Leistungsordnung wurden
für das Jahr 2001 neu beschlossen. Weiters beschlossen wurde
die Leistungs- und Umlagenordnung der Zusatzpension für das Jahr
2001.

Alle diese Beschlüsse wurden mit den erforderlichen Mehrheiten
gefasst.
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Anwaltstag 2000 – Vorschau
150 Jahre „Niederösterreichische Advokatenkammer
in Wien“

Nach dem vorjährigen Jubiläum „150 Jahre Advokatenordnung“,
dem die Rechtsanwaltskammer Wien eine Festveranstaltung ge-
widmet hat, steht nunmehr der bedeutende Jahrestag „150 Jahre
Niederösterreichische Advokatenkammer in Wien“ heran.
Das war für die Vertreter der Rechtsanwaltskammern Anlass, die
Rechtsanwaltskammern Wien und Niederösterreich mit der Orga-
nisation des nach 5-jähriger Pause im Herbst stattfindenden An-
waltstages 2000 zu betrauen.
Einer Tradition folgend wird dieser Anwaltstag am Freitag in
Wien – in den Repräsentationsräumen der Hofburg – beginnen
und am Samstag in Niederösterreich – diesmal im Stift Klosterneu-
burg – seinen Abschluss finden. Auch was das Programm dieser
Veranstaltung anlangt, sind wir bemüht, bewährten Beispielen zu
folgen. Neben einem rechtspolitischen aktuellen Thema („Ist das
Pflichtteilsrecht noch zeitgemäß?“), das von Wissenschaftern und
Praktikern zu diskutieren sein wird und auch den Kern des Festvor-
trages bildet, werden aktuelle standespolitische Themen einer brei-
ten Diskussion zugeführt.
Gerade wenn eine Berufsgruppe, wie die Advokatur, auf eine so
lange Tradition zurücksehen kann, ist dies Grund, Organisations-
formen sowie die Positionierung in der Gesellschaft und im demo-
kratischen Rechtsstaat zu überdenken. Die Rechtsanwaltskammer
Wien sieht im Zusammenhang mit dem vor kurzem in Kraft getre-
tenen EuRAG, der EU-Niederlassungsrichtlinie und der bereits zu-
vor ausgelösten Diskussion über neue Formen der Zusammenarbeit
zwischen rechtsberatenden freien Berufen eine Chance in einem
solchen Forum derartige Möglichkeiten zu diskutieren, von denen
man sich bewusst sein muss, dass sie auch das tradierte Berufsbild
nachhaltig verändern können. Darüber hinaus muss es auch der
Anwaltschaft gestattet sein, die verfassungsrechtliche Absicherung
ihres Vertretungsrechtes zu fordern, wenn andere Berufsgruppen
solches für sich begehren.
Zuletzt soll auch die Organisation der Advokatur insgesamt, wie
sie wenigstens im Grundsätzlichen seit 150 Jahren besteht, zur Dis-

kussion gestellt werden. Sollte man sich mit einer grundlegenden
Neuordnung anfreunden können, muss hier allerdings der „große
Wurf“ verlangt werden, der den Begriff Reform verdient.

Im Folgenden finden Sie das vorläufige Programm, das Ihnen hof-
fentlich so interessant erscheint, dass Sie sich einer Teilnahme nicht
entziehen können:

Donnerstag, 28. 9. 2000

Freitag, 29. 9. 2000

Samstag, 30. 9. 2000

Das endgültige Programm sowie die Anmeldeformulare werden Ih-
nen Ende August gesondert zugehen. Wir laden Sie bereits jetzt
ein, durch Ihre Teilnahme die Veranstaltung zu einem Fest der Ad-
vokatur zu machen.

Dr. Stimmler

19.30 Uhr Empfang der Rechtsanwaltskammer Wien

9.30 Uhr Eröffnung des Anwaltstages in der Wiener Hof-
burg und Festansprachen
Historischer Rückblick durch Rechtsanwalt
Dr. Peter Wrabetz
Festvortrag „Entwicklung des Pflichtteils und des
Anrechnungsrechtes“, Univ.-Ass. Dr. Brigitta Jud

12.30 Uhr Mittagsempfang des Bundesministers für Justiz

14.00 Uhr Kommissionen
I. Erbrecht im Wandel der Zeit – Ist Pflichtteils-
recht noch zeitgemäß?
Vorsitz: RA Dr. Elisabeth Scheuba, Wien
II. Unterschiede und Gemeinsamkeiten rechtsbe-
ratender freier Berufe – verfassungsrechtliche
Absicherung anwaltlicher Vertretung
Vorsitz: RA Dr. Ivo Greiter, Innsbruck
III. Bundesrechtsanwaltskammer – eine Notwen-
digkeit im neuen Europa?
Vorsitz: RA Dr. Georg Fialka, Wien

17.00 Uhr Ende

19.30 Uhr Empfang des Bürgermeisters der Stadt Wien

9.30 Uhr Bustransfer zum Stift Klosterneuburg
Abfahrt: Wien, Heldenplatz

10.30 Uhr Schlusssitzung mit Zusammenfassung der Ergeb-
nisse der Kommissionen
Danach Vortrag über „Essen und Trinken in den
Klöstern“

12.30 Uhr Mittagessen und anschließende Stiftbesichtigung

15.30 Uhr Ende
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AIJA – Jahreskongress in
Helsinki
Vom 27. 8.–1. 9. 2000 wird der 28. Jahreskongress der Interna-
tionalen Vereinigung junger Rechtsanwälte AIJA (Association In-
ternationale des Jeunes Avocats) in Helsinki stattfinden. In den
umfangreichen Arbeitssitzungen werden folgende Themen behan-
delt:

Das Internet und der Rechtsanwalt; Forum Sportrecht; Elektroni-
scher Handel heute – Urheberrecht und andere Rechtsfragen des
geistigen Eigentums; Einfluss von Insolvenzverfahren auf Verträge;
Aspekte des Kartellrechts bei nationalen und internationalen Über-
nahmen und Verschmelzungen von Unternehmen; Die Zukunft der
internationalen Gerichtsbarkeit und Vollstreckung von ausländi-
schen Urteilen; Eine Einführung in die derivativen Finanzprodukte;
Krisenmanagement: Umgang mit dem Betrug durch Angestellte
oder Vertragspartner auf internationaler Ebene; Streitbeilegung
im 21. Jahrhundert; Die Zukunft der Holdinggesellschaften im
21. Jahrhundert; Scheidungsgründe und Wahl des günstigsten Ge-
richtsstandes; Neue Vertriebsmethoden; Flüchtlingsrecht; Haftung
der Geschäftsführung für Umweltschäden.

Das Rahmenprogramm bietet die Eröffnung im Universitätsge-
bäude, ein Konzert der Violinvirtuosen Pekka und Jaakko Kuusisto,
das traditionelle private Abendessen bei finnischen Kollegen und
ein Tagesausflug per Schiff zum eleganten Landgut von Haikko.
Der abschließende Galaabend wird im Marina Kongresszentrum
stattfinden. Außerdem wird ein reichhaltiges Ausflugs-, Sport- und
Kinderprogramm angeboten.

Für weitere Rückfragen, Beitritts- und Kongressunterlagen steht
Herr Dr. Christoph Petsch als österreichischer Vizepräsident der
AIJA, Eschenbachgasse 11, 1010 Wien, Telefon (01) 586 21 80,
Telefax (01) 586 22 35 und e-mail: pfk@pfk.at gerne zur Verfü-
gung.

International Master of Law
and Economics
Globalisierung ist das zentrale Charakteristikum unserer Zeit. Dies
gilt nicht nur für Technologie und Wirtschaft, sondern zunehmend
auch für den Rechtsbereich. Supranationales und internationales
Recht verflechten sich mit nationalen Rechtsmaterien, das kontinen-
taleuropäische „Civil Law“ und das angloamerikanische „Com-
mon Law“ finden zu immer mehr Gemeinsamkeiten. Gleichzeitig
verändert sich das Verhältnis von Recht und Wirtschaft. Anstelle
von ursprünglich nur peripheren Kontakten treten sie verstärkt in
Wechselbeziehungen.

Angesichts dieser Entwicklungen hat die IMADEC International
Law School, Vienna, Austria, ein postgraduales Ausbildungspro-

gramm nach amerikanischem Vorbild entwickelt, das sich mit öko-
nomischen und juristischen Aspekten in ihren europäischen und
globalen Zusammenhängen befasst. Das Studium schließt mit ei-
nem weltweit anerkannten Titel ab, dem „International Master of
Law and Economics“ (International MLE).

Die Ausbildung umfasst dreizehn viertägige Kursblöcke, die je-
weils das Wochenende miteinschließen. Dadurch wird es möglich,
das Studium berufsbegleitend zu absolvieren. Die Mindeststudien-
dauer beträgt ein Jahr, die ausschließliche Studiensprache ist Eng-
lisch. Am Ende des Studiums steht ein einwöchiger Aufenthalt in
Brüssel, Straßburg und Luxemburg.

Der Lehrkörper setzt sich aus renommierten internationalen Exper-
ten zusammen: Der Bogen spannt sich von Nobelpreisträger
James M. Buchanan über den weltbekannten „Flat Tax“-Spezialis-
ten Alvin Rabushka bis hin zum österreichischen EU-Kommissar
Franz Fischler.

Inhaltlich erfasst sind alle aus juristisch-ökonomischer Sicht rele-
vanten Themenbereiche, etwa die Zusammenhänge von Wirt-
schaftspolitik und internationalen Rechtssystemen, der Vergleich
von angloamerikanischem und kontinentaleuropäischem Recht,
das internationale Handelsrecht, das europäische Wettbewerbs-
recht, die „New e-Economy“, die Internationalisierung der Men-
schenrechte sowie Aufgaben und Arbeitsweise der Europäischen
Institutionen – um nur einige Beispiele zu nennen.

Nähere Informationen: IMADEC International Law School, Vienna,
Austria – Dr. Christian Joksch – Telefon (01) 727 47-0, Fax DW 48,
e-mail: lawoffice@imadec.com

Jubiläumsgolfturnier
am Traunsee
Im Jahre 1850 hatte Dr. Julian Stadlinger im Hause Gmunden,
Kirchengasse 6, die erste Advokaturkanzlei im Salzkammergut
gegründet, die seither von seinen Nachfolgern ohne Unterbre-
chung bis heute in denselben Kanzleiräumlichkeiten weitergeführt
wurde.

Aus Anlass des 150-Jahre-Jubiläums veranstaltet die Anwaltspart-
nerschaft Dr. Heinz Ortner, Mag. Alexander Ortner am Samstag,
den 2. 9. 2000, auf der Anlage des Golfclubs Traunsee-Kirchham
ein Golfturnier, wobei der Reinerlös einem wohltätigen Zweck
zugute kommen soll.

Interessierte Kollegen und Kolleginnen werden gebeten, sich schon
jetzt unverbindlich zu melden. Die Einladungen mit allen Details
werden im August an alle Interessenten ausgesandt.

Meldungen bitte an: Dr. Heinz Ortner, Mag. Alexander Ortner,
Kirchengasse 6, 4810 Gmunden, Tel (07612) 645 11, Telefax
(07612) 645 11-10, e-mail: ra-ortner-gmunden@aon.at
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Eigentumsgesetz der Republik
Kroatien geändert
Entscheidung des Verfassungsgerichtes

Das Verfassungsgericht der Republik Kroatien hat am 9. 2. 2000 un-
ter der Geschäftszahl U-I-1094/1999 eine Entscheidung getroffen,
durch welche die Bestimmungen des Art 356 Abs 5 und des Art 357
Abs 6 des Gesetzes über das Eigentum und andere Sachenrechte
(Amtsblatt Nr 91/96 und 137/99) aufgehoben wurden.

Die Bestimmungen der Art 356 und 357 des Gesetzes über Eigen-
tum und andere Sachenrechte lauten wie folgt:

„Eigentum an Liegenschaften

Artikel 356

(1) Ausländische natürliche und juristische Personen können bei
vorhandener Reziprozität das Eigentum an den Liegenschaften auf
dem Gebiet der Republik Kroatien erben.

(2) Ausländische natürliche und juristische Personen können, falls
es durch das Gesetz nicht anders bestimmt ist, bei vorhandener
Reziprozität, das Eigentum an Liegenschaften auf dem Gebiet der
Republik Kroatien erwerben vorbehaltlich der Zustimmung des Au-
ßenministers der Republik Kroatien, nach Vorliegen der Rechtsmei-
nung des Justizministers der Republik Kroatien, falls es durch das
Gesetz nicht anders bestimmt ist.

(3) Ausländische staatenlose Personen, die Auswanderer aus dem
Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens sind, oder die Abkömmlinge
solcher Personen sind, können Eigentum an Liegenschaften auf
dem Gebiet der Republik Kroatien, und zwar vorbehaltlich der
Zustimmung des für die Fragen der Auswanderer zuständigen Mi-
nisters, nach vorheriger Meinung des Justizministers der Republik
Kroatien, erwerben.

(4) Wer als Auswanderer gilt, das wird durch Sondervorschriften
geregelt.

(5) Die Zustimmung aus dem Absatz 2 und 3 dieses Artikels ist
kein Verwaltungsakt.

Zustimmung und Meinung

Artikel 357

(1) Ist zum Erwerb des Eigentums an Liegenschaften die Zustim-
mung des Außenministers oder eines für Angelegenheiten der Aus-
wanderer zuständigen Ministers erforderlich, ohne Zustimmung
des zuständigen Ministers bleibt das Rechtsgeschäft dessen Ziel
der Eigentumserwerb ist, ohne Rechtswirksamkeit.

(2) Über die Erteilung der Zustimmung zum Eigentumserwerb ent-
scheidet der zuständige Minister auf Antrag der ausländischen Per-
son, die das Eigentum an einer Liegenschaft zu erwerben gedenkt
oder der Person, die diese Liegenschaft zu veräußern gedenkt.

(3) Beim Entscheiden über den Antrag aus Absatz 1 dieses Arti-
kels hat der zuständige Minister von Amts wegen die vorherige
Meinung des Justizministers der Republik Kroatien einzuholen.

(4) Eine ausländische Person, der die Zustimmung zum Erwerb des
Eigentumsrechtes an Liegenschaften verweigert wurde, kann den
Antrag auf Erteilung der Zustimmung zum Erwerb des Eigentums-
rechtes an derselben Liegenschaft erst nach Verlauf von fünf Jahren
ab dem Tag der Stellung des Antrages, dem nicht stattgegeben
wurde, erneut stellen.
(5) Die Zustimmung aus dem Absatz 1, 2 und 4 dieses Artikels ist
kein Verwaltungsakt.“
Ich verweise ganz besonders auf die Bestimmungen, die das Ver-
fassungsgericht aufgehoben hat und die in Abs 5 der Art 356 und
357 zu finden sind. Nämlich, hier heißt es, dass die Zustimmung
aus den Abs 1, 2 und 4 dieses Art kein Verwaltungsakt ist.
Die unmittelbare Folge dieser gesetzlichen Regelung ist gewesen,
dass einem Ausländer, der mit seinem Antrag auf Erteilung der
Zustimmung abgewiesen wurde, kein Rechtsmittel zur Verfügung
stand, gegen diese Vorgehensweise des Außenministers vorzuge-
hen.
Auch im Falle, dass der Außenminister zu dem Antrag auf Erteilung
der Zustimmung keine Stellung bezogen hat, dh wenn er geschwie-
gen hat, konnte ein Ausländer nichts unternehmen, weil eine Klage
wegen des Schweigens der Administration nur dann erhoben wer-
den kann, wenn es sich um einen Verwaltungsakt handelt.
Nachdem im Gesetz ausdrücklich gesagt wurde, dass die Zustim-
mung des Außenministers kein Verwaltungsakt ist, konnte ein Aus-
länder tatsächlich nichts unternehmen, um sein Recht zu erkämp-
fen.
Diese gesetzliche Regelung ist ein grober Verstoß gegen die
Bestimmungen der kroatischen Verfassung. Ganz besonders wird
die Bestimmung aus dem Art 26 der Verfassung der Republik Kroa-
tien verletzt, wo es heißt, dass alle Bürger und Ausländer vor den
Gerichten und übrigen Organen, die öffentliche Gewalt haben,
gleich sind.
Im Art 18 der Verfassung der Republik Kroatien heißt es ausdrück-
lich, dass das Recht auf Beschwerde gegen Einzelrechtsakten, die
im Verfahren erster Instanz vor einem Gericht oder einem anderen
zuständigen Organ erlassen wurden, gewährleistet wird.
Mit anderen Worten, das Berufungsrecht oder Beschwerderecht,
das durch die Bestimmung aus dem Art 18 der Verfassung der Re-
publik Kroatien gewährleistet wird, wird durch die Bestimmungen
aus den Art 356 Abs 5 und Art 357 Abs 5 des Eigentumsgesetzes
aufgehoben.
Anlässlich des Antrages auf Einleitung des entsprechenden Verfah-
rens hat dann das Verfassungsgericht seine Entscheidung getroffen
und die beiden angefochtenen Bestimmungen aufgehoben.
Die Folge davon ist jetzt, dass den Ausländern, die mit der Ent-
scheidung des Außenministers der Republik Kroatien nicht zufrie-
den sind, ein Rechtsmittel zur Verfügung steht.
Sollte der Außenminister der Republik Kroatien versäumen, inner-
halb von zwei Monaten eine Entscheidung anlässlich des Antrages
auf Erteilung der Zustimmung zu treffen, dann bleibt dem unzufrie-
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denen Ausländer erneut das Rechtsmittel und zwar eine Klage, als
hätte der Außenminister den Antrag abgewiesen.

Die Entscheidung des Verfassungsgerichtes geht richtigerweise da-
von aus, dass die Zustimmung des Außenministers einen Verwal-
tungsakt darstellt, dass dieser Akt durch den Leiter der Behörde der
Staatsverwaltung erlassen wird, dass durch den Akt über das in
dem Antrag gestellte Anspruch der Partei entschieden wird, dass
die Bestimmungen des materiellen Gesetzes unmittelbar Anwen-
dung finden und folglich, dass es sich um eine Verwaltungssache
handelt.

Diese Feststellungen haben dann das Verfassungsgericht zur
Schlussfolgerung gebracht, dass die gegenständliche Zustimmung
alle Elemente eines Verwaltungsaktes hat, in schriftlicher Form
abgefasst werden muss, alle erforderlichen Elemente in Bezug auf
den Inhalt enthalten muss, einschließlich Begründung mit dem
Inhalt nach Maßgabe des Gesetzes über das allgemeine Verwal-
tungsverfahren.

Das Verfassungsgericht Kroatiens hat ganz besonders auf die Not-
wendigkeit der Bekanntmachung mit Gründen, welche der Ent-
scheidung der zuständigen Behörde zugrunde liegen, hingewie-
sen, die die Grundvoraussetzung des in der Verfassung veranker-

ten Rechtes auf Berufung (Art 18) ist, wie auch zur Wahrnehmung
des Rechtes auf wirksames Rechtsmittel vor einheimischen staatli-
chen Behörden, und zwar auf die Art und Weise, wie dieses Recht
in dem europäischen Abkommen über den Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten (Art 13) anerkannt wird.

Abschließend muss darauf hingewiesen werden, dass sich die Be-
stimmungen aus Art 356 Abs 5 und Art 357 Abs 5 des kroatischen
Eigentumsgesetzes auf alle Personen beziehen, die die kroatische
Staatsbürgerschaft nicht haben, also auf 6,5 Milliarden Menschen
dieser Erde.

Diese Tatsache war ein genügender Grund, um das Verfahren
anzustrengen. Es ist nämlich traurig, wenn die Verfassungsrechte
nur eines einzigen Menschen verletzt werden, es ist aber alarmie-
rend, wenn die Verfassungsrechte von 6,5 Milliarden Menschen
verletzt werden.

Und wie schon mehrmals gesagt, durch die Entscheidung des
Verfassungsgerichtes der Republik Kroatien vom 9. 2. 2000 sind
die verfassungswidrigen Bestimmungen des Art 356 Abs 5 und
Art 357 Abs 5 des Eigentumsgesetzes der Republik Kroatien auf-
gehoben.

Eugen Zadravec
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Disziplinarrecht
7682

§ 10 RAO – Unechte Doppelvertretung
Unechte Doppelvertretung ist nicht nur im Fall
von bereits anhängigen gerichtlichen Verfahren
denkbar; nicht die Gerichtsanhängigkeit allein,
sondern die Beratungstätigkeit mit Frontwechsel
ist maßgebend.

Der RA-Partner einer als Gesellschaft bürgerli-
chen Rechtes bestehen RA-Partnerschaft ist nicht
schon wegen dieses Gesellschaftsverhältnisses
dem gleichen Doppelvertretungsvorwurf ausge-
setzt wie sein Kanzleikollege; es kommt viel-
mehr darauf an, ob die Kanzleiorganisation Vor-
kehrungen zur Vermeidung derartiger Doppel-
vertretungen vorsieht oder es von einem der
Partner schuldhaft unterlassen wird, sich bei
Mandatsübernahme darüber zu informieren, ob
das Mandat mit einem bereits bestehenden Auf-
trag kollidieren würde.

OBDK 21. 2. 2000, 7 Bkd 9/99

Aus den Gründen:

Aus den Feststellungen ergibt sich deutlich, dass die vorbereitete
Klage der M offensichtlich nur deshalb nicht überreicht worden ist,
weil in der Zwischenzeit deren Ehemann, der mit dem DB Dr. A
näher bekannt war, diesem seinerseits den Auftrag erteilt hat, im
Wege einer Anwaltskorrespondenz eine einvernehmliche Ehe-
scheidung herbeizuführen.

Erst nachdem sich nach Monaten herausstellte, dass dieser Ver-
such zum Scheitern verurteilt war und die Klage überreicht wurde,
kündigte der DB die Vollmacht. Somit wurde wegen dieser Kolli-
sion in Kauf genommen, dass monatelang eine vom Rechtsschutz-
versicherer genehmigte Klage nicht überreicht worden ist, wenn
es auch gerade noch gelang, vor Ablauf der Verjährungsfrist
die Klage durch einen anderen Anwalt rechtzeitig überreichen zu
lassen.

Unrichtig ist die Rechtsauffassung des DR, dass unechte Doppelver-
tretung nur im Falle von bereits anhängigen gerichtlichen Verfah-
ren anzunehmen ist. Eine unechte Doppelvertretung erfordert nicht
unbedingt, dass es bereits zu einem Auftreten vor Gericht gekom-
men ist. Die Übernahme der Vertretung einer Klientin in einer Scha-
denersatzsache gegen die Republik muss dazu führen, die Vertre-
tung des Ehemannes dieser Klientin abzulehnen, wenn dieser in
Konfrontation mit einem Ehescheidungsbegehren seiner Frau an-

waltlichen Beistand sucht. Bei dieser Gegebenheit kommt es nicht
auf die Gerichtsanhängigkeit des Verfahrens, sondern auf Bera-
tungstätigkeiten an. Die Übernahme beider Vertretungen ist geeig-
net, Klientenvertrauen zu beeinträchtigen und Vorurteile gegen die
Anwaltschaft zu bestärken, weshalb das standesrechtliche Verbot
auch aus teleologischer Sicht hier volle Wirksamkeit zu entfalten
hat.

Wegen der von ihm selbst erkannten Kollision vernachlässigte
Dr. A die Vertretung seiner Klientin und überreichte die Klage so-
lange nicht, solange er der Hoffnung sein konnte, dass nach seiner
Meinung eine Kollision noch nicht vorliegen würde. Gerade durch
dieses Verhalten des DB ist aber die Kollision offenkundig gewor-
den. Hiebei kann es nicht darauf ankommen, ob ein solches gegen
Ehre und Ansehen des Anwaltstandes verstoßendes Verhalten in
der Öffentlichkeit bekannt wird. Es genügt, dass der Klient sich
wegen der oben dargelegten Kollision verstoßen fühlt und vom
Frontwechsel befremdet sein muss.

Die verhängte Geldstrafe ist schuldangemessen, wobei insbeson-
dere dem Umstand Rechnung zu tragen war, dass Dr. A wegen un-
zulässiger Doppelvertretung bereits einmal disziplinär in Erschei-
nung getreten ist. Zwar wurden beide Qualifikationen verwirklicht,
doch ist das Verhalten des Besch in der Öffentlichkeit nicht bekannt
geworden, weshalb gerade noch mit der verhängten Geldbuße
das Auslangen gefunden werden konnte.

Hingegen war der Berufung des KA gegen den Freispruch des DB
Dr. B keine Folge zu geben.

Zwar betreiben die beiden DB laut österreichischem Anwaltsver-
zeichnis 1998 die Kanzleigemeinschaft in Form einer Gesellschaft
bürgerlichen Rechts, doch sind unzulässige Doppelvertretungen
eines der Partner einem anderen nicht schon allein aufgrund dieses
Gesellschaftsverhältnisses, sondern nur dann disziplinarrechtlich
vorzuwerfen, wenn entweder die Kanzleiorganisation überhaupt
keine Vorkehrungen zu deren Vermeidung vorsieht, oder es von ei-
nem der Partner schuldhaft unterlassen wird, sich anlässlich der
Übernahme eines Mandats anhand entsprechender Evidenzen da-
rüber zu informieren, ob nicht das zu übernehmende Mandat mit
einem bereits bestehenden Auftrag kollidiert, oder er sonst davon
Kenntnis erlangt, ohne die zur Hintanhaltung einer solchen Kolli-
sion erforderlichen Veranlassungen zu treffen. Keine dieser Vo-
raussetzungen ist in Ansehung von Dr. B im Verfahren hervorge-
kommen, vielmehr ist davon auszugehen, dass er mit den beiden
in Rede stehenden Causen niemals befasst und mit den beteiligten
Personen nicht in Kontakt getreten ist und auch keinen Anlass
hatte, der Vertretungstätigkeit seines Kanzleikollegen Dr. A in Hin-
sicht auf eine mögliche Doppelvertretung Augenmerk zu schenken.

Anmerkung:

Das Verbot der Doppelvertretung ist eine der wenigen Standesvor-
schriften, die in einem Gesetz geregelt sind (s zB das Verbot der
quota litis in § 879 ABGB); andere sind in materiellen Rechtsver-
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ordnungen enthalten (zB der RL-BA) und manche gehen „nur“ auf
gefestigte Standesauffassungen zurück (zB das Gebot, den Brief ei-
nes RA-Kollegen zu beantworten): Standesvorschriften in Gesetzes-
form sind seltene, aber scharfe Waffen des Gesetzgebers; sie un-
terstreichen die inhaltliche Bedeutung, die er der betreffenden Ma-
terie zumisst. Verstöße gegen das Doppelvertretungsverbot des
§ 10 RAO sind schwere, weil sie nicht nur eine Berufspflichtenver-
letzung argen Ausmaßes darstellen, sondern in der Regel Ehre und
Ansehen des Standes beeinträchtigen, wenn sie nicht nur einem
kleinen Kreis bekannt werden. Dass dadurch gleichzeitig beide
„Grund“-Rahmentatbestände verwirklicht werden, ist Idealkonkur-
renz, aber sicher keine ideale Konkurrenz.

Die objektive Rechtswidrigkeit bei Verstößen gegen das Doppel-
vertretungsverbot kann mit der Verletzung von Treuhandverpflich-
tungen verglichen werden, auch wenn es dort mehr ums Geld
geht. In beiden Fällen kann der Pegel des Schuldgehaltes äußerst
stark schwanken: vom effektiven „Frontwechsel“ bis zu einer bloß
fahrlässigen Vernachlässigung der Verletzung der Verbotsvorschrif-
ten der Doppelvertretung ist ein weites Feld; je nach den Umstän-
den des Einzelfalles und dem Schuldgehalt kann die disziplinäre
Ahndung sehr streng sein, andererseits ist die Anwendung des § 3
DSt nicht ausgeschlossen und kommt gelegentlich auch vor.

Dass Doppelvertretung verboten ist, weiß jeder RA und muss es
wissen; Anwendungsgebiet und Auslegung sind weit: nicht nur
Verstöße in derselben, sondern auch in einer „zusammenhängen-
den“ Sache (§ 10 Abs 1 RAO) sind verpönt. Drum prüfe, wer sich
doppelt bindet!

Strigl

7683

§ 9 Abs 1 RAO – Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit
Die erfolglose Klagseinbringung und Prozessfüh-
rung ist keine Berufspflichtenverletzung, wenn
die Rechtsfrage keine einfache ist und die – im
konkreten Fall vertretene – Rechtsmeinung mit
der OGH-Judikatur im Einklang steht.

OBDK 27. 3. 2000, 16 Bkd 2/99

Aus den Gründen:

Die Kl im Verfahren 24 Cg 182/97i des LG Y waren unterrichtet
worden, dass die Erfolgsaussichten der Klagsführung sehr gering
wären und dass die Klage nur aus dem Grunde eingereicht wird,
um mit A eine vergleichsweise Regelung der Aufteilung des Wert-
papierdepots von S 3,500.000,– in der Schweiz zu erreichen.

Die Rechtsfrage, die bei der Klagsführung zu lösen war, ist keine
einfache. Auch die drei mit der Entscheidung befassten Instanzen
haben nicht gleichlautende Begründungen angeführt. Eine mit der

stRsp des OGH nicht im Einklang stehende Rechtsmeinung ist im
konkreten Fall nicht gegeben. Der DR vertrat daher den Stand-
punkt, dass dem DB eine Berufspflichtenverletzung durch die Ein-
bringung der Klage zu 24 Cg 182/97i nicht angelastet werden
kann.

Gem § 9 Abs 1 RAO ist der RA verpflichtet, die übernommenen
Vertretungen dem Gesetz gemäß zu führen und die Rechte seiner
Partei mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu vertreten. Jede
den Klienten schädigende Nachlässigkeit bei der Vertretung ver-
stößt gegen die Berufspflichten und verletzt Ehre und Ansehen des
Standes (AnwBl 1993/769; AnwBl 1950, 56 ua). Der Anwalt
haftet aber nicht für jede unrichtige Gesetzesauslegung. Eine Auf-
klärungspflicht gegenüber dem Klienten trifft ihn dort, wo nach
dem klaren Wortlaut des Gesetzes oder nach einer einhelligen
Lehre und Rsp die Prozessführung aussichtslos erscheint. Der RA
muß, soll diese Haftung ausgeschlossen werden, seine Partei in
diesem Umfang aufklären. Nur dann, wenn sich eine Spruchpraxis
zu einer bestimmten Rechtsfrage noch nicht gebildet hat, kann dem
RA kein Vorwurf gemacht werden, wenn ein von ihm eingenomme-
ner, an sich vertretbarer Rechtsstandpunkt in der Folge von der Rsp
nicht geteilt wird (RdW 1996, 521 ua). Die im Verfahren 24 Cg
182/97i des Landesgerichtes Y aufgetretenen Kl wurden nach
den Feststellungen des DR davon unterrichtet, daß die Erfolgsaus-
sichten für die einzubringende Klage nur sehr gering sind. Der
Grund für die Einbringung der Klage war nicht auf Obsiegen im
Prozess, sondern darin, mit allen Prozessparteien (= Geschwister)
eine vergleichsweise Regelung der Aufteilung der in der Schweiz
befindlichen Wertpapierdepots zu erreichen. Ein disziplinärer
Sorgfaltsverstoß des DB liegt daher im Lichte dieser Feststellungen
nicht vor.

Anmerkung:

Ob der Zweck – Klage nicht wegen Obsiegens im Prozess, son-
dern als Instrument zur Erreichung einer gütlichen Aufteilung der in
der Schweiz befindlichen Wertpapierdepots der streitenden Ge-
schwister – das Mittel heiligt, mag dahingestellt bleiben; die Mittel
waren jedenfalls in der Schweiz und ein Rechtsanspruch auf „ver-
gleichsweise Regelung der Aufteilung der dortigen Wertpapier-
depots“ bestand offensichtlich nicht.

Bekanntlich ist die präzise Abgrenzung, ob anstelle einer Leis-
tungsklage schon oder noch eine Feststellungsklage eingebracht
werden kann, oft schwierig und fallbezogen. Eine erkennbar aus-
sichtslose oder mutwillige Klagsführung kann durchaus eine Berufs-
pflichtenverletzung sein. Wenn darin eine vom klaren Gesetzes-
wortlaut oder von der ständigen höchstgerichtlichen Judikatur ab-
weichende Rechtsmeinung ohne sorgfältige Begründung vertreten
wird, ist sie unvertretbar. Eine auf so flücht’gem Sande (Rigoletto,
3. Akt, 2., 5. u. 9. Szene) gebaute Klage rechtfertigt keinen An-
spruch auf derartige Bau-Kosten.
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Vorliegend haben die 3 Instanzen „divergierend“ entschieden; ein
Abweichen von der ständigen OGH-Judikatur ist nicht hervorge-
kommen.
Dem Besch ist daher kein Sorgfaltsverstoß vorzuwerfen. Ein RA
haftet nicht für jede unrichtige Gesetzesauslegung, zumal er zwar
„Eifer, Treue und Gewissenshaftigkeit“ sowie Sorgfalt, aber nicht
den Prozesserfolg schuldet. Auch der Arzt schuldet „nur“ Behand-
lung lege artis, nicht aber Heilung.

Strigl

7684

§ 9 Abs 1, § 11 RAO und § 1009 ABGB –
Belehrung des Mandanten

Zu den wichtigsten Aufgaben des RA, der eine
Vertretung übernimmt, gehört die Belehrung des
meist rechtsunkundigen Mandanten. Eine drei-
monatige Ruhensfrist (im Zivilprozess) ist in Evi-
denz zu halten und der Mandant nach ihrem Ab-
lauf auf die drohende Verjährung hinzuweisen.

OBDK 27. 3. 2000, 16 Bkd 3/99

Aus den Gründen:

Die Bestimmung des § 9 Abs 1 RAO ergänzt den § 1009 ABGB,
der den Gewalthaber verpflichtet, das ihm durch Bevollmächti-
gungsvertrag übertragene Geschäft emsig und redlich zu besor-
gen. Zu den wichtigsten Aufgaben des RA, der eine Vertretung
übernimmt, gehört die Belehrung des meist rechtsunkundigen
Mandanten (Fenzl in ÖJZ 1951, 402f). Bestand das Auftragsver-
hältnis bis zum Jahre 1998 weiter, hatte der DB die Verpflich-
tung, seine Partei über alles, was für deren weiteres Verhalten in
dieser Angelegenheit entscheidend sein konnte, aufzuklären, ins-
besondere über die Möglichkeit der Verjährung des geltend ge-
machten Anspruches. Vertragliche Verpflichtung des DB wäre es
nicht nur gewesen, seine Partei anlässlich der getroffenen Ruhens-
vereinbarung über die Bestimmung des § 1497 ABGB und die
Auslegung, die sie durch die Rechtsprechung des OGH gefunden
hat, insbesondere darüber, dass nach Ablauf der Ruhensfrist für
den Fall, dass Verhandlungen mit der Gegenseite nicht geführt
werden oder bereits gescheitert sein sollten, zwecks Vermeidung
einer möglichen Verjährung des Anspruches das Verfahren ehes-
tens fortzusetzen sein werde (SZ 56/181 uva), zu belehren. Der
DB hätte auch die dreimonatige Ruhensfrist in Evidenz halten und
seine Partei nach ihrem Ablauf auf die drohende Verjährung hin-
weisen müssen.

Anmerkung:
Auch ansonsten keineswegs rechtsunkundige klagende Parteien
wissen oft nicht, dass die Klage wegen nicht gehöriger Fortsetzung

(„Prozessverjährung“) abgewiesen werden kann, wenn nach Ab-
lauf der Ruhensfrist in angemessener Zeit kein Fortsetzungsantrag
gestellt wird (§ 1497 ABGB).
Die E hebt hervor, dass die Belehrung des Mandanten zu den
Pflichten des Mandatars gehört; ihre Unterlassung ist ein objektiver
Verstoß gegen die dem RA obliegenden Vertragspflichten und ein
grundsätzlich vorwerfbares Verschulden.

Strigl

Standesrecht
7685

§ 2 Abs 1 RAO – research assistant –
Praxis nicht anrechenbar

Die Rechtsansicht der OBDK, die Tätigkeit des Bf
an der Universität B als „research assistant“ sei
inhaltlich nicht mit einer rechtsberuflichen, für
die Ausübung der RA-schaft dienlichen Tätigkeit
(eines Ass) an einer Hochschule gleichzusetzen,
ist aus verfassungsrechtlicher Sicht jedenfalls
nicht zu beanstanden.

VfGH 29. 2. 2000, B 378/99, OBDK 6. 11. 1998, Bkv 14/98

Aus den Entscheidungsgründen:

Unter dem Titel der Verletzung des verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Rechts auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz
wirft der Bf der bel Beh vor, bei Erlassung des Bescheides Willkür
geübt zu haben.
Dies deshalb, weil sie einerseits seine an der Universität B ausge-
übte Tätigkeit als mit der eines „research assistant“ nicht ver-
gleichbar betrachte: Insbesondere habe die bel Beh eine Erklä-
rung des Vorstandes des Instituts für Wirtschaftsrecht der Univer-
sität B nicht entsprechend gewürdigt, in welcher dieser bestätigte,
dass die an der Universität B ausgeübte Tätigkeit mit der eines
„research assistant“ zumindest gleichzusetzen sei. Bereits auf-
grund dieses Vorbringens hätte die bel Beh – gestützt auf ihre bis-
herige Rechtsprechung – von der Anrechenbarkeit des post-gra-
duate Studiums ausgehen müssen. Wenn die bel Beh meine, dass
aus der erwähnten Bestätigung des Vorstandes des Institutes für
Wirtschaftsrecht der Universität B nicht hervorgehe, dass der Bf
an der Universität B Tätigkeiten verrichtet habe, die ihm für die
Dauer der praktischen Verwendung gem § 2 Abs 3 Z 2 RAO an-
zurechnen wären, hätte es ergänzender Erhebungen bedurft, um
endgültig über den Anrechnungsantrag des Berufungswerbers
entscheiden zu können. Anderseits verkenne die bel Beh das Tä-
tigkeitsfeld eines „research assistant“, wenn sie vermeint, dass
sein Aufgabengebiet auch Tätigkeiten der Lehre im Zusammen-
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hang mit der Betreutung von Studenten erfasse. Zudem gehe aus
den Gesetzesmaterialien des § 29 UOG hervor, dass die flexibel
gehaltene Aufgabenstellung eines Universitätsassistenten im UOG
sowohl eine Mischverwendung in Forschung und Lehre als auch
bei Bedarf einen gänzlichen Einsatz im Lehr- oder Forschungsbe-
trieb zulasse.

Ein willkürliches Verhalten der Behörde, das in die Verfassungs-
sphäre eingreift, liegt ua in einer gehäuften Verkennung der
Rechtslage, aber auch im Unterlassen jeglicher Ermittlungstätigkeit
in einem entscheidenden Punkt oder dem Unterlassen eines ord-
nungsgemäßen Ermittlungsverfahrens überhaupt, insbesondere in
Verbindung mit einem Ignorieren des Parteivorbringens und einem
leichtfertigen Abgehen vom Inhalt der Akten oder dem Außeracht-
lassen des konkreten Sachverhaltes (zB VfSlg 8808/1980 und die
dort angeführte Rechtsprechung; VfSlg 10.338/1985, 11.213/
1987).

Ein willkürliches Verhalten der bel Beh liegt nicht vor:

Die bel Beh hat sich mit den Argumenten des Bf eingehend aus-
einandergesetzt und als Ergebnis einer vertretbaren Beweiswürdi-
gung Feststellungen getroffen, ohne dabei tatsachen- oder akten-
widrig vorgegangen zu sein. Von einem gehäuften Verkennen
der Rechtslage kann keine Rede sein, wenn die bel Beh das
Vorliegen der Anrechnungsvoraussetzungen des § 2 Abs 3 Z 2
RAO im konkreten Fall als nicht gegeben erachtete, weil der
Bf nach Ansicht der bel Beh an der Universität B nicht Tätigkeiten
verrichtet habe, die denen eines Univ.-Ass. einer inländischen
Universität entsprechen. Die Heranziehung und Auslegung des
§ 29 UOG 1993 durch die bel Beh für die Interpretation des
§ 2 Abs 3 Z 2 RAO ist aus verfassungsrechtlicher Sicht jeden-
falls nicht zu beanstanden. Dass die bel Beh dem Gutachten
des Vorstandes für Wirtschaftsrecht an der Universität B nicht den
für das Vorliegen der Anrechnungsvoraussetzungen vom Bf er-
hofften Wert beigemessen hat, vermag den Bescheid ebensowe-
nig mit Willkür zu belasten wie die behaupteten Mängel im Er-
mittlungsverfahren kein willkürliches Verhalten der bel Beh zu be-
gründen vermögen. Mit dem Beschwerdevorbringen werden so-
hin nur Fragen der einfachgesetzlichen Rechtsrichtigkeit des an-
gefochtenen Bescheides sowie Fragen der Beweiswürdigung rele-
viert und werden Verfahrensmängel behauptet, nicht aber Verlet-
zungen in verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten aufge-
zeigt.

Anmerkung:

Zunächst ist zu betonen, dass unter „rechtsberuflicher Tätigkeit an
einer Hochschule“ (s § 2 Abs 1, 1. Satz, zweiter Halbsatz RAO)
nicht ein post-graduate Studium, sondern eine Tätigkeit, in wel-
cher der Ass des an einer juridischen Fakultät lehrenden Lehrstuhl-
Inhabers nicht für Zwecke seines eigenen Studiums, sondern als
Unterstützung „seines“ Professors bei Pflichtübungen, Seminaren,
schriftlichen Prüfungsarbeiten und deren Auswertung etc tätig ist,

zu verstehen ist. MaW: Es handelt sich nicht um ein zusätzliches
(eigenes) Studium, sondern um eine nach dessen Vollendung
folgende Verwendung, die vom Gesetzgeber als einer der Fälle
der sog Ersatz- oder Alternativpraxis gewertet und der Ausbil-
dung bei Gericht oder bei einem RA inhaltlich als gleichwertig
gehandelt wird. Da die zwingend vorgeschriebene RA-Praxis
(3 Jahre) und Gerichtspraxis (9 Monate) absolviert und nach-
gewiesen werden muss, bleiben für diese Alternativ-Praxis rest-
liche 15 Monate übrig; bei Univ.-Ass. oder zB Müttern während
der Karenzzeit (§ 2 Abs 1 letzter Satz RAO) ausgeübten Teilzeit-
Praxen von 20 Wochenstunden bewirkt die Berücksichtigung im
Ausmaß tatsächlich geleisteter Tätigkeit die Anrechnung des
halben Zeitraumes: ein Hochschul-Ass mit 20 Wochenstunden er-
hält zB für 6 Monate Hochschulpraxis eine Anrechnung von
3 Monaten.
Die Anrechnung setzt voraus, dass das erforderliche Studium mit
entsprechendem akademischem Grad (§ 1 Abs 2 lit c RAO) erfolg-
reich absolviert ist (§ 2 Abs 4 RAO).
Auch eine gleichartige praktische Verwendung im Ausland, hier
als vergleichbarer Ass, ist – die „Dienlichkeit“ für die (spätere) Aus-
übung der RA-schaft vorausgesetzt – anrechenbar (§ 2 Abs 3 lit 2
RAO).

Strigl

Familienrecht
7686

§ 150 Abs 2 ABGB
Mangels anderer Anhaltspunkte ist davon aus-
zugehen, dass „Durchschnittseltern“ in der Lage
sind, das Vermögen ihrer Kinder zu verwalten.
Dementsprechend kann einem Antrag der Eltern
auf Befreiung von der jährlichen Rechnungs-
legungspflicht gem § 150 Abs 2 ABGB statt-
gegeben werden, wenn gegen die Verwal-
tungstätigkeit der Eltern keine Bedenken beste-
hen. Bei geringfügigem Kindesvermögen ist
eine solche Befreiung sogar geboten. Ein Betrag
in Höhe von S 39.000.– ist jedenfalls geringfü-
gig.

OGH 16. 2. 2000, 7 Ob 312/99d

Der OGH hatte noch nicht häufig Gelegenheit, näher auf § 150
ABGB einzugehen. Bisherige Entscheidungen beschäftigten sich
mit der Qualifikation der Rechnungslegungspflicht als Schutz-
gesetz (OGH 11. 3. 1994, 1 Ob 7/94 = RZ 1995/61), grund-
sätzlichen Überlegungen zu den Pflichten gesetzlicher Vertreter
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(OGH 11. 2. 1994, 1 Ob 7/94 = ÖJZ 1994/152) oder der im
Allgemeinen freieren Stellung der Eltern als Verwalter des Vermö-
gens ihrer Kinder (OGH 20. 11. 1991, 1 Ob 607/91 = ÖJZ
1992/66 = JBl 1992, 586). Zu der hier vorliegenden Frage der
Geringfügigkeit von Kindesvermögen nahm er – soweit ersicht-
lich – erst einmal explizit Stellung (OGH 29. 4. 1993, 8 Ob 522/
93 = EFSlg 71.761 = ÖA 1993, 147).
Umso begrüßenswerter ist der vorliegende Beschluss, worin der
OGH seiner bereits eingeschlagenen Linie treu bleibt und diese
gegen die von Schwimann erhobenen Vorhalte verteidigt.
Besonders der Hinweis, dass mangels Bedenken gegen die Ver-
waltung durch die Eltern bei geringfügigem Kindesvermögen die
Befreiung nicht nur bloß erteilt werden kann, sondern vielmehr
im Lichte einer gesetzeskonformen Anwendung des gerichtlichen
Ermessensspielraumes zu erteilen ist, erscheint richtungsweisend.
Erfrischend lebensnah ist dabei der Gedanke, dass eine andere
Sichtweise den betroffenen Eltern sonst als „obrigkeitliche Gänge-
lung“ vorkommen müsse.

Aus der Begründung:

Die beiden Minderjährigen wurden am 14. 8. 1995 bei einem
Verkehrsunfall verletzt. Nachdem ihnen als Privatbeteiligten im
Strafverfahren gegen die beiden am Unfall beteiligten PKW-Lenker
ein Teilschmerzengeld von je S 1000,– zuerkannt worden war,
wurde ihnen mit Teilanerkenntnisurteil des LG Klagenfurt vom
10. 6. 1999 weiteres Schmerzengeld von S 39.000,– bzw
S 14.000,– zugesprochen. Ihre Eltern teilten dem Pflegschaftsge-
richt [. . .] mit, dass die gegnerische Versicherung diese Beträge
zuzüglich Zinsen überwiesen habe und sie auf Sparbüchern für die
Kinder veranlagt würden, wobei sie erwähnten, dass die Veran-
lagung entsprechend den Vorschriften über die Anlagen von
Mündelgeldern zu erfolgen haben werde. Gleichzeitig stellten die
Eltern den Antrag, sie im Hinblick auf die Geringfügigkeit der
Schmerzengeldbeträge und weil im Sinne des § 150 Abs 2 erster
Halbsatz ABGB keine Bedenken gegen ihre ordentliche Verwal-
tung bestünden, gemäß § 150 Abs 1 zweiter Halbsatz ABGB von
der Rechnungslegungspflicht zu befreien. Das Erstgericht wies die-
sen Antrag ab. [. . .] Das Rekursgericht bestätigte diese Entschei-
dung und sprach aus, dass der ordentliche Revisionsrekurs zuläs-
sig sei. Die Rechnungslegungspflicht der Eltern bestehe grundsätz-
lich auch bei geringfügiger Höhe von Vermögensstamm und Ver-
mögenserträgnissen. [. . .]
Der Revisionsrekurs ist zulässig und auch berechtigt. Gemäß
§ 149 Abs 1 ABGB haben die Eltern das Vermögen eines mj. Kin-
des mit der Sorgfalt ordentlicher Eltern zu verwalten. [. . .] Gemäß
§ 150 Abs 1 ABGB haben die Eltern über das Vermögen des mj
Kindes dem Gericht jährlich Rechnung zu legen; [. . .] Nach Abs 2
leg cit kann das Gericht die Eltern von der Rechnungslegung ganz
oder zum Teil befreien, soweit keine Bedenken bestehen, dass sie
das Vermögen des Kindes ordentlich verwalten werden; [. . .]

Nach dem Gesetzestext ist also eine betragsmäßige Untergrenze
für die Rechnungslegungspflicht nicht vorgesehen. Schwimann
(in Schwimann I2 Rz 1 zu § 150 ABGB) vertritt die Ansicht, dass
sie auch bei „geringfügigerer“ Höhe von Vermögensstamm und
Vermögenserträgnissen bestehe, bei den Erträgnissen allerdings
nur, sofern sie nicht für den Kindesunterhalt verwendet wurden
(JBl 1992, 586).

Schon aus Gründen der Praktikabilität und Effizienz der durch die
Rechnungslegung bezweckten Überwachung der elterlichen Ver-
mögensverwaltung [. . .] kann aber wohl kein Zweifel daran be-
stehen, dass geringfügiges Vermögen von der Rechnungslegungs-
pflicht des § 150 ABGB nicht umfasst ist. Zur Frage, wann Ver-
mögen im Sinne der zitierten Gesetzesstelle (noch) als geringfü-
gig anzusehen ist, wurde vom Obersten Gerichtshof zu 8 Ob
522/93 = ÖA 1993, 147 = EF 71.761) die Ansicht vertreten,
§ 150 Abs l ABGB sei einschränkend dahin auszulegen, dass die
jährliche Rechnungslegungspflicht der Eltern nur solches Vermö-
gen betrifft, das nicht mehr geringfügig ist, „dessen Erträgnisse
somit voraussichtlich die Unterhaltskosten übersteigen“. Diese De-
finition des geringfügigen und daher rechnungslegungsfreien Ver-
mögens folgt Pichler, der in Rummel 2 Rz 4 zu §§ 149, 150
ABGB ausführt, weder über die Gegenstände des persönlichen
Gebrauchs, noch über jenes (weitere) Vermögen, dessen Erträg-
nisse voraussichtlich die Unterhaltskosten nicht übersteigen, sei
Rechnung zu legen. Schwimann hält aaO die zu 8 Ob 522/93
erfolgte Festlegung einer Geringfügigkeitsgrenze für verfehlt; dies
würde durchschnittlich ein Sparbuchvermögen von
S 1,376.500,– betreffen. Wie Pichler aaO hinweist, sah die RV
im § l50 Abs 2 betragsmäßige Untergrenzen für die Rechnungs-
legungspflicht vor, nämlich S 200.000,– für den Stamm und
S 50.000,– jährlich für Erträgnisse, ausgenommen die für den
Unterhalt verwendeten (RV 60 BlgNR 14. GP, 3). In den Erl., 30
wurde dazu ausgeführt, dass dieser Regelung die Annahme zu-
grunde liege, dass Eltern im Allgemeinen über die für die Verwal-
tung eines solchen Vermögens notwendigen Kenntnisse und Erfah-
rungen verfügten, sodass es einer regelmäßigen Überwachung
nicht bedürfe. Treffe dies im Einzelfall nicht zu oder bestehe sonst
der Verdacht, dass die Eltern in den Angelegenheiten der Vermö-
gensverwaltung weniger pflichtbewusst, säumig oder ungeschickt
seien, so könne ihnen das Gericht dennoch die Rechnungslegung
auftragen. Vom JA wurde diese Regelung von Wertgrenzen dann
allerdings weggelassen, „weil diese wegen ihrer Starrheit nicht
den Verhältnissen des Einzelfalles Rechnung trügen und überdies
vom Gesetzgeber von Zeit zu Zeit dem Geldwert angepasst wer-
den müssten“. [. . .]

Der Gesetzgeber meinte offenbar, ein Ausufern der Rechnungs-
legungspflicht durch die Möglichkeit eines Befreiungsantrags ver-
hindern zu können, dem immer dann stattgegeben werden kann
(und im Sinne einer gesetzeskonformen Anwendung des Ermes-
sensspielraums des Gerichts auch stattzugeben ist), wenn im Ein-
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zelfall gegen eine ordentliche Verwaltung der Eltern keine Beden-
ken obwalten. Solche Bedenken sind einerseits in Richtung einer
missbräuchlichen Verwendung des Kindesvermögens oder aber
mangelnder Kenntnisse und Fähigkeiten denkbar.

Ersteres wird nur bei Vorliegen von Verdachtsmomenten, die im
Regelfall nicht vorhanden sind, einen Hinderungsgrund für eine Be-
freiung von der jährlichen Rechnungslegungspflicht bilden. Betref-
fend den zweiten Hinderungsgrund sind heute bei einem Durch-
schnittsbürger die für eine Vermögensverwaltung notwendigen
Kenntnisse und Erfahrungen sicherlich eher in einem größeren
Maße vorauszusetzen, als dies zum Zeitpunkt der RV 1975 der
Fall war. Bewegt sich das Kindesvermögen daher im Bereich der
von der RV gewählten Untergrenze – mit entsprechender Aufwer-
tung auf Grund der inzwischen stattgefundenen Geldentwertung –
ist im Regelfall eine entsprechende Eignung der Eltern vorauszuset-
zen und kann daher eine regelmäßige Überwachung unterblei-
ben. [. . .]

Die verfahrensgegenständlichen Geldbeträge [liegen] weit unter
jenen Vermögenswerten, deren zweckmäßige Verwaltung von
jedermann erwartet werden könnte. Wollte man „Durchschnitts-
eltern“ eine regelmäßige Überwachung solch relativ geringer
Vermögenswerte zusinnen, müsste dies im Hinblick auf das zu
unterstellende Naheverhältnis zwischen kleinen Kindern und ih-
ren Eltern wohl als Ausdruck unerklärlichen massiven Misstrau-
ens, wenn nicht gar als obrigkeitliche Gängelung empfunden
werden.

Mag. Jürgen Noll,
Rechtsanwaltsanwärter in Wien

Strafrecht
7687

§ 41 Abs 3, § 43 Abs 1, § 43a Abs 4 StBG –
Bedingte und teilweise bedingte Nachsicht

von Freiheitsstrafen
1. Die bedingte Nachsicht einer Freiheitsstrafe
von mehr als zwei und die teilweise bedingte
Nachsicht einer Freiheitsstrafe von mehr als drei
Jahren setzen nach § 41 Abs 3 StGB voraus, dass
das Gericht § 41 Abs 1 StGB anwendet, also die
Strafe unter dem gesetzlichen Mindestmaß be-
misst (12 Os 122/99 = ÖJZ-LSK 2000/78).

2. Wenn die Voraussetzungen des § 41 Abs 1
StGB erfüllt sind, wenn also die Milderungs-
gründe beträchtlich überwiegen und der Täter
keine weiteren Taten befürchten lässt, können

Freiheitsstrafen von mehr als zwei Jahren auch
dann bedingt und Freiheitsstrafen von mehr als
drei Jahren auch dann teilweise bedingt nach-
gesehen werden, wenn das Gericht § 41 Abs 1
StGB nicht anwendet und die Strafe über dem
gesetzlichen Mindestmaß bemisst (13 Os 111/
98 = EvBl 1999/43).

OGH 25. 11. 1999, 12 Os 122/99; OGH 2. 9. 1998, 13 Os
111/98

Anmerkung:
Diese beiden Entscheidungen widersprechen sich offensichtlich in
einer wichtigen Frage: Soll das Gericht nach § 41 Abs 3 StGB
auch hohe Strafen bedingt oder teilweise bedingt nachsehen kön-
nen?
Der 12. Senat macht die Anwendung des § 41 Abs 3 StGB davon
abhängig, dass das Gericht auch § 41 Abs 1 StGB anwendet,
also die Strafe unter dem gesetzlichen Mindestmaß bemisst. § 41
Abs 3 StGB wäre dann kaum von praktischer Bedeutung: Wenn
die Gerichte von § 41 Abs 1 StGB überhaupt Gebrauch machen,
dann in Fällen geringer Strafwürdigkeit, in solchen Fällen verhän-
gen sie gewöhnlich Freiheitsstrafen von weniger als zwei oder drei
Jahren, und solche Strafen können sie schon nach § 43 Abs 1,
§ 43a Abs 4 StGB bedingt oder teilbedingt nachsehen. Der
13. Senat dagegen lässt es für die Anwendung des § 41 Abs 3
StGB genügen, dass die Milderungsgründe beträchtlich überwie-
gen und dass vom Täter weitere Taten nicht zu befürchten sind;
dann kann das Gericht die Strafe bedingt oder teilweise bedingt
nachsehen, auch wenn sie das gesetzliche Mindestmaß übersteigt.
Der 13. Senat schließt nicht aus, dass auch Strafen von drei,
vier oder fünf Jahren bedingt oder teilweise bedingt nachgesehen
werden. In dem Fall, den der 13. Senat behandelte, wurde ein Be-
schuldigter vom Erstgericht wegen schweren Raubes (§ 143 erster
Strafsatz StGB) zu einer Freiheitsstrafe von fünf Jahren verurteilt
und davon ein Strafteil von dreieinhalb Jahren für eine Probezeit
von drei Jahren bedingt nachgesehen. Der 13. Senat hat das für
zulässig gehalten, der 12. Senat hätte das abgelehnt.
§ 43 Abs 3 StGB setzt jedenfalls voraus, dass die Milderungs-
gründe beträchtlich überwiegen und dass der Täter keine weiteren
Straftaten befürchten lässt. Dann aber – und das ist die Sache nach
dem Argument des 12. Senates – muss das Gericht die Strafe unter
dem gesetzlichen Mindestmaß ausmessen: Das „kann“ im Text des
Abs 1 ist ein bedingtes Müssen. Wenn das Gericht die Strafe über
dem gesetzlichen Mindestmaß bemisst, zeigt es deutlich, dass es
die Voraussetzungen des § 41 Abs 1 StGB für nicht erfüllt hält.
§ 41 Abs 3 StGB anzuwenden und die Strafe über dem gesetzli-
chen Minimum zu bemessen, wäre ein Widerspruch in sich. Dem-
gegenüber beruft sich der 13. Senat auf eine Passage in den erläu-
ternden Bemerkungen, in der davon die Rede ist, es solle dem
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Gericht für die Fälle der außerordentlichen Strafmilderung erlaubt
werden, zwar das Gewicht des Fehlverhaltens und die Schwere
der verschuldeten Rechtsgutsbeeinträchtigung deutlich zum Aus-
druck zu bringen, zugleich aber von der Verhängung einer unbe-
dingten Freiheitsstrafe ganz oder teilweise abzusehen (49 BlgNR
20. GP 26).

Der 12. Senat übersieht ein praktisch wichtiges Phänomen: Die
Entscheidungen über die Höhe der Strafe und über die bedingte
Strafnachsicht beeinflussen sich wechselseitig. Bedingt nachgese-
hene Strafen werden häufig höher bemessen, um trotz der be-
dingten Nachsicht Täter und Allgemeinheit zu beeindrucken. Un-
bedingt verhängte Strafen bemisst das Gericht häufig niedriger,
weil der Vollzug Eindruck genug macht. Wissenschaftliche Ein-
wände gegen die Anerkennung einer wechselseitigen Abhängig-
keit gibt es nicht mehr, seitdem nun einmal anerkannt ist, dass bei
Bemessung der Strafe nicht nur spezial-, sondern auch general-
präventive Erfordernisse zu berücksichtigen sind1). Dass viele
Strafzumessungsgründe auch für die Prognose, ob der Täter wei-
tere Taten befürchten lässt, bedeutsam sind, ist ohnehin selbstver-
ständlich; und hinter den generalpräventiven Erfordernissen steht
letztlich die Rücksicht auf die Schwere des verschuldeten Un-
rechts. So begreift man, dass in den Entscheidungen der Gerichte
eben die Umstände, die das Gericht als Erschwerungs- oder Mil-
derungsgründe, also als Argumente für eine höhere oder für eine
niedere Strafe wertet, einen Absatz weiter als Argumente für oder
gegen die Gewährung der bedingten Strafnachsicht wiederkeh-
ren. Freilich darf der Richter die Strafe nicht bloß deshalb höher
bemessen, weil er sie bedingt nachsieht2): Die bedingte Straf-
nachsicht ist kein Erschwerungsgrund. Auf der anderen Seite darf
man nicht übersehen, dass die Verhängung einer relativ niedri-
gen Strafe und die Gewährung der bedingten Strafnachsicht aus
demselben Milderungspotential gedeckt werden, das bei schwe-
ren Delikten ohnehin geringer ist und für beides, die Verhängung
einer niedrigen Strafe und deren bedingte Nachsicht, nicht immer
ausreicht 3).

Eben diese Überlegungen sind zu berücksichtigen, wenn vom
Verhältnis der Abs 1 und Abs 3 im § 41 StGB die Rede ist: Der
Richter kann dem beträchtlichen Überwiegen der Milderungs-
gründe durch Verhängung einer Strafe unter dem gesetzlichen
Mindestmaß oder er kann ihm durch Gewährung der bedingten
Strafnachsicht oder auf die eine oder andere Weise Rechnung
tragen. Bei schwereren Delikten kann die Verhängung einer nied-
rigen, einer Strafe unter dem gesetzlichen Mindestmaß, die Ge-
währung der bedingten oder teilbedingten Strafnachsicht aus ge-
neralpräventiven Gründen vielleicht sogar hindern; und umge-
kehrt kann die Verhängung einer Strafe über dem gesetzlichen
Mindestmaß die Gewährung der bedingten oder teilbedingten
Strafnachsicht generalpräventiv erst erträglich machen. Die be-
dingte oder teilweise bedingte Strafnachsicht kann auch bei
schweren Delikten sinnvoll sein, wenn der Täter mit hoher Wahr-

scheinlichkeit keine weiteren Taten mehr begehen wird: Aber in
solchen Fällen ist es wichtig, dass die Höhe der verhängten Strafe
die Schwere der Tat deutlich zum Ausdruck bringt. Dem wird der
12. Senat nicht gerecht.

Auch führt die Entscheidung des 12. Senates zu praktisch frag-
würdigen Konsequenzen. Der Täter eines schweren Raubes (Straf-
satz: 5 bis 15 Jahre) wird zu drei Jahren verurteilt; die Strafe
kann ihm auch nach Meinung des 12. Senates gem § 41 Abs 3
StGB zur Gänze bedingt nachgesehen werden: Das Gericht hat
ja auch § 41 Abs 1 StGB angewendet. Dem Täter eines schwe-
ren Diebstahls (Strafsatz: bis zu 3 Jahren) aber, der zu zweiein-
halb Jahren verurteilt wird, darf das Gericht die Strafe nach Mei-
nung des 12. Senates nicht zur Gänze bedingt nachsehen: Weil
der gesetzliche Strafsatz keine Mindestgrenze vorsieht, kann das
Gericht § 41 Abs 1 StGB nicht anwenden und das macht nach
Meinung des 12. Senates auch Abs 3 unanwendbar. Der Raub
wiegt schwerer als der Diebstahl, eben darum die schwerere
Strafe. Dennoch soll nur der Räuber in den Genuss der bedingten
Strafnachsicht kommen können? Ist das angemessen? Man kann
Täter schwererer Taten doch nicht begünstigen! Oder ein anderes
Beispiel: Der Täter eines Raubes oder einer schweren Untreue hat
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu erwarten; er ist
unbescholten und wird mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht wieder
straffällig werden. Soll der Richter, der angesichts der schweren
Tat eine Strafe von mehr als zwei Jahren verhängen will, gezwun-
gen werden, auf einer unnötigen und teuren Strafvollstreckung
zu bestehen? Eine Strafe über dem gesetzlichen Mindestmaß
dürfte er nach § 41 Abs 3 StGB nicht bedingt nachsehen. Oder
soll der Richter, welcher der Allgemeinheit eine unnötige Strafvoll-
streckung ersparen will, gezwungen werden, gleich auch eine
Strafe von weniger als zwei Jahren zu verhängen? Diese Strafe
könnte er nach § 41 Abs 1 StGB bedingt nachsehen. Der Gesetz-
geber wollte doch wohl vermeiden, dass Richter, um sich an das
Gesetz zu halten, ihr Gewissen verleugnen müssen: Der Richter
soll für schwere Taten hohe Strafen verhängen und dennoch in
Fällen, in denen er es für richtig hält, die bedingte Strafnachsicht
nach § 41 Abs 3 StGB gewähren können. Dass Richter des OGH
die Freiheit von Richtern beschränken wollen, kann ich sehr gut
verstehen, wenn es um die Beseitigung von Missständen geht.
Missstände im Zusammenhang mit § 41 Abs 3 StGB sind bisher
nicht bekannt geworden. So ist zu hoffen, dass sich die Ent-
scheidung des 13. und nicht die des 12. Senates durchsetzen
wird.

Christian Bertel

1) Burgstaller, ZStW 94 (1982) 131f; Foregger/Fabrizy, StGB7 § 32
Rz 4; Kienapfel/Höpfel, AT8, 277; Triffterer, AT2, 508, 510, 513;
Seiler, AT Rz 202, aM Pallin, Strafzumessung (1982) Rz 5 f.

2) Leukauf/Steininger, § 43 Rz 12; Pallin, Rz 139; Triffterer, AT2, 518.
3) Für eine „gesamthafte“ Strafzumessung Kienapfel/Höpfel, AT8, 277.
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Gebühren- und Steuerrecht
7688

§ 48 BAO
Es erscheint sachgerecht, bei der Anwendung
des § 48 BAO in einem Fall doppelter Schen-
kungsbesteuerung die Ermessensübung an der
üblichen Staatenpraxis beim Abschluss von DBA
zu orientieren.

VwGH 30. 3. 2000, 99/16/0100

Sachverhalt:

Die Bf, eine in Österreich errichtete Privatstiftung, beantragte mit Ein-
gabe vom 21. 9. 1998, eine in diese eingebrachte Barzuwendung
der in der Schweiz ansässigen Stifterin zwecks Vermeidung der
Doppelbesteuerung von der Schenkungssteuer zu befreien. Die Ver-
mögenszuwendung löse in der Schweiz bei der Stifterin Schen-
kungssteuerpflicht mit einem Steuersatz von 3,5% aus. Derselbe Vor-
gang unterliege auch in Österreich bei der Stiftung einer 2,5%igen
Schenkungssteuer. Zur Ermessensfrage brachte die Bf in ihrem An-
trag vor, auf bilateraler Ebene würden Doppelbesteuerungsfälle re-
gelmäßig dadurch beseitigt, dass bei Barzuwendungen das Be-

steuerungsrecht ausschließlich jenem Staat zugestanden werde, in
dem der Geschenkgeber ansässig sei (vgl Art 7 OECD-MA). Diese
internationalen Steuervertragsgrundsätze seien auch bei der Ermes-
sensübung im Rahmen des § 48 BAO zu berücksichtigen. Mit dem
angef B gab die bel Beh dem Antrag keine Folge.

Spruch:

Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes.

Aus den Gründen:

Das BMF kann bei Abgabepflichtigen, die der Abgabenhoheit meh-
rerer Staaten unterliegen, soweit dies zur Ausgleichung der
in- und ausländischen Besteuerung oder zur Erzielung einer
den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden Behandlung
erforderlich ist, gemäß § 48 BAO anordnen, bestimmte Gegen-
stände der Abgabenerhebung ganz oder teilweise aus der Abgabe-
pflicht auszuscheiden oder ausländische, auf solche Gegenstände
entfallende Abgaben ganz oder teilweise auf die inländischen Ab-
gaben anzurechnen. Die Parteien des verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahrens gehen übereinstimmend vom Vorliegen der Rechtsvoraus-
setzungen für die Anwendung des § 48 BAO aus. Gründe für eine
insofern gegebene Rechtswidrigkeit sind nicht ersichtlich. Die Bf be-
kämpft jedoch die Ermessensentscheidung der bel Beh.
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Im Antrag brachte die Bf vor, es seien die internationalen Steuer-
vertragsgrundsätze bei der Ermessensübung im Rahmen des § 48
BAO zu berücksichtigen. Nach der Rsp des VwGH (vgl Erk 9. 10.
1991, 90/13/0007 und 29. 1. 1998, 95/15/0043) erscheint
es sachgerecht, bei der Vornahme einer unilateralen Entlastungs-
maßnahme die Ermessensübung an der üblichen Staatenpraxis
beim Abschluss von DBA – wie dies insb im OECD-MA zum Aus-
druck kommt – zu orientieren. Die bel Beh verkannte, dass die in-
ternationalen Steuervertragsgrundsätze berücksichtigungswürdige
Ermessensgründe im Rahmen des § 48 BAO sind. In der Folge un-
terließ sie daher bei der Ermessensabwägung ein Eingehen auf
dieses Vorbringen der Bf und begründete nicht weiter, welche
Bedeutung diesen Grundsätzen im Beschwerdefall zukommen
konnte. Damit belastete sie den angef B mit inhaltlicher Rechtswid-
rigkeit.

Anmerkung:

1. Nach dem im Erk dargestellten Sachverhalt hat eine in der
Schweiz ansässige Person einer österreichischen Privatstiftung Bar-
geld gestiftet. Der Übergang von Vermögen aufgrund eines Stif-
tungsgeschäftes unter Lebenden stellt gem § 3 Abs 1 Z 7 ErbStG
eine Schenkung iSd ErbStG dar (vgl zB Rief, in Doralt/Nowotny/
Kalss, Privatstiftungsgesetz, Wien 1995, Anh I Tz 3) und unterliegt
gem § 8 Abs 3 ErbStG einer Schenkungssteuer von 2,5%. Zuwen-
dungen an österreichische Privatstiftungen lösen unabhängig vom
Gegenstand der Zuwendung Schenkungssteuer aus. Die unbe-
schränkte Steuerpflicht ergibt sich daraus, dass die Privatstiftung –
aufgrund von § 1 Abs 1 letzter Halbsatz PSG – Inländer iSd § 6
Abs 2 Z 3 ErbStG ist (vgl zB Briem/Lechner, in Csoklich/Müller/
Gröhs/Helbich, Handbuch zum Privatstiftungsgesetz, Wien 1994,

89). Andererseits wurde für diesen Stiftungsvorgang auch von der
Schweiz eine Schenkungssteuer (iHv 3,5%) erhoben. Mit der
Schweiz besteht zwar ein Abkommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiet der Nachlass- und Erbschaftsteuern
(BGBl 1975/63), das Abkommen erfasst allerdings nicht Schen-
kungen unter Lebenden. Da eine tatsächliche (und nicht nur eine
virtuelle) internationale Doppelbesteuerung vorlag, waren jedoch
die Voraussetzungen für eine unilaterale Maßnahme nach § 48
BAO gegeben.

2. Die Erlassung von auf § 48 BAO gestützten B liegt im Ermessen
des BMF (vgl zB Ritz, BAO2, § 48 Tz 7), und zwar sowohl dem
Grunde nach als auch hinsichtlich der Methode (s dazu auch We-
ninger, Die aktuelle Praxis des Bundesministers für Finanzen bei
der Anwendung des § 48 BAO, SWI 1999, 204 [204]). Wie in
einem jüngst ergangenen Erk (VwGH 29. 1. 1998, 95/15/0043,
ÖStZB 1998, 609 = AnwBl 1999/7557, zu einer Doppelbelas-
tung mit USt) betont der VwGH auch im vorliegenden Fall, dass im
Rahmen der Ermessensübung insbesondere auf die übliche Staa-
tenpraxis beim Abschluss von DBA Bedacht zu nehmen ist, wie sie
sich in den Musterabkommen der OECD manifestiert. Nach Art 7
des OECD-MA zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Nachlass-, Erbschaft- und Schenkungsteuern ergibt
sich ein ausschließliches Besteuerungsrecht des Wohnsitzstaates
des Geschenkgebers („nur in diesem Staat“). Hinzuweisen ist
jedoch darauf, dass dies nicht bedeutet, dass die bel Beh im fort-
gesetzten Verfahren zwingend eine Befreiung von der österrei-
chischen Steuerpflicht vornehmen müsste. Auf jeden Fall ist aber
erforderlich, dass sie sich in der Begründung ihrer Ermessensent-
scheidung mit Art 7 OECD-MA auseinander setzt.

Niklas Schmidt
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Alexander Petsche: EG-Kartellrecht:
Die neue Gruppenfreistellungsverord-
nung ist beschlossen

299. Liebscher, Christoph und
Alexander Petsche: Checkliste: Ent-
spricht ein Vertriebsvertrag der neuen
EG-Gruppenfreistellungsverordnung?

319. List, Wolfgang: Behandlung
nicht gefährlicher Abfälle – wer ist zu-
ständiger Gesetzgeber?

Finanz-Journal
4, 97. Hilber, Klaus: Zusätzliche Be-

deutungen der Buchführungsgrenzen
des § 125 BAO

99. Wolf, Erich: Praxisfragen zum
Neugründungs-Förderungsgesetz

immolex
4, 116. Stabentheiner, Johannes: Zu

Einzelfragen des wohnungseigentums-
rechtlichen Vorzugspfandrechts

121. Kepplinger, Henriette-Christine:
Ehegattenwohnungseigentum, Exeku-
tion und Konkurs

Juristische Blätter
4, 205. Oberhammer, Paul: Objektive

Grenzen der materiellen Rechtskraft:
Bindung und Präklusion

223. Venier, Andreas: Die neuen Di-
versionsbestimmungen und das Sucht-
mittelG

Medien und Recht
2, 82. Korn, Gottfried: Zur Verbreiter-

haftung des Medieninhabers für An-
zeigeninhalte (zugleich eine kritische
Analyse der Entscheidung 4 Ob 213/
99i – „Skandalmüll“, MR 2000, 22)

111. Jelincic, Anna Maria: Zusam-
menschaltungsentgelte 2000. Zur Ent-
scheidung der Telecom-Control-Kom-
mission vom 27. März 2000, Z 30/
99

114. Taucher, Bernd: Die Entschei-
dung der TKK zur Carrier Preselection.
Die Telecom-Control-Kommission hat
am 7. März 2000 eine wesentliche
Entscheidung zur Verbindungsnetzbe-
treibervorauswahl verabschiedet

117. Feiel, Wolfgang und Hans
Peter Lehofer: Die „kleine TKG-
Novelle“. Einige Anmerkungen aus
verwaltungsrechtlicher und regulatori-
scher Sicht

MultiMedia und Recht
5, 256. Schmitz, Dirk: UN-Kaufrecht

(CISG) und Datentransfer via Internet

260. Liesching, Marc und Thomas
Günter: Verantwortlichkeit von Inter-
net-Café-Betreibern. Besonderheiten
bei pornografischen und sonstigen
jugendgefährdenden Inhalten
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Neue Juristische Wochenschrift
19, 1370. Heckmann, Dirk: E-Commerce:

Flucht in den virtuellen Raum? Zur
Reichweite gewerberechtlicherBindun-
gen des Internethandels

1375. Pukall, Kirstin: Neue EU-Grup-
penfreistellungsverordnung für Ver-
triebsbindungen

1387. Schaefer, Christoph und Günter
Wittig: Geldwäsche und Strafverteidi-
ger

20, 1441. Klein, Hans H.: Die Rechen-
schaftspflicht der Parteien und ihre
Kontrolle

1451. Döser, Wulf H.: Anglo-ameri-
kanische Vertragsstrukturen in deut-
schen Vertriebs-, Lizenz- und sonstigen
Vertikalverträgen

Österreichische Blätter für
gewerblichen Rechtsschutz
und Urheberrecht
3, 99. Essl, Marcus: Freiheitsbedürf-

nis bei generischen und beschreiben-
den Internet-Domains?

Österreichische
Immobilien-Zeitung
8, 141. Kepplinger, Henriette-Christine:

Darstellung der neueren Judikatur zu
den Kündigungsgründen des § 30
Abs 2 MRG

Österreichische Juristen-Zeitung
9, 321. Leidenmühler, Franz: Das Bun-

desverfassungsgesetz für ein atom-
freies Österreich im Licht des Europa-
rechts

325. Lagodny, Otto: Staatsanwalt-
schaft oder/und Kriminalpolizei? Zur
Ermittlungsmacht im österreichischen
strafprozessualen Vorverfahren bei
Abschaffung des Untersuchungsrich-
ters

332. Gründler, Bettina: Die Neu-
regelung einer Teilnahme an der Ob-
sorge nach Trennung und Scheidung
der Eltern durch den Entwurf des
KindRÄG 1999

10, 361. Schmoller, Kurt: Lebensschutz
bis zum Ende? Strafrechtliche Refle-
xionen zur internationalen Euthanasie-
diskussion

377. Resch, Reinhard: Abgrenzungs-
fragen zur Eingetragenen Erwerbsge-
sellschaft – unter besonderer Berück-
sichtigung der freien Berufe

Österreichische Richterzeitung
5, 102. Fischer, Heinz: Parlament und

Justiz

104. Knoll, Gerhard: Verschuldens-
unabhängiger Unterhalt im Eheschei-
dungsfolgerecht nach dem EheRÄG
1999

116. Steininger, Herbert: Zur Straf-
barkeit von Preisabsprachen im Bau-
gewerbe

Österreichisches Recht
der Wirtschaft
4, 194. Filzmoser, Friedrich: Gewerbe-

rechtliche Namens- und Kennzeich-
nungsvorschriften im e-commerce

199. Saria, Gerhard: Vereinsmit-
gliedschaft und KSchG

244. Fellner, Karl-Werner: Steuer-
hinterziehung und Bankgeheimnis

253. Janeba-Hirtl, Emilie und Sabine
Studera: Mitübertragung von Schul-
den an eine Privatstiftung auf den
Todesfall

254. Moritz, Helmut: Getränke-
steuer: Einschränkung der Rückwir-
kung – ein Fehlurteil?

5, 258. Mutz, Martin: Vertikale Ver-
triebssysteme: Ein neuer Anlauf

264. Prader, Christian: Wohnungs-
eigentümergemeinschaft – Verbrau-
cher oder Unternehmer?

267. Gruber, Michael: Reflexionen
über die Kündigungsform beim Versi-
cherungsvertrag

286. Drs, Monika: Versetzungs-
schutz bei veränderter Arbeitszeit?

291. Grießer, Georg: Untergang
des Betriebsrates im Kleinstbetrieb?

Recht der Medizin
3, 67. Stolzlechner, Harald: Überle-

gungen zur ärztlichen Verschwiegen-
heits-, Anzeige- und Meldepflicht

77. Aigner, Gerhard: Zur Situation
der Patientenrechte in Österreich. Be-
standsaufnahme und Perspektiven

82. Katschnig, Kurt F. und Edwin
Mächler: Kooperation im Arztberuf
leicht gemacht

Schweizerische Juristen-Zeitung
8, 184. Schiller, Kaspar: Vom War-

schauer zum Montrealer Abkommen.
Einige Aspekte der neuen Haftungs-
ordnung im Lufttransport

Steuer- und Wirtschaftskartei
12, S 362. Hilber, Klaus: Auswirkungen

der neuen Pauschalierungsmöglichkei-
ten auf liebhabereibehaftete Betäti-
gungen

W 33. Liebscher Christoph und Ale-
xander Petsche: Umfassende Reform
des Vertriebsrechts in der EU. Zehn
Fragen und Antworten zur neuen EG-
Gruppenfreistellungsverordnung

15, S 427. Lenneis, Christian: Kostener-
satz bei Säumnisbeschwerden

W 55. Schilchegger, Johann: Zur Ver-
jährung von Steuerberatungshonorar-
ansprüchen. Wann beginnt der Fris-
tenlauf und wie kann der Verjährungs-
eintritt verhindert werden?

Versicherungsrecht
13, 525. v. Gerlach, Jürgen: Die prozes-

suale Behandlung von Schmerzens-
geldansprüchen

548. Lehr, Wolfgang: Die neuen
Incoterms 2000

Die Versicherungs-Rundschau
4, 43. Augenhofer, Susanne: Die Ver-

brauchsgüterkauf-RL und das österrei-
chische Recht
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Wirtschaftsrechtliche Blätter
April, 145. Gruber, Michael: Wettbe-

werbsrechtlicher Nachahmungsschutz
gegen kompatible Produkte?

156. Aichlreiter, Josef W.: Ist der
Wirtschaftsminister ein unabhängiger
Kontrollor des Strommarktes?

Wohnrechtliche Blätter
5, 133. Würth, Helmut: Die Wohn-

rechtsnovelle 1999 – kritisch betrach-
tet (Teil II – Wohnungseigentumsrecht)

138. Vonkilch, Andreas: Mietzins-
überprüfung für bestimmte Zinster-
mine und Lauf der Präklusivfrist nach
§ 16 Abs 8 MRG. Zugleich eine Be-
sprechung von 5 Ob 170/99g

Zeitschrift der unabhängigen
Verwaltungssenate
1, 10. Wiederin, Ewald: Das Asyl-

gesetz 1997 im Spiegel der Recht-
sprechung

Zeitschrift für das gesamte
Familienrecht
10, 598. Coester-Waltjen, Dagmar: Fort-

pflanzungsmedizin, EMRK und öster-
reichische Verfassung

Zeitschrift für Insolvenzrecht
und Kreditschutz
2, 38. Lentsch, Michael: Geltendma-

chung und Umfang der Haftung des
Masseverwalters bei gescheiterter Un-
ternehmensfortführung

43. Konecny, Andreas: Belohnung
der bevorrechteten Gläubigerschutz-
verbände bei Unternehmensfortfüh-
rung

46. Reinisch, Stefan: Keine An-
rechnung des vor Annahme eines
Zahlungsplans erworbenen Arbeits-
einkommens auf die Quote

48. Kosch, Norbert: Prozessfinan-
zierung durch Teilabtretung der be-
triebenen Forderung

50. Beirer, Jörg: Checkliste Gewer-
beordnung/Konkurs Teil 1

Zeitschrift für Rechtsvergleichung,
Internationales Privatrecht und
Europarecht
2, 41. Gamauf, Christian: Aktuelle

Probleme des ordre public im Schieds-
verfahren, insbesondere im Hinblick
auf Eingriffsnormen

53. Hiesel, Martin: Neue Wege in
der Grundrechtsinterpretation?

75. Zankl, Wolfgang: Internatio-
nale Ansätze einer zeitlichen Staffe-
lung des Ehegattenerbrechts

Zeitschrift für Verkehrsrecht
5, 146. Lewisch, Peter: Funktion und

Reichweite des Vertrauensgrundsat-
zes im Fahrlässigkeitsstrafrecht

152. Wielke, Bernhard und Tina-
Maria Wielke: Strittige HWS-Verlet-
zungen nach Auffahrunfällen. Wech-
selwirkung Richter – medizinischer
SV – technischer SV

Zeitschrift für Verwaltung
2, 194. Grabenwarter, Christoph und

Michael Holoubek: Demokratie, Rechts-
staat und Kollegialbehörden mit rich-
terlichem Einschlag. Zu den verfas-
sungsrechtlichen Grenzen der Ein-
richtung von Kollegialbehörden nach
Art 20 Abs 2 und Art 133 Z 4 B-VG

214. Stolzlechner, Harald: Verwal-
tungsrechtliche Abwägungsentschei-
dung. Rechtsfragen der Berücksichti-
gung öffentlicher und privater Interes-
sen bei individuellen Verwaltungsent-
scheidungen

225. Fuss, Hans-Paul: Welche Män-
gel eines schriftlichen Anbringens sind
verbesserungsfähig? Zur Auslegung
des § 13 Abs 3 AVG idF der Nov
BGBl I 1998/158

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber kei-
nesfalls einen Anspruch auf Vollständigkeit.

Arbeitsrecht. 2. Aufl. Von Jud/Radner/
Hauser. Verlag Österreich, Wien
2000. 298 Seiten, br, S 298,–.

Grundriss des österreichischen Bundesver-
fassungsrechts. 9. Aufl. Von Walter/
Mayer. Verlag Manz, Wien 2000.
XXXVIII, 698 Seiten, geb, S 840,–.

StPO und wichtige Nebengesetze. 8. Aufl.
Von Foregger/Fabrizy. Verlag Manz,
Wien 2000. XXII, 1242 Seiten, geb,
S 1680,–.

Zivilverfahren. Erkenntnisverfahren und
Grundzüge des Exekutions- und Insol-
venzrechts. Von Astrid Deixler-Hübner
mit Teilen von Thomas Klicka. Verlag
Orac, Wien 2000. 376 Seiten, br,
S 620,–.

Für Sie gelesen
■ Eherechtsreform in Österreich. Von

Susanne Ferrari / Gerhard Hopf. Ver-
lag Manz, Wien 2000. 102 Seiten, br,
S 348,–.

Das von Ferrari/Hopf herausgegebene
Buch bietet einen umfangreichen und
detaillierten Überblick über die Änderun-
gen aufgrund des EherechtsänderungsG
1999, wobei Gerhard Hopf und Susanne
Ferrari beide von ihrer Warte aus das Ehe-
rechtsänderungsG dokumentieren.

Susanne Ferrari beschäftigt sich mit den
diversen Aspekten, vor allem des Unterhal-
tes neu, wobei sie insbesondere auch auf
das Verhältnis der neuen Unterhaltsbestim-
mungen zu den sonstigen Regeln über den
Unterhalt, zB bei Scheidung nach §§ 50ff
oder nach § 55 eingeht. Für Praktiker, die
über die Grenzen Österreichs hinaus in
ehe- und familienrechtlichen Angelegen-
heiten tätig sind, bieten auch die weiteren
Beiträge zur Situation des Scheidungsrech-
tes in Deutschland, der Schweiz und den
Niederlanden wertvolle Ergänzungen.

Nicht geteilt werden kann die Auffassung
von Susanne Ferrari, dass die neue Rege-
lung zu billigeren Lösungen führen kann
als bisher. In Wahrheit wird es nur für den
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Staat billiger, weil er sich in vielen Fällen
Sozialleistungen ersparen wird, die in Zu-
kunft der vielleicht schuldlose Ehegatte(in)
zu tragen haben wird.
Wenn Gerhard Hopf in seinem Beitrag
ausführt, dass eine völlige Abkehr vom
Verschuldens- zum Zerrüttungsprinzip man-
gels gesellschaftlichem Konsens nicht mög-
lich war, verschweigt er schamhaft, dass
das Justizministerium unter seiner Feder-
führung im ursprünglich vorgesehenen Ent-
wurf zum EherechtsänderungsG de facto
eine völlige Abkehr vom Verschuldensprin-
zip vorgesehen hatte.
Kritisch anzumerken ist auch, dass Hopf
versucht, seinen ursprünglichen Intentio-
nen dadurch wieder ein Stück näher zu
kommen, dass er der Rechtsprechung
Richtlinien vorgibt, die vorsehen, dass
auch der etwa allein schuldige Ehegatte(in)
einen maximalen Regelabschlag von 30%
des normalen Unterhaltsanspruches nach
§ 66 EheG hinnehmen muss.
Wenn man bedenkt, dass nach der gefes-
tigten Judikatur bei gleichteiligem Ver-
schulden der Unterhaltsbedürftige etwa
50% des normalen Unterhaltsanspruches
zuerkannt bekommt, soll hier nach den
Vorstellungen Hopfs der allein schuldige
Teil zumindest 70% des Normalunterhaltes
erhalten; dies erscheint wenig befriedi-
gend!

Michael Czinglar

■ Ehe- und familienrechtliche Entscheidun-
gen, Band XXXV. ESlg. Von Anton
Schwarz / Karl Heinz Zehetner. Verlag
Manz, Wien 1998. 686 Seiten, Ln,
S 1960,–.

Dem System der bisherigen erfolgreichen
Sammlung folgend, gibt der 35. Band wie-
derum umfangreiche Judikatur der Rekurs-
gerichte aufgrund eingeschränkter Anruf-
barkeit des Obersten Gerichtshofes wie-
der. Neben den nur sechs vorhandenen
oberstgerichtlichen Entscheidungen, alle
datierend aus dem Jahr 1998, umfasst die
Entscheidungssammlung stattliche nahezu
3000 neue Entscheidungen. Anhand des
umfangreichen Schlagwortverzeichnisses

und der beibehaltenen Systematik eine
wunderbare Hilfe für den Familienrechtler!

Ruth E. Hütthaler-Brandauer

■ Sozialversicherung 2000. Von Theodor
Tomandl. Verlag Manz, Wien 1999.
76 Seiten, br, S 228,–.

Der Leser dieses Buches hält ein Werk in
Händen, das sich der außerordentlichen
Schwierigkeiten annimmt, die mit 1. 1.
2000 im Bereich der neu eingeführten
Sozialversicherungspflicht für Einkommen
aus freien Dienstverträgen und aus der
„neuen Selbständigkeit“ auf uns zugekom-
men sind.

In 6 Kapiteln versucht Theodor Tomandl
Begriffe wie „freier Dienstnehmer“, „dienst-
nehmerähnliche freie Dienstnehmer“ und
„neue Selbständige“ nicht nur zu definie-
ren, sondern auch deren Versicherung
nach ASVG bzw GSVG zu klären.

Eine wesentliche Schwierigkeit der Darstel-
lung besteht für den Autor jedoch darin,
dass bisher noch keine höchstgerichtliche
Rechtsprechung vorliegt, an der sich die
Praxis orientieren könnte, so dass eine In-
terpretation nur anhand der vorhandenen
Literatur vorgenommen werden konnte.

Mit diesem Buch ist es dem Autor wieder
einmal gelungen, mit wenigen Worten
eine enorme Fülle an Information einfach
und verständlich aufzuarbeiten. Die gelun-
gene Arbeit kann daher nicht nur allen
Praktikern, sondern auch Studenten der
Rechtswissenschaft wärmstens empfohlen
werden.

Georg Grießer

■ Ärztliche Verantwortung und Aufklä-
rung. Von Friedrich Harrer / Anton Hel-
mut Graf, beide auch Hrsg. Verlag
Orac, Wien 1999, 180 Seiten, br,
S 490,–.

In dieser handlichen Broschüre werden die
Referate wiedergegeben, die zum Thema
der ärztlichen Verantwortung und Aufklä-
rung bei einem Symposion auf der Edmunds-
burg in Salzburg im Vorjahr von Medizinern
der verschiedenen Fächer und von Lehrern

des Rechts an den Universitäten Salzburg
und Zürich gehalten worden waren.
Gleich am Beginn wird die auf eine
vor 100 Jahren gefällte Entscheidung des
Deutschen Reichsgerichts zurückgeführte
These bekämpft, nach welcher der inva-
sive Eingriff eines Arztes in den Körper des
Patienten eine rechtswidrige Körperver-
letzung darstelle. Diese Rechtswidrigkeit
werde nur beseitigt, wenn der Eingriff me-
dizinisch indiziert ist und die Einwilligung
des Betroffenen vorliegt, die aber nur gül-
tig ist, wenn ihr eine entsprechende Auf-
klärung vorausgegangen ist.
In der Tat gewinnt die Problematik von Ein-
willigung und Aufklärung immer mehr an
Bedeutung in den gerichtlichen Haftpflicht-
prozessen, aber auch in den Verfahren vor
Schlichtungsstellen und Schiedsinstanzen.
Bedauerlicherweise widmen nicht wenige
Ärzte dem Aufklärungsgespräch nur gerin-
gen Raum und lässt auch die ärztliche Aus-
bildung an den Universitäten und in den
Krankenanstalten bei der Wissensvermitt-
lung über die Aufklärung zu wünschen
übrig. Und die Rechtsanwälte? Manchmal
konnten sie die von ihnen vertretenen ehe-
maligen Patienten vor dem Unterliegen im
Haftpflichtprozess dadurch bewahren,dass
sie noch rechtzeitig vor Schluss der mündli-
chen Verhandlung das Klagebegehren
auch noch auf die mangelnde Aufklärung
und/oder Einwilligung gestützt haben.
Es lohnt sich für den Anwalt, dass er sich
wiederkehrend mit diesem Problemkreis
beschäftigt. Dazu ist diese, mit vielen Hin-
weisen aus der medizinischen Praxis ver-
sehene Broschüre ein ausgezeichnetes
Hilfsmittel.

Alfred Haslinger

■ Umgründungssteuergesetz, Kommen-
tar. Von Hanns F. Hügel / Klaus Hirsch-
ler / Johann Mühlehner. Verlag Orac,
Wien 1999. 752 Seiten, geb,
S 2290,–.

Die Kurzbezeichnung des von den Auto-
ren kommentierten Gesetzes „Umgrün-
dungssteuergesetz“ und der gleich lau-
tende Titel ihres Kommentars verweisen
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auf eine Materie, die dem Abgabenrecht
zuzuordnen ist. Der 4. Teil des UmgrStG
betraut demzufolge auch den BMF mit der
Vollziehung dieses Bundesgesetzes. Ganz
in diesem Sinn wird im Vorwort (Seite V)
darauf hingewiesen, dass das UmgrStG
zwar als Sondergesetz konzipiert ist, je-
doch in engem Wertungszusammenhang
mit dem allgemeinen Ertragsteuerrecht
(EStG, KStG) steht.

Dessen ungeachtet darf die Bedeutung die-
ses (Abgaben-)Gesetzes für das Handels-/
Gesellschaftsrecht nicht übersehen werden
(nicht von ungefähr wird das UmgrStG in
jedem Kodex „Handelsrecht“ ungekürzt
abgedruckt). Erinnert sei an die klassische
Aussage des OGH (2. 3. 1972, 6 Ob
42/72, JBl 1973, 90 mit Anm Kastner),
dass die (abgabenrechtliche) Neun-Mo-
nate-Frist des (damaligen) § 3 Abs 2
StruktVG die (handelsrechtliche) Sechs-
Monate-Frist des § 4 des (damaligen)

UmwG, BGBl 1954/187, „auf Dauer der
Geltung des StruktVG“ verdrängt hat. Mag
es insoweit – durch GesRÄG 1992 als
Dauerrecht; siehe auch Arnold in FS Kast-
ner, 51 FN 140 – (bzw generell im Be-
reich des Handelsrechts) Angleichungen
durch den Zivilgesetzgeber gegeben ha-
ben, so ist die aufgezeigte Wertung im
Grunde nach wie vor gegeben.

Unter diesem Aspekt ist Kollege Hügel (der
die §§ 1 bis 8, 12 bis 22, 39, 40 und 42
UmgrStG zur Kommentierung übernom-
men hat) ein Garant dafür, dass der
Kommentar auch dem handelsrechtlichen
(gesellschaftsrechtlichen) Aspekt die ihm
zukommende Bedeutung beimisst. Der
Kommentar erkennt durchaus auch die Zei-
chen der Zeit, wenn er jeweils den grenz-
überschreitenden Umgründungen beson-
deres Augenmerk widmet.

An die Kommentierung des UmgrStG
schließen sich auf rund 150 Seiten die

Materialien, die Fusionsbesteuerungsricht-
linie, ein Verzeichnis des Schrifttums, eine
Auflistung der einschlägigen Entscheidun-
gen des VwGH (mit unrichtiger Kopfleiste
auf Seite 711), eine Dokumentation von
über 350 einschlägigen Erlässen des BMF
und ein Stichwortverzeichnis an, womit
der Wert dieses Kommentars für die Praxis
erheblich gesteigert ist.

Nur der, der das Werk bloß durchblättert,
könnte vermeinen, dass der 3. Teil des
UmgrStG (Übergangs- und Schlussbestim-
mungen, Seiten 588 bis 590) unkommen-
tiert geblieben wäre. Man findet nämlich
zB (im Zusammenhang mit der Firmenwert-
abschreibung) eine Auseinandersetzung
mit dem 3. Teil Z 4 lit a UmgrStG unter § 3
Rz 70. Die aaO getätigte Aussage, „Der
Eingriff in das ‚wohlerworbene‘ Recht zur
Firmenwertabschreibung aus Alttransaktio-
nen verstößt gegen den vom VfGH in stän-
diger Judikatur bejahten gleichheitsrechtli-
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chen Vertrauensschutz“, wurde zwischen-
zeitig höchstgerichtlich bestätigt. Der VfGH
hat mit Erk 3. 3. 2000, G 172/99, eben
diese lit a der Z 4 des 3. Teils des
UmgrStG (mit Wirksamkeit ab Ablauf des
31. 12. 2000) als verfassungswidrig auf-
gehoben.
Die solcherart eindrucksvoll bestätigte
Treffsicherheit des Werkes ist aber zweifel-
los nicht bloß auf diese Rz beschränkt.

Wolf-Dieter Arnold

■ Markenrecht, Kommentar, 2. Aufl. Von
Karl-Heinz Fezer. Verlag C.H. Beck,
München 1999. 2825 Seiten, geb,
S 3270,–.

Bereits zwei Jahre nach der Erstauflage
1997 bringt Fezer den deutschen Stan-
dardkommentar zum Markenrecht in zwei-
ter Auflage heraus. Das Werk setzt den
bekannten Kommentar von Baumbach/
Hefermehl zum Warenzeichengesetz fort.
Karl-Heinz Fezer ist Ordinarius an der
Universität Konstanz, Honorarprofessor an
der Universität Leipzig sowie Richter am
OLG Stuttgart.
Aufgrund der fortgeschrittenen Harmoni-
sierung des Markenrechts durch die Mar-
kenRL (vgl MSchG-Nov 1999) ist das
Werk auch für die Auslegung des öster-
reichischen MSchG äußerst wertvoll. Der
Umfang des aufgearbeiteten Materials
und die Tiefe der Analyse sind beeindru-
ckend. Keine markenrechtliche Fragestel-
lung bleibt unerörtert. Der Band enthält
überdies neben den deutschen Rechts-
grundlagen auch eine Kommentierung der
PVÜ und des MMA sowie alle wesentli-
chen europarechtlichen Rechtsvorschriften
zum Kennzeichenrecht.
Fezer steht für eine moderne Auslegung
des Markenrechts. Sehr instruktiv vertritt er
die Lehrmeinung, dass die charakteristi-
sche Funktion der Marke nicht die traditio-
nelle (unternehmensidentifizierende) Her-
kunftsfunktion, sondern die (produktidenti-
fizierende) Unterscheidungsfunktion ist (vgl
Einl, Rz 31ff; § 3 Rz 9ff). Konsequent lehrt
Fezer daher, dass es bei der Beurteilung
der Verwechslungsgefahr nicht auf das

Vorliegen einer Irreführung über die Her-
kunftsidentität des Produkts, sondern allein
auf die Assoziationsgefahr eines Irrtums
über die Produktverantwortung des Mar-
keninhabers ankommt; Einl Rz 41; § 14
Rz 130; dazu vgl auch Schanda, MSchG
§ 10 Rz 24).
Wer sich mit Markenrecht ernsthaft befasst,
wird mit dem neuen Fezer viele interes-
sante Stunden verbringen.

Reinhard Schanda

■ Grundriss des österreichischen Straf-
rechts, Allgemeiner Teil. Von Diethelm
Kienapfel / Frank Höpfel. 8. Aufl. Ver-
lag Manz, Wien 2000. 312 Seiten, br,
S 610,–.

Mit der vorliegenden 8. Auflage bringen
die Autoren das nicht nur für Studenten als
unverzichtbar zu bezeichnende Werk des
Allgemeinen Teils des Strafrechts auf den
neuesten Stand (1. 10. 1999). Berücksich-
tigt sind insbesondere worden das StRÄG
1998 und die StP-Novelle 1999. Von
Höpfel wurden speziell das Kapitel über
die „Verbrechensdogmatik und Strafzu-
messung“ und über den neu aufgenomme-
nen Beitrag zum höchst aktuellen Thema
der „Diversion als ‚dritten Spur‘ im Straf-
recht“ gestaltet. Eine andere Erweiterung
betrifft das Grundrecht im Art 4 7. ZPMRK
(ne bis in idem) und die Auswirkungen der
diesbezüglichen Judikatur des EGMR und
des VfGH auf die strafrechtliche Konkur-
renzlehre.
Wesen und Gliederung des Werkes wur-
den von den Autoren beibehalten. Schritt
für Schritt wird auf wenigen Grundbegrif-
fen aufbauend ein fundiertes und anwen-
dungsorientiertes Strafrechtssystem entwi-
ckelt, welches auf den spezifischen dog-
matischen Ansätzen des Hauptverfassers
Kienapfel (Einordnung des Tatvorsatzes
als Schuldmerkmal, funktionales Einheits-
tätersystem) beruht. Charakteristisch für
die Darstellung sind die kurz gefassten,
instruktiven Absätze und die optische Ge-
staltung, welche auf Fußnoten verzichtet
und es dem Leser ermöglicht, das Wesent-
liche auf einen Blick zu erkennen. Die über

3800 enthaltenen Zitate von Judikatur und
Literatur sind so in den Text eingebaut,
dass die flüssige Lesbarkeit nicht beein-
trächtigt wird. Treffend ist in diesem Zu-
sammenhang noch immer die Aussage
von Ernst Jahoda zur Erstauflage, welcher
das Werk als „Lehrbuch im Telegrammstil“
bezeichnet hat.
Festzuhalten ist aber, dass die Fülle der im
vorliegenden Werk behandelten Fragen
und die dafür angebotenen Lösungen –
wie auch bei den drei Bänden zum Beson-
deren Teil des Strafrechts – über den Um-
fang eines reinen Lehrbuchs hinausgehen
und der „Grundriss“ des Allgemeinen Teils
daher auch für einen im Strafrecht tätigen
Praktiker eine wertvolle Hilfe darstellt. Al-
les in allem kann von einer gelungenen
Neuauflage des verdienten Werkes ge-
sprochen werden.

Alfred Pressl

■ StGB und ausgewählte Nebengesetze.
7. Aufl. Von Egmont Foregger / Ernst
Eugen Fabrizy. Verlag Manz, Wien
1999. 1154 Seiten, geb, S 1680,–.

Mit dem neu aufgelegten Referenzwerk
des materiellen Strafrechtes beschreitet der
Manz-Verlag neue Wege.
Das Internet ist allgegenwärtig und unver-
zichtbar:
Der gesamte, in gebundener Buchform
vorliegende Kurzkommentar ist vollständig
im Internet unter www.MANZLine.at/Straf-
recht verfügbar und wird von den promi-
nenten Autoren laufend aktualisiert.
Novellen, Entscheidungen und Lehrmei-
nungen werden ständig eingearbeitet, so-
dass der Benutzer zusätzlich zum Buch
den letzten Stand der Rechtsentwicklung
aus dem Internet abrufen kann.
Hiezu ist allerdings eine Zugangsberechti-
gung erforderlich, die vom Manz-Verlag
für Buchbesteller um S 900,– für das
1. Jahr und für die Folgejahre um jeweils
S 1680,– angeboten wird.
Der Kurzkommentar selbst ist ein für alle
mit Strafrecht in irgendeiner Weise befass-
ten Kanzleien unverzichtbarer Arbeitsbe-
helf und neben Mayerhofer/Rieder wohl
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das Standardwerk für Praktiker zum mate-
riellen Strafrecht.
Die übersichtliche Gliederung erleichtert
das Nachschlagen ungemein und ermög-
licht auch denjenigen, die nicht regelmä-
ßig mit Strafrecht befasst sind, ein rasches
Einlesen und einen schnellen Überblick
über die Materie.
Die klare juristische Sprache und das Ver-
meiden allzu vieler Abkürzungen garantiert
in überaus angenehmer Form leichte Les-
barkeit und vermeidet Missverständnisse.
Die zahlreich zitierte Judikatur und die bis
Juli 1999 aktualisierten Hinweise auf das
Schrifttum lassen keine Wünsche für den
Benützer offen.
Im Zusammenhang mit der leicht verständ-
lichen und benützerfreundlichen Internet-
seite hat der Benützer die Garantie, auf
dem allerletzten Stand der Rechtsentwick-
lung zu sein.

Peter Bartl

■ Wiener Kommentar zum Strafgesetz-
buch. 2. Aufl. Herausgegeben von
Frank Höpfel / Eckhard Ratz. 3. Liefe-
rung (§§ 125–141) bearbeitet von
Christian Bertel. 76 Seiten, br, S 230,–.
4. Lieferung (§§ 142–145) bearbeitet
von Maria Eder-Rieder. 52 Seiten, br,
S 170,–. 5. Lieferung (§§ 68–74) bear-
beitet von Jerabek/Kathrein. 45 Seiten,
br, S 158,–. 6. Lieferung (§§ 242–
268) bearbeitet von Egmont Foregger.
52 Seiten, br, S 175,–. 7. Lieferung
(§§ 269–273) bearbeitet von Michael
Danek. 34 Seiten, br, S 120,–. Manz
Verlag, Wien 1999.

Die Herausgeber sind durch die oben an-
geführten, bereits 1999 erschienenen Lie-
ferungen, ihrem ehrgeizigen Vorhaben,
die Fertigstellung des Kommentars bis
2002 zu verwirklichen, wieder ein Stück
näher gekommen.
Die 3. Lieferung behandelt den ersten Teil
der Vermögensdelikte von der Sachbe-
schädigung bis hin zur Entwendung
(§§ 125–141). Daran anschließend die
4. Lieferung, die sich dem Raub und der
Erpressung widmet. Jedes Delikt bzw Qua-

lifikation oder Privilegierung wird umfas-
send kommentiert. Zahlreiche Hinweise
auf Judikatur- und Literaturfundstellen unter-
mauern die gewohnte Qualität des Wie-
ner Kommentars.

Die 5. Lieferung beinhaltet die im letzten
Abschnitt des Allgemeinen Teils angesie-
delten Begriffsbestimmungen des StGB.
Hierbei wurden die im Zuge des Straf-
rechtsänderungsgesetzes 1998 erfolgten
Änderungen beim Angehörigen- und Be-
amtenbegriff berücksichtigt.

Die 6. Lieferung hat jene Straftatbestände
zum Inhalt, deren geschütztes Rechtsgut
die Republik Österreich, die obersten
Staatsorgane, das Bundesheer bzw Wah-
len und Volksabstimmungen sind. Daran
unmittelbar anschließend im StGB und als
7. Lieferung der neunzehnte Abschnitt des
Besonderen Teils, die strafbaren Handlun-
gen gegen die Staatsgewalt. Auch hier

sticht der Wiener Kommentar durch eine
ausführliche Kommentierung unter Heran-
ziehung aller Aspekte hervor.

Alexander Christian

■ Privatisierung im Europarecht, Steuer-
recht, Arbeitsrecht und Sozialrecht. Von
Markus Achatz / Hubert Isak / Franz
Marhold. Schriftenreihe der Arbeits-
und Sozialrechtskartei, Band 5. Verlag
Linde, Wien 1999. 128 Seiten, kart,
S 291,–.

Die in diesem Werk veröffentlichten drei
Beiträge zu Fragen der Privatisierung sind
beim Symposium der Studiengesellschaft
für Recht & Wirtschaft am 16. 7. 1998 in
Graz gehalten worden und für die Ver-
öffentlichung aktualisiert worden. Isak stellt
die Probleme der Ausgliederung, Privati-
sierung und Beleihung im Spannungsfeld
zwischen dem österreichischen Recht und

Indexzahlen April 2000

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 104,5

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 101,9

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 136,7

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 212,4

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 372,8

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 475,0

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 476,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4173,3

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3544,6

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3596,8

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 106,3

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 141,4

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 235,5

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2297,7
Zahlenangaben ohne Gewähr
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dem Gemeinschaftsrecht dar. Anhand der
Beispiele Telekommunikation, Energie und
Rundfunk zeigt er die Problemfelder auf.
Bedauerlicherweise hat Isak das Tele-
kom Erk des VfGH (VfGH 24. 2. 1999,
B 16125/98) nicht erwähnt. Er zeigt in
seinem Aufsatz deutlich auf, dass die
Privatisierung von staatlichen Aufgaben
einerseits durch das Gemeinschaftsrecht
vorgegeben wird, andererseits das Ge-
meinschaftsrecht Regelungen für die Priva-
tisierung aufstellt.

Marhold führt die arbeits- und sozialrechtli-
chen Probleme der Privatisierung vor. Die
Mitarbeiter von zu privatisierenden Betrie-
ben haben oft eine andere arbeitsrechtliche
Stellung und andere entgeltliche Ansprüche
als ihre Kollegen in der Privatwirtschaft. Die
Frage der kollektivvertraglich zulässigen
Bezahlungshöhe wird von Marhold aus-
führlich dargestellt. Weiters werden auch
die individualarbeitsrechtlichen Fragen bei
der Privatisierung deutlich. Zu erwähnen
sei in diesem Zusammenhang die Recht-
sprechung des VfGH (VfGH 12. 4. 1997,
G 400796, G 44/97 = VfSlg 14.805/
97), in der er die Befreiung der ÖBB für die
Kommunalsteuer aufhob.

Für jeden mit Fragen der Privatisierung
Beschäftigten ist dieses Buch eine gute
Zusammenstellung und sollte in dessen Bib-
liothek nicht fehlen.

Wolf-Georg Schärf

■ Das Bundesgesetz über die Gewährung
von Asyl. Von Josef Rohrböck. Verlag
Orac, Wien 1999. 726 Seiten, geb,
S 1960,–.

Das unter dem obgenannten Titel erschie-
nene Werk stellt einen umfangreichen
Kommentar zum AsylG 1997 unter Berück-
sichtigung der AsylG-Novelle 1998 dar
und fußt ua auf der vom selben Autor ver-
fassten Monografie zum AsylG 1991
(siehe meine Besprechung in AnwBl 8/95,
611, Das AsylG 1991). Auf die wesentli-
chen Änderungen gegenüber dem AsylG
1991, wie zB den neuen Asylbegriff –
Gewährung des dauernden Einreise- und
Aufenthaltsrechts in Österreich – und den
Begriff der Drittstaatssicherheit unter An-
wendung einer zukunftsorientierten Prog-
nose, geht der Autor detailliert ein.

Eingeleitet wird das Werk durch eine
historische Kurzdarstellung des Asylrechts,
beginnend im antiken Griechenland und
endend im Rechtsbereich der EU bei den
Ergebnissen des Vertrages von Amsterdam
(Art N Abs 2 EU-Vertrag), mit welchem
eine wesentliche Ausweitung der Kompe-
tenzen der Gemeinschaft auf dem Gebiete
des Asylrechts vorgesehen wird.

Nach der Einleitung beginnt der eigent-
liche Kommentar, der fettgedruckt den
Gesetzestext des jeweiligen Paragraphen
wiedergibt, gefolgt vom Text der dem
Paragrafen zugeordneten Regierungsvor-

lage. Anschließend schlüsselt eine Inhalts-
übersicht die Themen zum gegenständli-
chen Paragrafen auf. Die einzelnen The-
men sind sorgfältig unter Anführung zahl-
reicher Literatur und Judikatur sowohl des
UBAS als auch der Höchstgerichte aufbe-
reitet.

Abgerundet wird der Kommentar durch
ein ausführliches Gesamtinhaltsverzeichnis
unter Hinweis auf die Seitenzahlen, wäh-
rend der Kommentartext noch durchge-
hend nach Randziffern gegliedert ist und
Verweise im Text auf die jeweiligen Rand-
ziffern erfolgen. Ein umfangreiches Sach-
register erleichtert dem Benutzer zusätzlich
das Auffinden von einzelnen Begriffen im
Kommentar.

Im Anhang finden sich ua die Texte
der AsylG-DV, der Genfer Flüchtlingskon-
vention, des Dubliner Übereinkommens
und der gesetzlichen Grundlagen für den
UBAS.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass es
sich um einen wissenschaftlich äußerst ge-
glückten Kommentar handelt, der über den
Kernbereich des Asyls weit hinausgeht, da
er auch sonstige fremdenrechtliche Aspekte
mitbehandelt. Nie verlässt das Buch aber
seine Praxisbezogenheit, welche es der
langjährigen Tätigkeit des Autors auf dem
Gebiete des Asylrechts im BMI und nun-
mehr als Mitglied des UBAS verdankt.

Erich Heliczer
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluß
(06212) 71 60, durchgehend erreichbar.

■
RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■
RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■
RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■
Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.
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RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die

Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail iro@aon.at.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1060 Wien, Loquaiplatz 13/19, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig.

Telefon (01) 595 49 92 und (0699) 10 50 58 52, Telefax (01)
595 49 92-99.

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, übernimmt
Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten im
Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauernmarkt 6, übernimmt
infolge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg
(unmittelbare Gerichtsnähe) übernimmt – auch kurzfristig – Substi-
tutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Wien – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 1010 Wien, Seilergasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung.
Telefon (01) 512 75 75-16, Telefax (01) 513 83 03; Mobil (durch-
gehend erreichbar) 0664/420 12 80.

■

Substitutionen aller Art, insbesondere vor den Gerichten im Spren-
gel des LG Korneuburg, übernimmt RA Dr. Georg Uher,
2170 Poysdorf, Josefsplatz 20.
Telefon (02552) 200 30, Telefax (02552) 200 31.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel übernimmt
RA Mag. Hubert Hohenberger, 2320 Schwechat, Brauhausstr. 9a,
Telefon (01) 706 54 64, Telefax (01) 706 54 65.

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.
A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93

■

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings, Temple,
London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Telefax
(0044171) 353 57 78.

Wir suchen eine(n) ambitionierte(n) und einsatzfreudige(n) Rechts-
anwaltsanwärter(in) mit sehr guten Englischkenntnissen, vorzugs-
weise mit großer LU zum möglichst raschen Eintritt.

Ihre schriftlichen Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte an
Braunegg, Hoffmann & Partner, Rechtsanwälte, 1013 Wien, Gon-
zagagasse 9.

■

Rechtsanwaltskanzlei (Wirtschafts-/Zivilrecht) in bester Innenstadt-
lage, verkehrsgünstig (U1/U3) bietet Kollegin/Kollegen in Regie-
partnerschaft repräsentative Räumlichkeiten (RA-/u Konzipienten-
büro, Sekretariat), sonstige Infrastruktur (technische Einrichtungen/
Bibliothek etc). Weitere Kooperation möglich.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100548.

■

Jüngerer Einzelanwalt mit Kanzlei in Wien 1 in verkehrsgünstiger
Lage sucht Regiepartner/in.

Telefon (01) 533 40 11.

■

Biete jungem Kollegen/Kollegin Regiegemeinschaft in Wiener
Wirtschaftsanwaltskanzlei (City-Lage) an.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100566.

■

Kollege(in) für Übernahme einer Anwaltskanzlei südlich von Wien
gesucht.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100567.

Konzipient/in mit Praxis und EDV-Kenntnissen nach Bregenz
gesucht. Ihre Bewerbung (Foto) richten Sie an RA Dr. W. Loacker,
Kornmarktstraße 18, 6900 Bregenz.
Info: www.advokatur-loacker.at
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Büroflächen im Bankgebäude zu vermieten!
Stadtnähe Gmunden, gut sichtbare Lage, Parkplätze vorhanden.
Günstige Betriebskosten, langfristige Vermietung möglich.

Weitere Infos unter Telefon (07612) 639 91-11.

■

182 m2 Hauptmiete in sehr gepflegtem Jugendstilhaus direkt von
Hausverwaltung abzugeben. 4. Bezirk, U-Bahnnähe, Lift, topsa-
niert, Parkettböden, Flügeltüren, Etagenheizung, elegantes Bad
und wunderschöne Küche, keine Ablöse, Gesamtmiete (incl BK
und USt): S 20.000,–

Dr. Andrea Kasamas (Telefon und Telefax bzw Anrufbeantworter)
(01) 505 84 80.

■

RE/MAX Conterra Immobilien GmbH
Schönes, neuwertiges Einfamilienhaus mit Garten am Mieminger
Plateau.

Telefon (0512) 56 69 88.

■

Wr. Neustadt, Rechtsanwaltsbüro in Wohnungseigentum, 120 m2,
Neubau, 3 zugeordnete Parkplätze, Kundenparkplätze ausrei-
chend vorhanden, zu verkaufen.

Telefon (0664) 102 90 30.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Express Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Porsche 911 Carrera, gepflegt + unfallfrei, Serviceheft, Extras.

Telefon (01) 699 24 06.

■

WEKA-Verlag: Im „Österreichischen Juristenkalender 2000“
scheint leider eine falsche Fax-Nummer des BG Zwettl auf. Die
richtige Nummer lautet: (0 28 22) 528 63 25.
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